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Einen Griechenland-Schwerpunkt können 
wir dennoch vorweisen. 

Klaus Ronneberger und Vassilis Tsianos 
rekonstruieren in ihrem Beitrag »Vergesst 
Distomo« die Geschichte der Debatte um die 
Wehrmachtsverbrechen in Griechenland. 
Eine Geschichte, die auch bei Menschen mit 
zehn- oder zwanzigjähriger politischer So
zialisation und der damit verbundenen de
flationären Entwicklung von Augenblicken 

. der Empörung, anstelle jeder Mäßigung den 
Ruf nach dem sofortigen Einsatz des Mor
genthau-Plans treten lässt (diskus lädt am 
14.-10. zu einer Veranstaltung mit den beiden 
Autoren ein). 

Im zweiten Zimmer dieses kleinen Ap
parhnents wohnt ein Vortrag von Etienne 
Balibar, in dem er im Anschluss an Poulant
zas die gegenwärtigen KonjunldiIren des 
»national-sozialen Staates« in Begriffen 
eines Kräfteverhältnisses und den materiel
len Formen innerhalb derer es sich:-bewegt, 
analysiert." Ohne Staatstheorie keine Globa
lisierungskrltik. Ohne gute Globa~sierungs
kritik keine gute Bewegung. Ohne Bewe
gung gar nichts: 

Ohne gute Überleitung kein gutes Edito
rici!. Thomas Seibert war in Genua und ist . 
lebend zurückgekommen. Er versucht in sei
ner 'Einschätzung, ähnlich übrigens wie 
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Poulantzas, bestimmten dualistischen Fixie
rungen bei der Beurteilung der Situation zu 
entkommen, um einen freien Blick auf die 

. . Konfiguration der »Massen von Genua« zu 
bekommen (s. Veranstaltung von links-netz 

. zu Genua am 10.10.) Ein Blick, der sich mit 
dem Sound von New York in den Ohren ge
ändert hat. (Natürlich auch mit den Bildern 
im Kopf: Siehe nicht nur zu gestörten Fern
sehreaktionen nach dem 11.09. die Veran
staltung »Theoretisches Fernsehen« von 
b_books, diskus und plattenbau am 13.10.) 

Die ~lf Thesen von no spoon sind eine im
manente Kritik am hegemonialen Kriegs-di-

, . 

skurs, Immanent heißt, die inneren Wider
sprüche des hegemonialen Blocks aüszu
leuchten, aufzugreifen, zu politisieren und 
darin eine andere Strategie zur Infragestel
lung dessen zu sehen, was uns nun bevor
steht. Weit aus dem Fenster: Auch eine Vari
ante des communisme de ['interieur. 

Noch in der Sendung am Abend des 11.09. 

hatte die Redaktion der französischen Sa
tire-Nachrichten-Sendung ies Guignols de 
l'Info (engl.: Spitting Image) Jose Bove (natür
lich seine Puppe) mit der Frage konfrontiert, 
was er denn von den Anschlägen halte, er 
der doch einst mit seinen Bauerngenossen 
eine McDonalds-Filiale kleingehauen hatte. 
Antwort: Das gilt nicht, der McDonalds 
hatte nur eine Etage. Wie die oppositionelle 
Bauerngewerkschaft Confederation Paysanne, 
deren Mitglied Bove ist, ßUS den militanten 
Kämpfen von Larzac hervor~egangen ist, 
und warum deren Kritik an produktivisti
scher Landwirtschaftspolitik und neolibera
ler Globalisierung - damit sind wir wieder 
in Seattle und Genua - sich vom nationalen 
Protektionismus unterscheidet, kann in Frie
der Dittmars Artikel» Via Campesina « nach
gelesen werden. 

Dass es auch in zukünftigen Galaxien 
noch Kühlschrank- und Knastplaneten gibt, 
'berichtet Christoph Spehr in »Die Säge der 

Benita Torres«. Dass die Bewegung der To
misten bis heute leidenschaftlich gerne 
Schreibtische zersägt, können wir hier noch 
erwähnen. Die Wahrheit über die Vulkanier 
wird aber noch nicht verraten. 

Eine Sondernummer ist eine Sondernum
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Angenommen, es geht hier nicht um Impe
rialismus, Krieg und die globale Hegemonie 
der letzte~ Supermacht. Angenommen, es 
geht statt dessen um eine neu~ Struktur glo
bal vernetzter Machtbeziehungep. und Di
spositive, die sich schon mit dem H. Golf
krieg und, als anderer Strang, mit den 
Zapatisten abzuzeichnen begannen. Dann 
könnte der freie Blick aufs Empire (wie 
.Negri und Hardt es nennen) dabei helfen, 
den vernetzten Aktivismus zwischen Seattle 
und Genua nicht als Frühwarnsystem der 
Weltverwaltung zu begreifen, sondern als 
Multitude, als Ort der Selbstvergesellschaf
tung, den es auszuloten gilt., 

Den freien Blick aufs Empire öffnet gerade 
der materielle Vorsprung, den die Ereignisse 
vor dem Wissen haben, das für adäquate Re
aktionen nötig wäre~ Lassen wir uns also auf ' 
dieses Wissen ein4 ·um dessen immanente 
Grenzen nachzuweisen. Nutzen wir unseren 
Vorsprung. 

o. 

Am 11. September habe ich abends mit 
einem Freund telefoniert. Bei ihm zuhause 
lief nebenher der Fernseher; und das,_was er 
da sah; hatte er bis zu meinem Anruf ganz 
selbstverständlich für ein.en der üblichen 
Katastrophenfilme gehalten. Noch 1938 

. hatte die Ausstrahlung des Radiohörspiels 
War of the Worlds eine Massenhysterie aus
gelöst (ironischerweise vor allem in. New 
York und New Jersey). Heute ist das Verhält
nis von fiktivem und realem Wahnsinn of
fensichtlich umgekehrt. Mehr noch, das 
Genre der Actionfilme, in dem Terroristen" 
während der letzten zwanzig Jahre die Welt 
terrorisierten, verwandelt sich zum WYSI
WYG-Kino - What You See Is What You Get. 
Oder sagen wir eher: Die kollektiven Phant
asien sind von der Wirklichkeit überholt. 
Denn wenn man sich Streifen wie die Die
hard-Sequels vergegenwärtigt, in denen es 
um Passagierflugzeuge und Hochhäuser 
ging, scheint jedes filmische Szenario des 
terroristischen Superschlags plötzlich merk
würdig blaß. Am ~hesten kann 'noch die 
Logik der symbolischen Mobilmachung und 
Kriegserklärung, die nach den Anschlägen 
einsetzte, durch einen FÜm wie ' Indepen
dence Da y eingefangen werden. Es ist kein 
Zufall, daß die >Gegner< hier Aliens sind; die 
plötzlich aus dem Off auftauchen, völlig un
bekannt, ·und außerdem in keiner Weise be
rechenbar. 

Auf der unmittelbaren Ebene des Kon
flikts ist Blade RUn1:ler vermutlich genauer. 
Zwar sind auch hier die Gegner keine Men
schen. Da sich die Androiden aber äußerlich 
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kaum unterscheiden, sind sie nur schwer zu 
identifizieren und können sich völlig frei im 
gesellschaftlichen Alltag bewegen. Sie 
sehen, daß sie um ihr Leben betrogen/ sind, 
haben nichts zu verlieren. Ihre nächsten 

' Schritte s~nd gerade deshalb unvorherseh
bar und unberechenbar. Vom imperialen 
Herrschaftsregime der globalisierten Zita
dellenökonomie her gedacht, sind die Aus
geschlossenen das ganz >Andere<; und die 
Entdeckung, dass ·sie sich mitten unter uns -
bewegen und einer unzugängliche~ Logik 
folgen, ist ein fundamentaler Schock. 

I. 

Selbst die politischen Eliten wussten in den 
Tagen nach dem Anschlag nicht, was nun zu 
tun ist, und klammerten sich an ihre Routi
nen. 'Für dieses Terrorszenario gab es an
scheinend keine Konzepte. Der Vergleich 
des Anschlags mit Pearl Harbout und die 
gängige Rede von Krieg deuten darauf hin, 
daß es überhaupt an Worten und Begriffen 
fehlte, das Geschehene und das Kommende 
zu fassen. Als die NATO den Bündnisfall 
feststellte, wußten selbst die Kabinettsmit
glieder nicht genim, was das jetzt konkret 
bedeutet. Krieg? 

Die schiere Monstrosität der Terrorakte 
sollte , nicht täuschen: Seine Bedeutung er
langt der 11. Septembers nicht allein durch 
die Materialität der Anschläge; die über 
6000 Toten aus 42 Staaten, sondern vor allem 
durch ihre symbolischen Dimension. Mit 
der Zerstörung des Pentagons und des 

. World, Trade Centers sind die Insignien 
ökonomischer und politisch-militärischer 
Macht entzaubert. Das amerikanische 
Selbstverständnis, das eigene Territorium 
als sicheres Hinterland zu wissen, fiel mit 
dem Hauptquartier der letzten Supermacht, 
die nun bitter lernen muß, dass auch sie kein 
idyllisches Eiland im Meer der globalen Ver
werfungen 'ist. Eine ähniiche Lektion muss 
indes auch das globale Management lernen, 
das, ob in London, Tokio oder Singapur, im 
Schatten der Superrriacht seinen Geschäften 
nachging. In d er Stadt der Null-Toleranz 

, zeigt der Einsturz der Twin Towers nicht nur 
die unmittelbare VerwundbarkeÜjener Ak
kumulationsdynamik, die doch halbe Konti
nente in die Krise stürzen kann. Weniger die 
Vernichtung von ein paar Tausend Compu
tern, Büros und Humankapitalien, und sei's 
an der Weltleitbörse, bringt die globalisierte . 
Ökonomie bis in den letzten Winkel ins 
'Wanken. Das Primat der Politik meldet sich 
als Destabilisierung der Verwertungskreis
läufe im Ökopomischen zurück, als Unbere
chenbarkeit des Terrors; als Unkalkulierbar-

keit der staatlichen Reaktionen. Die wech
selseitige Abhängigkeit der kommodifizier
ten Lebensweisen von der Weltkonjunktur 
beweist sich in den Bitten besorgter Wel
tenlenker, sich in Zeiten politischer Krise 
nicht auch noch beim Konsumieren zurük
kzuhalten. 

11. 

Der 11. September war mitnichten der Be
ginn eines neuen Krieges, weil der Krieg des 
21. Jahrhunderts - der postmoderne Krieg
als Krieg nicht mehr zu führen ist. Nicht, 
dass nicht die USA und der Nord-Westen 
versuchen könnteri, tatsächlich in den ~eg 
zu ziehen. Nicht, dass nicht mögliche Mili
tärschläge Tausende von Opfern fordern, 
ganze Landstriche in Not und Elend stürzen 
oder auch neue ~iege ~ntfache.n. Doch so- ' 
wohl die symbolische Dimension der An
schläge wie die Diffusion des Feindes verei
teln die bekannten Reaktionsmuster. Ein 
Krieg gegen den Terrorismus ist genauso 
wenig zu gewinnen wie der Krieg gegen ' 
Drogen. Wem will J,llan schon den Krieg er
klären? Welche Vergeltung kann die Zerstö
rung ~er Insignien militärischer und ökono
mischer Macht aufwieg~n? Terror sich nur 

als staatlich protegierten vorstellen zu kön
nen, zeigt nur die Beschränktheit derer, die 
versuchen, auf die neue mit den Konzepten 
der alten Welt zu antworten. Warum nicht 
die TU Hamburg-Harburg, die Flugschulen 
Floridas und die US-Visa-Behörde bombar
dieren -, gemäß dem Motto: We will make 

. no distinction betw~en the terrorists and 
those, who harbour them? (Bush II, 11.09.) 
Nehmen wir einmal an, es führte tatsächlich 
eine Spur zu bin Laden und at qaida. Die 
Bombardierung verlassener Zeltlager, auch 
halb Afghanistans, wo eh' kaum noch ein 
Stein a~ dem anderen steht, selbst des Iraks 
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klingt eher , nach Windmühlenkämpfen. 
Die Ausweitung von Angriffen auf immer 
neue Schurkenstaaten schafft dagegen nur 
noch weitere Feinde. 

111. 

Es ist naiv zu glauben, die Anschläge hätten 
aktiver staatlicher Beihilfe bedurft und es 
reiche zum Sieg, diese Staaten im Zweifels
fall in Schutt und Asche zu bomben. Um den 
Krieg als Krieg zu gewinnen, müsste jeder 
einzelne Anhänger bin Ladens (so er's denn 
gewesen ist) bedingungslos kapitulieren. 

, Die AufgabensteIlung des postmodernen 
Krieges gleicht eher einer Polizeiaktion. Nur 
mit den Kriterien einer Polizeiaktion ist er 
zu bewerten, ob affinriativ o.der kritisch. Es 
braucht Ermittlungen, Beweise, Fahndung 
und ein Gerichtsverfahren'. Polizeiaktlonen 
müssen zielgenau sein und dürfen nicht 
mehr Schaden anrichten, als den, den sie zu 
verhindern haben. Polizeiaktionen sind der 
Politik immer nachgeordnet. Sie sind nur 
dann effektiv, wenn sie langfristig nicht al
lein auf Repression setzen. 

Kein Staat dieser Welt hat den Anschlag 
aufs WTC begrüßt, nicht nur aus Angst vor 
Vergeltung. Wenn es stimmt, daß mit dem 
WTC die zivilisierte Welt angegriffen 
wurde, und wenn das die Menschen, nicht 
nur die Regierungen, auch so empfinden, 
dann öffnet sich ein globaler politischer 
Raum, innerhalb dessen Konflikte nunmehr 
die Gest,alt einer ~ekämpfung des Terrors 
annehmen. Seit dem Ende der Blockkon
rrontation verwandeln sich die entscheiden
den Konflikte, vom Golfkrieg H, über Soma
lia bis zu Bosnien, dem Kosovo und 
Mazedonien, immer mehr in solche Polizei
aktionen, gelungenere und fehlgeschlagene. 
Konflikte nehmen die Form an, dass sich 
eine immer umfassendere Mehrheit der 
Weltgesellschaft gegen einen materiell jäm
merlichen Feind stellt, dessen lokale Grau
samkeit nur mühsam zum ebenbürtigen 
Gegner der Superallianz stilisiert werden 
kann. Mit Rußland, <;:JUna, sogar Kuba }lnd 
dem Iran ist die Mehrheit total gewordeit. 
Das ist das Empire, und deshalb gibt es 
keine.Kriege mehr, sondern nur noch Ver
brechen gegen die Menschlichkeit. 

IV.' 

Aus der Unfähigkeit, den Krieg gegen den 
Terror tatsächlich gewiimen zu können, 
müßten die USA den Schluß ziehen, daß 
nichf sie das Empire sind, weil das Empire 
kein US-Imperialismus ist. Die USA sind die 
militärische Supermacht und doch nur einer 
von vielen Faktor im Empire. Weil die Glo
balisierung rucht die globale Verallgemeine
rung der Vereinigten Staaten, ist, sondern die 
Weltökonomie, die Weltpolitik und die Welt
kultur sich ihre eigenen, nicht territorialen 
Räume schaffen: über, unter und zwischen 
den einstigen Nationen . 

Empire heißt, daß die einst internationa
len Machtverhältnisse nicht mehr linear zu 
fassen sind. Vielmehr verschränken und v~r
mengen sich einst übersichtliche internatio
nale, nationale und lokale Machtverhält- . 
nisse. Internationale lokalisieren sich in 
global cities, nationale supraregionalisieren 
sich zu Staatengemeinschaften, zigtausend 
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Kilometer entfernte werden zum Vehikel, 

die 'lokalen zu delegitimieren. Die Grenzen 
dä mpfen die Resonanzen nichflänger, öko- ' 
nBmisch wie politisch. Um Mißverständnis
sen vorzubeugen, Empire meint nicht das 
Verschwinden von Staaten, geschweige 
denn von staatlicher Gewalt. Aber es bedeu

tet, daß keine Souveränität mehr zu behaup
teh ist. Für niemanden. Empire steht für die . 
neuartige Komplexität der globalen Macht
und Austauschverhältnisse, für die zuneh

mende Interdependenz der Weltgesell
schaft, weil die Welt räumlich lind zeitlich 

zusammengerückt ist, ohne dabei gleichför
miger zu werden. Jeder Bürgerkrieg ist nun 
ein Krieg inmitten des Empire, mit Hunger, 
Elend Und Zerstörung, mit Waffenbedarf 

und Kampfausb~ldung in der Praxis, mit 
Flüchtlingen und unterbrochenem Waren
verkehr, mit emotionalen, finanziellen, ma-

. I 

terielhm und ideologischen Kanälen in alle 
Regionen der Welt. Nach -Pearl Harbour 

konnten die USA noch alle Japaner internie
ren, die in den vereinigten Staaten lebten. 

Heute muß Bush eine Moschee besuche~. 

V. 

Aus den Konturen des Empire läßt sich ein 
Negativszenario abschätzen. Es droht, wenn 

die Immanenz der Weltgesellschaft nicht an
erkannt wird. Es droht mit jeder strikten 

Grenzziehung zum Feind. Wenn andre Staa
ten, Kulturen und vermeintliche Rassen als 

Ursachen der Probleme identifiziert, und al~ 

Lösting Mauem, Abschottung, ~d Ve:rnich
tung propagiert werden. Statistisch lassen 

sich Terrorwahrscheinlichkeiten projizieren" 
als fGrundlage weltweiter Strafverfolgung 

~ie ' de~ Ausbaus der Kontrollapparate auf . 
der HÖhe der technologischen Entwic-kiung. 
Doch das maximale Maß an Sicherheit, ' das 
diese Strategie bieten kann, wäre die Sicher

heit, wie ~i~ die Bürger Israels erleben. Und 
das wäre wohlgemerkt die rechtstaatliche 
Variante der Terrorprophylaxe, im Gegen

satz zu Tschetschenien. Flugzeugbomben, 
Atomanschläge und großtechnische Atten
tate .sind 50 zu ver~dern, Strafbombardie
rungen simulieren Handlungsfähigkeit. 

Aber auch das Mosaik durchgängiger Zu
gangsbeschränkungen, gestaffelt nach Risi

kogruppe, Videoüberwachung und Aus

weis~ontrollen, die Bewaffnung der halben 
Bevölkerung und die Abschottung des ande
ren Teils können nicht verhindern, dass 

irgend ein Durchgeknallter sich vor de~ 
Disco mit Unkraut-Ex und einer Packung 
Nägeln 'in die Luft jagt. 

VI. 

In Deutschland und vielen anderen Staaten 

gab es Kundgebungen, auf denen die Solida
rität mit' den Opfern des Anschlags, aber 

auch mit der »amerikanisch~~ Nation« de
monstriert werden sollte. Der Angriff auf 

New York löste selbst bei denen Emotionen 
aus, die ansonsten das alltäglich Sterben 

. etwa auf den drei Kontinenten nur mäßig 
interessant finden. Für viele schien der Slo

gan »Wir alle sind Amerikaner«, teils als 

blau-rote Ansteckschleife oder mit den Stars 
and Stripes visualisiert, eine angemessene 

HaltUng zu sein, auch wenn bestimmt nicht 
alle die rückhaltlose militärische Unterstüt

zung der USA bei Vergeltungsschlägen dar
urrter verstanden. Diese Anteilnahme hätte 

wohl kaum allein die Bombardierung des 
Pentagon bewirkt. Entscheidend ist New 

York, der Prototyp der modemen Stadt, Vor

bild für die Skylines auf allen Kontinenten: 
ob in Jakarta, Tokio, Sydney, Cape Town oder 
Riad. Entscheidend ist New York als materi

aler Knoten fast jedes transkontinentalen so
zialen Netzes, die durch das Zusammen
rücken der Welt, die Flucht, die Neugierde, 

die Suche nach dem besseren Job, die Migra
tion in allen ihren Formen entstanden: Die 

Realität von Schanghai, von Kabul ).ll1d Sre

brenica, Oaxaca und Kinshasa ist immer 

auch ein Teil New Yorks. Und umgekehrt. 

VII. 

Was die Zerstörung des WTC so bedrohlich 
macht, ist- die Ahnung, daß sie nicht nur die 

Lebensweise der Global Ruling Class, der 
Banker, Manager und Administratoren zur 
Disposition stellt. Bedroht ist die metropoli
tane Lebensweise, weil sie viel enger mit der 

neoliberalen Globalisierung, hier verstan
den als spezifische Verlaufsform der kapita
listischen Entwicklung, verwoben ist, als es 

der national begrenzte Blick glauben macht. 

. Aus der Perspektive des Empire gehören 
fast alle Bundesbürger zum privilegierten 
oberen Drittel der Weltbevölkerung, jenem 
Drittel, das seine Verantwortung so gern bei

seite schiebt. Es ist eine Binsenweisheit, daß 

der American Way of Life global schlicht 
nicht verallgemeinerbar ist, weder ökono:' 

misch, noch sozial, noch ökologisch. Ameri
can Way of Life meint nicht nur die for

dis tische Seite: Kleinfamilie, PKW u~d 

Eigenheim, McDonald's und Hollywood. Im 
Gegenteil, es ist gerade unsere Lebensweise, 
die Selbstverständlichkeit von Mobilität, der 
Ausdruck unserer Identitäten im kurzlebi

gen Minderheitenkonsum, das dienstlei

stungsintensive Singledasein. Eine Lebens
weise, die ihre materiellen Kosten hat, und 

eben jene neoliberale Kommodifizierung 
von Alltagsarbeit vorantreibt, die die Lohn

einkommen so spreizen. Der Krieg im 
Kongo wird unter anderem durch den 
Abbau jenes Metalls finanziert, das sich in 
jedem der 40 Millionen Handy in der BRD 
befindet. Es ist unsere eigene Leben'sweise -

die Freiheit, uns im Mainstream der Minder

heiten unsere LieblingssubJ.<ultw" zu basteln 
-, die mit ihren immensen materiellen und 

immateriellen Voraussetzungen in Wider

spruch gerät. 

VIII. 

Im Alltag der Globalisierung sind Terroran
griffe nicht auszuschließen. Auch noch so 

aufwendige Überwachung kann in der glo~ 
balisieiten Gesellschaft konspirativen Grup
pen nichts anhaben, die sich im lokalen 

Dyrchschnitt differenter Lebenspraktiken 
verstecken. Im Rauschen der weltweiten 
Zirkulation von Waren, Technologien und 

Datenströmen, Finanz- und Humankapital 

verschwinden die Spuren vernetzter Grup
pen. Technologische ~aßnahmen schränken 
nur die Beweglichkeit von Menschen, Din

gen und Gedanken ein, absoluten Schutz 
können sie nicht garantieren. Die Sicherung 

des Empire nach dem Muster des Israel-Pa
lästina-Konflikts wäre das Ende der Globali

sierung in ihrer jetzigen Form. Hier stoßen 
sich die Sicherheitsinteressen der Exekutive 

mit den Verwertungsinteressen der wirt
schaftliche Funktionseliten, die sich ihrer

seit~ der Emanzipationsdynamik seit '68 be

dienten. Insofern war der Angriff aufs WTC 

tatsächlich ein Angriff auf unsere Freiheit 
und unsere Lebensweise. De Raum in einen 

Flickenteppich homogenisierter Territorien 
zu zerstückeln, !iamit die Alarmfunktion 

statistischer Normabweichung praktikable 
Ergebnisse liefert, würde dem den Boden 

entziehen, was die Aspekte der Globalisie
rung sind, die es eigentlich erst zu verallge

meinern gilt: die stetige Schöpfung neuer 
Kulturen und Lebensweisen, die Wahl der 

Lokalität, das Verschwino.en der Grenzen, 

die Kommunizierbarkeit von Differenz. 

Mehr Sicherheit in der Differenz gäbe es 

gewiß, wenn alle Menschen in Würde leben 
könn.ten. Wenn jeder einzelne mehr zu ver

I 
lieren hätte, als seine Perspektivlosigkeit. 

/ Mehr Sicherheit für alle verspricht auch, was 
die Folgen unserer Handlungen minimiert: 

die Dezentralisierung der Versorgungssy:

sterne, die Dämpfung globaler Rückkop
pltmgen und die Abschaffung fehlerpoten
zierender Verfahren und Technologien. Das ' 

ist eine langwierige Angelegenheit ·und 
würde gewiß dje Dynamik der globalen Ak

kumulation dezentrieren. 

IX. 

Wie kann linke Politik im.Empire aussehen? 

Vielleicht lassen sich global nur noch for
male Kriterien entwickeln, während alle an

deren Bestimmungen ihren emanzipativen 
Cha~akter ganz dem je lokalen Kontext ver
darlken. Ausschließen läßt sich aber ein ganz 

bestimmter Politiktypus, und . zwar derje
nige, der die selbsterklärte Souveränität zur 
Voraussetzung hat. Es sind jene Politiken, 

die behaupten, die WahrJ:leit zu besitzen, 
d!'!n Hebel zu kennen, um die Welt zu verän
dern, und eine strikte Grenze zwischen sich 

und dem Feind ziehen zu können. Dieser 
Politiktypus tritt in unterschiedlicher Ge
stalt auf. Als Taliban, Skinheads Sächsische 
Schweiz, UCK oder Sendero Luminosö. Als 
Superma<:ht, die nur ihr eigenes Interesse 

vertritt, als Staatenallianz, die Schurkenstaa

ten ausradiert, oder als repressive Weltregie
rung. Zwischen souveränistischen Politiken 

können meilenweite Unterschiede bestehen, 
so weite, wie zwischen demokratischen und 

diktatorischen Staaten. Doch die letzte und 
erste Option dieser Politik ist immer der 

Krieg, und sei's der Bürgerkrieg. Das gol

dene Zeitalter brach freilich nach keinem der 
Kriege an, obwohl doch der Sieg versprach, 
die Welt nun endlich und ungestört nach 
dem eigenen Plan neu erschaffen ?:u könne. 

Im Gegenteil. Je radikaler die Souveränisten 
die Probleme lösen wollen, je tiefer sie an die 
vermeintlichen Wurzeln gehen, desto stär

ker müssen sie die gesellschaftliche Dyna
mik in die Realität ihres Weltbildes pressen 
und desto grausiger enden ihre Bemühun

gen: vom Kampf gegen das Bös~ bis zur 
Ausrottung des Bösen. 

X. 

Mit der globalen Solidaiisierung wie der ei

genen Berührtheit, die nach dem Anschlag 
einsetzte, hat die Immanenz der Weltgesell

schaft noch klarere Konturen angenommen. 

Schon s~it Seattle 1999, noch eindringlicher 
seit Genua, ist die Frage nach adäquater Po-' 

litik im Zeichen globaler Immanenz auf die 
politische Agenda zurückgekehrt. Noch gibt 
es keine Namen, in denen sich die Margina
lisierten und Unzufriedenen artikulieren 

könnten. D~mokratie, Sozialismus oder 

nachhaltige Entwicklung sind durch die 

doppelzüngige Politik des Nord-Westens in 
weiten Teilen dieser Welt längst diskredi
tiert. Die namenlose Globalisierungskritik, 

in ihrer progressiven Variante, beharrt auf 
den . allumfassenden Interdependenzen, 

klagt globale Verantwortung ein und listet 
all jene Folgen auf, die mit den herkömm

lichen ökonomischen und politischen In
strumenten nicht zu messen sind. Weil sie 

das kann, weil sie ihre eigene Widersprüch

lichkeit zu respektieren vermag, befindet 

sich diese Globalisierungskritik auf Augen
höhe des Empire, und das hat sie den mei

sten Weltadministratoren und Weltökono

men voraus. Es wäre schon ein Fortschritt, 

wenn die Kritiken am heutigen Zustand der 
Welt als das rezipiert würden, was sie sind: 

als Ausdruck der Komplexität des Empire, 

und nicht als Frischzellenkur für die alte 

Ordnung. 
Es gibt keine raschen Antworten auf die 

vielfältigen Probleme dieser Welt, gerade 
auch nicht von der Globalisierungskritik, 

wenn sie ihre eigene Gestalt ernst nimmt. 
, Die Antworten auf ihre Probleme müssen 

die Menschen je selbst erfinden und auspro

bieren. Emanzipative Politik auf der Höhe 

des Empire kann keine Angelegenheit einer 
Weltregierung sein, sei sie auch prozedural

demokratisch legitimiert. Was es braucht, 
sind dennoch globale Ents'cheidungen, um 

die lokalen Spielräume zu weiten " u~d 
die Interdependenzen zu federn. Nicht für ' 
die Wiederkehr territorialer Söuveränitäten, 

sondern für die Erfindung neuer Lebens

weisen. 
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... etwas gekürzt und um Sätze erweitert, 
die sich auf die Angriffe in den USA bezie
hen (kursiv markiert).. Eine Bearbeitung letz

ter Hand ist nicht erfolgt, weil nur vorläu
fige Überlegungen zur Diskussion gestellt · 
werden sollen. 

Wir sind nach Genua gefahren, um uns 
einen Eindruck von der sog. >Anti-Globali
sierungs-Bewegung< zu verschaffen - von 
ihrer Breite, ihren Aktionsformen, ihren Ak
teurInnen. Von besonderem Interesse war 
für uns die Frage, ob vön einer ,neuen, Be
wegung gesprochen werden kann. Um sie 
vorab schon zu beantworten: es gibt diese 
Bewegung, und sie stellt eine neue politische 
Kraft dar. InsoferI~ kann davon ausgegangen 
werden, dass die ideologische Hegemonie 
des Neoliberalismus angegriffen und der 
Rücklauf sozialer Bewegung zunächst ein
mal gestoppt, vielleicht sogar umgekehrt ist. 
Allerdings steht 'dieser Aufbruch erst an sei
nem Beginn: aufgebrochen ist nicht mehr, 
aber auch nicht weniger als die nahezu voll
ständige Marginalisierung einer antikapita
listischen Opposition in den 90er Jahren. 
Nach den Angriffen auf das Pentagon und das 
World Trade Center - knapp 2 Monate später -
stellt sich jetzt die Frage, ob diese Öffnung - die 
wirklich da war - schon wieder verschlossen ist. 
Das wird auch von 'dem abhängen, was wir der 
Jjysterie entgegenzusetzen wissen, in der das 
Imperium seinen globalen Herrschaftsanspruch 
formuliert. Jedenfalls geschieht im Moment alles 
so, wie die politische Phantas~e des Postope
raismus dies antizipiert haU 

In der Vorbereitung des Gipfels hat der 
italienische ·5taat die ganze Stadt Genua zur 
Geis.el gen<;>mmen. Sie war von Polizei und 
Militär besetzt, die Innenstadt mit Metallgit~ 
tern abgeriegelt, das Verkehrssystem _ an 

allen wesentlichen Kreuzungen unterbro
chen. Nahezu sämtliche Läden waren ge
schlossen, die Bevölkerung durch eine Me:
dienkampagne eingeschüchtert, die sich vor 
allem gegen die tute bianche (»weiße Ove
ralls«) richtete, eine von autonomia-Kadern 

der 70er Jahre initiierte und von den Zapati
stas inspirierte Jugendbewegung in Italien. 
Die anderen europäischen Staaten beteilig
ten sich an der Vorab-Eindämmung der Pro-

. teste, wobei v.a. die · Bundesregierung auf 

Härte gedrängt hatte. Inz.T. massiver Form · 
wurden bürgerliche Grundrechte ausgehe
belt, durch Meldeauflagen, Ausreiseverbote 

etc. Der partiellen Aushebelung de"!okratische 
Rechte wächst jetzt eine nachträgliche Legitima
tion zu, die die im Juni erreichte Delegitimie
rung des neoliberalen Regimes umkehren kann 
und gleichzeitig in eine weitere Aushöhlung des 
Rechtssystems übersetzt wird. 

FREITAG. 

An diesem »Tag des zivilen Ungehorsams« 
wird in dezentralen Aktionen versucht, die 

»Festung qenua« zu knacken. Die verschie:- . 
denen Demos sammeln sich an den Absper
rungen der Polizei. Hier tritt erstmals der 
sog. >Schwarzer Block< auf. Entgegen der 
Konstruktion von Polizei und Massenme
dien steht der Ausdruck weder für eine for
melle Organisation nochfür eine informelle 
Strömung, sondern fungiert als Zuschrei
bung für unterschiedliche Einielpersonen 
und Gruppen. Richtig aber ist, dass ' klein~ 
G~uppen die Polizei mit Steinen, Knüppeln 
und Mollies angreifen, Autos, Müllcontai-

• ,. .. 

ner, Bankfilialen, Läden anzünden. Die Po
lizei nimmt diese Aktionen zum Anlass, 
unterschiedslos all~ DemonstrantIimen an
zugreifen und Unmengen Tränengasgrana
ten direkt in deren Reihen abzufeuern. Die 
Angegriffenen fliehen über die Gassen und 
Treppen, die das hügelige Genua durchzie
hen. Das Muster wiederholt sich den ganzen 
Tag. Ein Beispiel: Auf einem von nicht-mili
tanten DemonstrantInnen besetzten Platz 
marschiert eine unglaubliche Truppe auf~ 
Leute in schwarzer Kleidung, Fahnen 
schwenkend mit einem Trommlerkorps in 
der Mitte, mit Helmen, die ~hneckenhäu
sern nachempfunden sind, mit Knie- und 

, Ellbogenschützern, schweren Handschuhen 
und Stiefeln, bewaffnet mit Eisenstangen 
und Steinen. Sie beginnen, im Kreis zu mar

schieren und bedrängen damit die Leute, die 
sow:ieso erschrocken zurückweichen. Hinter 
den Trommlern kommen, weitere Schwarz
gekleidete auf den Platz~ mit Hasskappen, 
Stiefeln, Handschuhen. Sie beginnen, ein 
kleine, armselige Tankstelle kaputtzuschla
gen. Plötzliche Unruhe: Polizei wird gesich
tet, dann fliegen die ersten Tränengasgrana
ten auf den vollbesetzten Platz, schließlich 

. rückt die Polizei 'ein und knüppelt los. Alles 

flieht über Seitengassen und Treppen. Ein
zelne Militante mischen sich unter die flie
henden und werfen noch von dort Steine. 

Mir liegt nichts an einer abstrakten Afilitanz
Debatte, allgemeine Parteinahmen >für< oder.. 
>gegen( Militanz liegen mir ebensofern wie eine 
Positionierung entlang ähnlich idiotischer 
Scheidelinien (Reformismus I Radikalismus, 
Spontaneität I Organisation uswJ Was mich 
interessiert: wie geht man damit um, dass der ni
hilistischen Entleerung der herrschenden Ideo
logie in der nihilistischen Gewalt derer, die die
ser Mystifikation verfallen und 'zugleich ' ihr 
Opfer sind, ei1'!e immanent passende Antwort 
zuteil wird? Wie verhält sich der von keiner 
Selbsterklärung begleitete und dennoch von vor
neherein allein auf seine mediale Abbildung kon
zipierte Angriff äuf N ew York - immer wieder in 
Endlosschleife die Explosion im ersten Turm, 
der Anflug des zweiten Flugzeugs, der crash, 
schließlich der Einsturz beider Türme - zur Un
fähfgkeit der herrschenden Ideologie, ein Außen 
zuzulassen, das noch in der Denunziation als 
Alternative anerkannt wäre? Der Bruch im 
Antikommunismus. Bis 89 !;Jetzt die herrschende 
Ideologie den Kommunismus .zwar als das we/t
historische Böse, anerkennt damit jedoch ihr ei
genes Außen: dass »eine andere Welt möglich 
ist(?, bestätigt der · traditionelle Antiko~mu
nismus in jedem seiner Sätze. Nach 89 mutiert 
der Antikommunismus zu dem Diskurs, der die 
Existenz des Kommunismus als einer »wirk
lichen Bewegung« (Marx / Engels) verleugnet: 
}} There is no alternative! « (Thatcher). Solange. 
die Alternativlosigkeit des Bestehenden die Ba
sisbanalität ist, die der Diskurs der Macht all-

, täglich wiederkäut kann die Rebellion, die die 
herrschenden Verhältnisse trotzdem und unaus
weichlich hervorruft, sich nicht mehr >alterna
tiv( artikulieren. Erzwingt nicht diese Blockad 
die »Kriegserklärung ohne Subjekt und Text« 
(G. Seeßlen), die in New York Bild wurde? Und: 
Hat sich diese Aktion nicht schon länger ange
kündigt, auf allen Seiten der sozialen Ausein
andersetzungen, ganz unscheinbar, in Gesten, 
die der Aktion von New York in jeder Hinsicht 
unvergleichlich und doch, jenseits der bewus
sten Intention, in ihrer Logik untergründig ver
bunden sind? In ri-teinen Erinnerungen an 
Genua wiederholt sich immer wieder eine Bil-

derfolge, in de; ein Schwarzuniformierter mit 
seinem Schläger auf die Zapfsäulen der kleinen 
Tankstelle einschlägt, nicht um Benzin für Mol
lies abzuzapfen! sondern einfach so, in leerer 
Verausgabung einer Wut, die ich nicht denun
zieren, mit der ich mich aber auch nicht verbin
den will: Nach deren linker Kritik zu suchen' 
jetzt eine unsere dringlichsten Aufgaben ist .. . 
jetzt, im Augenblick, vor dem erwarteten 
»Gesenschlag« der USA, in dem immer unab
weislicheren Gefühl, von der Gewalt,des Imperi
ums zur Geisel genommen z1.J. sein, dazu verur
teilt~ gebannt auf das Wann?, Wo?, Wie?, 

- Gegen Wen? dieses Angriffs zu lauern, dllzu 
verurteilt, d.as eigene Urteil auf den Augenblick · 
X zu vertagen? Jetzt, also; in der Zeit nach die

~ sem Schlag, die die Zeit unserer künftigen Mög
lichkeiten sein wird? . 

Im Verlauf des Nachmittags zerschlägt die 
Polizei in der Nähe des Bahnhof Brignole 
den ganzen Block der tute bianche, treibt 
tausende durch die Strassen, ermordet den 
23 jährige Carlo Giuliani durch gezielte 
Kopfschüsse. 

SAMSTAG. 

Am Sa,mstag demonstrieren 200000 Leute 
unter dem Eindruck der Schüsse des Vor
tags. Wir reihen uns in einen Block italieni
scher GewerkschafterInnen ein. Gegen 16 
Uhr stockt die, Menge, Ordner berichten, 
dass es »Schwierigkeiten mit der Polizei« 

gebe, die den Zug nicht auf den Kundge
bungsplatz auflaufen las~e. Helle Tränen
gasnebel mischen sich talabwärts mit dem 
schwarzen Rauch von Bränden. Dann setzt 
tlich der Zug wieder in Bewegung, die Spitze 
rechts biegt in eine Seitenstraße ab. In dem 

Augenblick, als wir selbst einbiegen, erfolgt 
der Polizeiangriff: . unmittelbar vor uns zie
hen Mannschaften auf, schlagen wie losge
lassen auf die Leute ein, schießen Tränen
gasgranaten direkt in die Menge. In kurzer 
Zeit ist die Demonstration gespalten und 
zerschlagen, versprengte Gruppen und 
zahllose Einzelne ziehen durch die Stadt, 
versuchen, ~ Sicherheit zu bringen. Jetzt 
wehren sich auch viele der zuvor gewaltlo
Sen DemonstrantInnen,.so z.B. etwa 70 ita
lienische COBAS-Gewerkschafter, ~lie eine 
von der Polizei gesperrte Kreuzung frei
kämpfen, um anderen die Passage zu er

möglichen. Auch unSf!re Gruppe wurde zer
sprengt. Während ith in dreistündigem 
Fußmarsch die Stadt verlasse und mich so 
vor der »chilenischen Nacht« rette, gerät 
einer von uns in die Folterhaft der Staats

macht.2 

VORLÄUFIGE EINSCHÄTZUNG. 

Trotz und wegen der . Militanz waren die 
Proteste von Genua erfolgreich. Die theatra
lische Inszf!nierung des Treffens der »Wel

tenlenker« ging gründlich in ·d.ie Hose: na
hezu sämtliche Zeitungen bekunden 
Verständnis für die ,Globalisierungsgegner< 
, üben sich in zaghafter ,Globalisierungskri
tik< Und berichten offen über die Maßlosig
keit der Polizeirepression. Die Delegitimie

rung der G8-Politik geht so welt, dass schon 
am Sonntag Abend klar war: zu einem sol
chen Gipfel wird es nicht mehr komn:en. 
Busch, Blair, Scp.~öder & Co. verzichten 
damit auf einen nicht unwichtigen »ideolo
gischen Apparat« ihrer Selbstinszenierung, 
und dieser Verzicht wird allgemein als 
Rückzug verstanden. Auch wenn die auto
nome MiJitanZ unisono verurteilt wird, wird 
hinter ihr der MassE;nprotest sich~bar, dessen 
Anliegen ebenso unisono als legitim be
zeicm-;.et wird. Dagegen nehmen sich die 
Auftritte der Staatschefs kümmerlich aus. 
Die Bilder aus diesen Tagen müssen mlt den 
heutigen Bildern konfrontiert werden, die ihrer
seits a~f die Bilder von Genua zurückbezogen 
werden müssen: Bush, der den Kreuzzug gegen 
den Terrorismus ausruft, Schräder, der die 
Bündnistreue Deutschlands beschw.ärt, Fischer 
beim Besuch in den USA, diese zerfurchte 
Fratze, dieses Gequa~e, Deutschland, Deutsch-
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land, die zivilisierte Welt. Und in allen Sen
dungen die in andere Bilder hineinmontierten 
Fotos von Osama bin Laden, dem Globalisie
rungsgegner Nr.I. 

Der fragile Zusaminenhang der _>Glbbali
sierungsgegner<' wird jetzt auf die Probe ge
stellt. Der staatliche Distanzierungszwang 
wird massiv werden und' sich konzentriert 
den beteiligten NGOs und Lobbyverbänden 
auferlegen: Schon heißt es, dass nur die Or
ganisationen Geld erwarten dürfen, ?Je sich 
unmissverständlich von der Militanz ab
trennen, die sich dem Kreuzzug anschließen, 
sich in unverbrüchlicher Solidarität an die Seite 
der USA, der Freiheit, der Demokratie stellen. 
Mit dem Verzicht auf weitere Gipfel entfal
len auch die Gegengipfel und die großen De
·monstrationen. Damit' wird ein Problem 
deutlicher hervortreten, das sich schon län
ger stellt: Welche Artikulations- und Kom
munikationsformen gibt es jenseits der Kette 
von Groß ereignissen? Wie erhält sich der 
Zusammenhang der Globalisierungskritik, 
wenn er sich nicht mehr in Begleitung der 
Regierungskonferenzen artikuliert? Wie 
übersetzt sich die internationale Mobilisie
rung in kontinuierliche lokale Praxis? Vor 
allem aber: wie qualifiziert sich der Protest 
selbst? Auf die Dauer wird das »Unbehagen 
1m Neoliberalismus« , nicht ausreichen, um 
einer Bewegung Zusammenhang und 
Schwung zu verleihen - Aber: Sind wir noch 
im »Neoliberalismus«? 

DIE ZUSAMMENSETZUNG DER BE
WEGUNG(EN). 

Dass sich die Massenproteste zum Beginn 
eines neuen Bewegungszyklus entwickeln 

können, belegen die viele,;, jungen Leute, die 
an ihnen beteiligt , sind. Sie finden sich in 

allen Strömungen und unt~rstreichen deut
lich, dass die neoliberale Hegemo1).ie - die in 
den 90ern ja gerade unter den jungen Gene
rationen wirken konnte - nachhaltig, er
schüttert ist. 

Einen weiteren Beleg stellt das Auftreten 
yon neuen politischen Akteuren dar, die sich 
jetzt bereits nach mehr oder minder abge

' grenzten Strömungen differenzieren. Zu 
diesen gehören, in unvollständiger Reihung: 

• . eine Art »außerparlamentarische Sozi

aldemokratie~<, die sich in der rapide wach
senden Attac-Bewegung und in den- Ent
schuldungskampagnen organisiert. Der 
Massenzulauf zu Att~c erklärt sich nicht aus 
den hochgradig unanschaulichen Einzelfot
derungen, unter denen die mittlerweile 

weltweit agierende Organisation angetret~n 
ist. Attac nimmt vielmehr den Platz ein, der 
durch die neoliberale Wende ·der sozialde-
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mokratischen, der grünen und eIDlger 
kommunjstischer Parteien frei geworden ist. 
Wächst diese Strömung, könnte sie zur Basis 
eines neuen Staatsreformismus werden, der 
dem sich herausbildende~ supranationalen 
Wettbewerbsstaat das Projekt eines transna
tionalen Sozialstaats entge~enhalten wird -
möglicherweise auf der Ebene der kontinen
talen St~atenblöcke. Wird das. Projekt klarer,' 
ist damit zu rechnen, dass sich die Parteiso
zialdemokraten und Grünen dem Zug an
schließen. 

• die vor allem in Frankreich, Spanien 
und Italien wachsende Gewerkschaftsoppo
sition, etwa die COBAS in Italien oder die , 
französischen SUD-Gewerkschaften. In 
sämtlichen größeren Arbeitskämpfen der 
letzten Jahre haben diese Organisationen 
eine wichtige Rolle gespielt, dies wird sich 
wohl verstärken. 

• die »neuen« Wahlparteien der radika
len Linken: Partito Rifon"dazione Comunista 

· (PRC) aus Italien, Ligue Comuniste Revolu
tionnaire {Lutte Ouvriere (LCR / ~O) aus 
Frankreich, die Socialist Alliances aus Groß
britannien, Organisation~n aus Holland, • 
Spanien, Portugal, Griechenland, den skan
dinavischen Ländern. Die PRC und die grie- . 
chische KKE stammen aus den linken Flü
geln der zerfallenen Alt-KPen, die anderen 
sind Gründungen von 68 und waren bis zUr 
Mitte der 90er Jahre trotzkistisch oder maoi
stisch ausgerichtet. Mit der ' neoliberalen 
Wende der Sozialdemokraten, der Gronen 
unä der Alt-KPen sind sie zum politischen 
Bezugspunkt der verbliebenen linken Mi
lieus ihrer Länder geworden; bei den Wah
len der letzten Jahre haben sie Stimmenan
teile von 3 -10 % erringen können. Alle diese 
Organisationen verstehen sich heute als 
Sammlungsparteien einer pluralen Linken 
ohne eindeutige ideologische Ausrichtung 
und mit einer offenen Fraktionierung; nach 
traditionellen Kategorien könnten sie als 
linkssozialistische Parteien verstanden wer~ 
·den . . 

• die radikaleren Gruppierungen der 
· neuen Jugendbewegung wie People's Glo
bal Action, Ya Basta!, die tute bianche und 
die unter dem Label der tute nere benannten 

Gruppe~. Obwohl sie in manchem den 
Spontis bzw. den Autonomen der 70er und 
80er ähneln, bilden sie doch eine eigenstän
dige Formation mit einer nicht unerheb
lichen Anziehungskraft. Stellen die linksplu
ralistischen Sammlungsparteien die 
Neuformierung einer an die Arbeiterbewe
gung und die Neuen Sozialen Bewegungen 
anknüpfenden Linken dar, findet sich hier 
die Neuformierung einer partiell f!illitanten 
und zugleich sub kulturell ausgerichteten 
Linken. 

Ents$eidend für die Bewegung werden 
. ihr Zusammenhalt und die Intensität ihrer 
int~rnen Diskussion sein. Ihre Breite hängt 
auch mit der Vagheit des, gemeinsamen, An
liegens zusammen. Mit zunehmender Qua-

· lifizierung wird es zu Differenzierungen 
kommen, die fruchtbar sein können, wenn 
sie niCht zu Abspaltungen oder Ausgren
zungen führen. Viel wird darauf ankommen, 
ob sich Kräfte finden, die sich frei zwischen 
diesen Differenzen bewegen können, weil 
sie sich den exklusiven Fixierungen - Mili
tanz / Nichtmilitanz, Reforril. / Revolution, 
Spontaneität / Organisation - zu entziehen 
vermögen. Im Maß der Erschütterung der 
neoliberalen Hegemonie hat sich in hinrei
chender Deutlichkeit gezeigt, wo~ die Ant
wort der Staatsapparate bestehen wird: in 
massiver Repression und einer der Staatsge
walt auf dem Fuß folgenden .Aushebelung 
sozialer und demokratischer Rechte. Auf die 
vorsichtige Öffnung der Medien sollte keine 
allzu große Hoffnung v~rschwendet werden 
- wenn auch 'registriert weräen muss, dass 
sich mit dem Anwachsen der Proteste erst-

, . mals wieder eine liberale Öffentlichkeit im 
klassischen Sinn zu Wort gemeldet hat. Wie 
weit der technokratisch-autoritär »zupa
ckende« Populismus der Regierenden noch 
gehen wird, wird sich unter dem Eindruck 
'der Re,zession möglicherweise schnell zei
gen; hier lassen die ersten Reaktionen 
Schlimmes befürchten. Insofern ist, was jetzt 
geschieht, nicht der plötzliche Epochen
bruch, ~er einhellig proklamiert wird: Hat 
sich auf Seiten des ~mperiums nicht eher in 
unglaublicher Schnelligkeit zum Projekt for-

· miert, was seit Seattle die nur erst provisori
sche Antwort auf eine beginnende Hegemo
niekrise war? Kein Grund also zu vergessen, 
dass die Staatsgewalt von den Staatsappara
ten ausgeht und dass die Zivilgesellschaft in 
erster Linie der Festigung des Konsenses 
dient, der die Herrschenden mit den Be
herrschten verbindet. 

Thomas Seibert 

(27.07.01/20.09.01) 

/11 Negri I Hardt: Empire. Carnbridge und London (HaT
yard) 2000. Dt. Übers. in Vorbereitung. Vgl. auch 
www.links-netz.de/K_texte/ K_ wissel_empire.htrnl 
/2i www.links-netz.de/K_texte/K_brand...genua.html 

BEWEGI:HJG NACH DEN ANSCHLÄGEN. IN 

· Mit den ·Protesten ~voIt Seattle und Genua 

rückte die .inferT\ationale PIo~estbewegung 
gegen_ »G1obaJjsierung« · und »Neoliber~- 

lismus« ins Zentium.öffentlieher Aufmerk- · 
salJ1keit. Noch isf offen, welchen Charakter. 
diese. sich formierende soziale Bewegung in 
Ztikilnft annehmen wird und. ob sich die in- ~ 

härente, Kapitalismnskritikzuspitzen lässt. 
Wir-wollen in dieser V"eranstaltung gen~uer 
· diskutieren, weIche Inhalte und Formen ~
fik heute anrummt - und annehmen sollte. 
Worauf beziehen sich .yerschiedene Teile der 
Bewegung, ~ welchem Verhältnis stehen ob

ilisierung ~d Prof~sionalisi~rung /Exper
tise, welche RolIespielendie Medien? In die-. 
sem Kontext ist a:ucIt zu klären, welche .Rolle > 
diejüngsten Anschläge in deR USA-und die .. " 

Reaktionen darauf fur die ~ welfpolins-cbe 
E~twickItmg und tUt kritlsch;;.emanzipative 
P0!itik haben. Konstitmert sich-nuxu;nehr tcif- , 

. " sächlicb das Empire als globaler Pdlizei- und 
Ideologieapparaf zur ~chsetzQ.Il.g · west
licher Werte? Welche Konse<F.lenzen ergeben 
sich fü! die En~cklU"ng politischer Strate
gien? 

Am Mittwocn, dem 10.10.2001, um 20.00 

_ Uhr imKOZ \Uni FfM., Studierendenbaus) 
mit' JoachiIi:l Hirsch~ (www.1~s-netZ.de. 

Uni-.Ffm), Thomas Atzert -(Herau~geber 
der S-ubtropen'-+ Übersetzer div. Sduiften 
Tolli Negris), Dario Azzellini ,(Iungle Worlcl
Autor, angefJ'agt): ; Eine Yeranstaltung von 

· wwwJinks-netz.de, .unt~rstützt vgn ]ungle 
World,. VSA-Ver~ und Club Voltaire. 

Die Fakten sind rasch erzählt. Vor gut zwei 
Jahren demontierte Jose Bove mit einigen 
Kollegen im südfranzösischen Städtchen 
Millau eine McDonald's-Filiale und lieferte 
die Einzelteile vor der örtlichen Präfektur 
ab. Der Schafbauer wollte gegen die Straf
zölle protestierten, die die USA neben ande
ren europäischen Spezialitäten auch dem 
örtlichen Roquefort auferlegt hatten. Der be
rühmte Edelkäse aus würziger Schafsmilch, 
die ihren besonderen Geschmack den Kräu
tern und Gräsern der Region verdankt, ist 
ein ähnlich geschütztes Qualitätsprodukt 
wie Champagner )-lIld Cognac. Da nicht we
nige lokale Arbeitsplätze an der Produktion 
des Roquefort hängen und die Bauern in er
ster Linie die Schafsmilch für den Blau
schimmelkäse liefern, drohte der Strafzoll 
die Lebensgrundlage der Bevölkerung zu 
untergraben. Mit den Strafzöllen reagierten 
die USA freilich ihrerseits nur auf ein Im
portverbot, das die EU gegenüber hormon
behandeltem Rindfleisch verhängt hatte. 
Tatsächlich richtete sich das . europäische ' 
Importverbot vor allem gegen die U5-ameri
kanischen Fleischindustrie, deren Rinder
hälften dank des Hormondopings kosten
günstig auf den Weltmarkt drängten. Zwar 
erlauben die Statuten der Welthandelsorga
nisation (WTO) Importverbote, sofern die 
Gesundheit von Mensch oder Tier bedroht 
ist. Beim Hormonfleisch ließen die Experten 
de.r WTO die Gesundheitsbedenken der Eu
ropäer aber nicht gelten, erklärten statt des
sen das Importverbot zum illegalen Verge
hen' gegen das Fr~ihandelsabkommen und 
billigten den USA als Vergeltungsmaß
nahme·ausdTÜcklich die 100%igen Strafzölle . 
auf ausgewählte europäische Spezialitäten 
zu, sofern die Europäer nicht binnen fünf
zehn Monaten einlenkten. . 

Zwei Tage nach der Demontage der McDo
nald's-Filiale begann die Polizei nach Jose 
Bove und seinen Mitstreitern wegen Sachbe
schädigung zu fahnden. Nun aber geschah 
das Unglaubliche. Binnen weniger Tage er
oberten die Bauern mit ihrem ungleichen 
Kampf gegen Big Mäc und Co. die Sympa
thie der gesamten französischen Öffentlich-

. keit. Aus allen Teilen Frankreichs, später aus 
der ganzen Welt trafen Solidaritätsadressen 
für den tapferen Ba':lern ein, der den Kampf 
gegen das »malbouffe« (das »Schlechtes
sen«) auf~enommen hatte. Im eilends ge
gründeten Unterstützungskomitee trafen 
sich die Gewerkschaften CGT, CFDT und 
SUD mit zivilgesellschaftlichen Orpanisatio-

. nen wie Greenpeace, ATIAC und der Ar
beitslosenbewegung AC!, und US~amerika
nische Farmer wollten partout die Kaution 
für die Freilassung des Bauern überweisen. 

In Seattle schließlich, als Ende 1999 die jüng
ste Liberalisierungsrunde des Welthandels 
so kläglich im Tränengasnebel versank, stieg 
der französische Bauer dann endgültig zum 
gefeierten Helden,der Globalisierungskriti
ke-r auf. 

So erzählt liest sich die Geschichte vom Bau
ern Bove wie ein modernes Politmärchen. 
Während die WTO und McDonald's die 
übermächtigen, aber plumpen Bösewichte 
spielen müssen, changiert der brave Bove 
irgendwo zwischen Klein-David mit der 
Ste.inschleuder und dem schnauzbärtigem 
Asterix. Es wundert daher kaum, daß die 
Geschichte von Jose Bove hierzulande vQr
nehmlich in den Feuilletons zu lesen war, 
und nicht in den Politikteilen der Tageszei
tungen. Dort tauchte Bove erst auf, als es 
ums vermeintlich Wesentliche ging: um die 
neue Welthandelsrunde, die WTO und die 
GlobaUsierung. Für manche gehörte der 
-Bauer auch weiterhin zu den Guten, weil er 
ja ehrenwerte Ziele verfolge: schmackhafte 
und gesunde Lebensmittel .. Schade sei nur
so war fast immer zu lesen -, daß Bove wie 
auch die meisten anderen Clobalisierungs
kritiker, die ökologische, soziale oder huma
nistische Anliegen verfolgten, leider-leider 
keine gangbare Alternative bieten könnten. 
Zu heterogen seien ihre Anlieg~n, zu uto
pisch, zu widersprüchlich. 

. Andere interessierte Reporter ~teckt~n Bove 
lieber gleich in die Schublade mit den Pro
tektionisten und Nationalisten, was doch 
jeder sei, der gegen den Freihandel in Feld 
. ziehe. Gerade die französischen Bauern 
seien ja für ihr Subventionsrittertum hin-
länglich bekannt! Und sind nicht die ollen 
Franzmänner seit jeher national borniert 
und latent antiarnerikanisch? So ähnliche 
Vorstellungen vom Globalisierungswider
stand hatte wohl auch die Firmenleitung 
von McDonald's im Kopf, wo man nach der 
Demontage erhebliche Imageschäden und 
Umsatzeinbußen fürchtete . Immerhin unter
hält der Weltkonzern allein in Frankreich 
knapp 750 Filialen. Weltweit eröffnet ~er 
Hamburgerbrater pro Tag etwa vier neue. 
Restaurants. Und . im Gegensatz zur ört
lichen Staatsanwaltschaft ahnte die Kon~ 
zernleitung rasch, daß jedes Gerichtsverfah
ren gegen den störrischen Bauern dessen 
Popularität nur noch weiter steigere .. Von 
einer Nebenklage· oder gar einem Zivilpro
zeß, um sich den Schaden erstatten zu las
sen, sah der McDonald's ap. Statt dessen 
startete die SchnellimbißKette im Herbst 
1999 eine groß angelegte Werbekampag~e, 
in der sie ihre französischen Kunden darü
ber aufklärte, daß die Rinder für das Fleisch-

• -> . .;,. 



element Und der' \Veizeri'fur die Brötmcisse 

aus Fran~reich stammten. Jawohl, französi
sche Rinder und französisches Korn, um
hegt und gepflegt von französischen Bau
ern, geschlachtet von französischen 
Metzgern, gemahlen von fra?zösischen 
Müllern ... Lauter schöne französische Ar
beitsplätze also, mit der McDonald's ganz 
Frankreich beglückt! 

Vermutlich grübelt die Marketing-Abteilung 
von McDonald's noch immer, warum ihr 
Kniefall vor der französischen Nation und 
der erklecklich Beitrag zur Steigerung des 
französischen Bruttoinlan~sprodukts den 
Ruhm des Bauern nicht .brechen konnte. Ge
nauso wie die wohlmeinenden Märchener
zähler nach Seattle, Prag und Cenua noch 
immer darüber rätseln, was die Globalisie

rungskritiker denn eigentlich wollten oder 
ob sie tatsächlich nur wissen, was sie nicht 
wollen -, was die Märchenerzähler ihrerseits 
schon immer wußten. Dem gesammelten 
Unverständnis kann nun Abhilfe verschaf
fen werden. Die Welt ist keine Ware heißt die 
Publikation, in der Jose Bove und sein Kol
legeFran~ois Dufour von der Bauernge
werkschaft Confederation Paysanne aus
führlich ihr Sicht der Dinge schildern. In 
Frankreich erschien das Buch zur Aktiqn 
schon ein Jahr früher und ging bereits in 
80000 Exemplaren über den Ladentisch. 
Hätte sich die McDonald's-Marketingabtei
lung die Mühe gemacht, .das Buch zu lesen, 
dann hätten sie die Millionen für die Image
kampagne nicht in den Sand setzen müssen. 
Dann hätten sie gelesen, daß Bove eben 
nichts mit den Adepten der Grande Nation 
zu tun hat und trotzdem die Globalisierung 
kritisieren kann .. - Naja. Vielleicht haben sie 
es sogar gelesen und sind nur zu blöd, es zu 

verstehen. 

LIP-LARZAC, MEME COMBAT! 

Eigentlich ist,die Botschaft der beiden Bau

ern ganz einfach und gar nicht· kompliziert. 
Es sei denn, man sieht den Irrsinn vor lauter 
Paragraphen nicht: Wenn amerikanische Kä
seliebhaber von heute auf morgen doppelt 
soviel für ihren Roquefort zahlen müssen, 
nur damit die Europäer sich endlich an hor
monbehandeltes Rindfleisch gewöhnen! 
Oder wenn die WTO sich ausschließlich für 
Handelsfragen zuständig erklärt, sie die Ex
perten aber, die über die Inexistenz von Ge
sundheitsrisiken entscheiden, sicht:;rheits
halber selbst bestimmt. Oder wenn über 

achtzig Prozent der EU-Agrarsubve~tionen 
an jene zwanzig Prozent durchrationalisier
ten und weltmarkorientierten Großbetriebe 
geht, die mit eben jenen Subventionen inter
national überhaupt erst mithalten können. 
Oder wenn die Freihändler lauthals über Di
rigismus lamenti~ren, aber das Marrakesch

Abkommen alle Staaten ganz freiheitlich 
dazu verdonnert, mindestens fünf Prozent 
des Inlandsverbrauchs jedes Produkts durch 
Exporte zu decken. An weiteren Beispielen 

mangelt es nicht. 

Fast im Plauderton, aber randvoll mit sol

chen Informationen aus der inneren Zone 
der Globalisierung gespickt, engagiert, pas
sagenweise propagandistisch, aber nicht 
doktrinär schildern Jose und sein Kollege 
Fran~ois ihre Erlebnisse während der McDo
nald's-Demontage, die Geschichte der oppo
sitionellep Bauerngewerkschaft Confedera
tion Paysanne, die Kritik an der 
herrscheilden Globalisierung im allgemei
nen und der produktivistischen Landwirt
schaftspolitik im besonderen und die Kontu
ren ihrer Alternative, der bäuerlichen 
Landwirtschaft. Die Welt ist keine Ware ist im 
besten Sinne des Wortes ein populares Buch, 
die Niederschrift eines Interviews,' das Bove 

und Dufour einem befreundeten Journali
sten gaben, datPit dieser es ordne und wo 
nötig ergänze .. Gewiß, das Buch zur Aktion 
mußte schnell auf den Markt, solang.e die 
Aufmerksamkeit anhält. Aber die unpräfen
tiöse Weise, in der das gesammelt~ Wissen . 

• 
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der bei den den (eserinnen und Le~~m' ent~ 
gegenlritt, ist politisches Programm, und 

. das hat viel mit der politischen Biographie 
insbesondere Jos~ Boves zu tun. . 

Seine Selbstbezeichnung als Bauer ist ein 
wenig kokett. Genossenschaftsbauer ist Jose 

zwar ~chon ~d immer noch, politischer ~
tivist aber. schon länger, und 'mit dem Ge
fängnis machte er 1999 auch nicht zum erste 
Mal Bekanntschaft. Ohne Zweifel ~ar der 

überwältigende Erfolg der McDonald's-Ak
tion letzten Endes Zufall. Daß der Zufall 

~ber den größtmöglichen politischen Ertrag 
abwerfen konnte, ist der jahrelangen politi
schen Praxis B,oves gesc,huldet und vor 
allem auch der sozialen Dichte des politi
schen.. Netzesr in ' dem die Confederation 
Paysanne agiert. Von der Konzeption her 
unterschied sich die Al<tion nicht von frühe
ren der Confederation, etwa die Zerstör:u~g 
eines Genmaisfeldes, eines Versuchstreib

hauses mit Genreis oder die Veröffentli
chung der Frachtpapie:t:e britischen Tier
mehls, die mit der Legende des BSE-freien 
Frankreichs brachen. Diese Art der Politik, 
die gezielte symbolische Aktion, meist ille
gal, aber stets gewaltfrei, sowie das Wissen 
um die Macht der Bilder, praktiziert Bove 

seit vielen Jahren, noch vor dem landwirt
schaftlichen Engagement auch im Wider
stand gegen die Atomkraft und im antimili~ 
taristischen Kampf. Vor allem hat Bove 
gelernt, daß symbolische Aktionen nur dann 
taugen, 'wenn sie gesellschaftlich zu vermit

teln sind, wenn weite Teile der Bevölkerung 
sie als gerecht einschätzen. Hier allein liegt 
der politische Zweck jeder Aktion, denn nur 
auf die.se Weise entsteht nicht-repressiver 
Druck. Als die Staatsanwaltschaft frank

. reichweit nach Bove fahnden ließ, lud der 

Gesuchte ~urz vor der Verhaftung noch zur 
Pressekonferenz. Während das Gericht über 
seine bedingte Haftentlassung beriet, riß 
Bove triumphierend-lächelnd seine Arme in 
die Luft, damit jeder die Handschellen vor 
Augen hat und sieht, daß der Protest sich 

nicht unterkriegen läßt. In Seattle bot Bove 
den Passanten vor der McDonald's-Filiale 
mitgebrachten Roquefort zum Probieren an. 
Und zur Verhandlung gegen die zehn ver
hafteten Bauern im Sommer 2000 veranstal
tete die Confederation in Millau vor den 
Toren des Gerichtsgebäudes ein riesiges 
Spektakel. Die Verteidigung lud Zeugen aus 
vier Kontinenten, die von den katastropha
len Auswirkungen der Freihandelsabkom
men auf die Landwirtschaft und die Ernäh
rungssituation in aller Welt zu berichten 
wußten. 

Die vielfältigen Kontakte, auch die interna
tionalen und trimondialen, kommen aber 
nicht von ungefähr. Vielmehr beruhen sie 
auf einer langen gemeinsamen politischen 
Tradition, in der Vernetzung des Differenten 

. und nicht Vereinheitlichung unter dem Dach 
des Zentralkomitees der Maßstab ist. Tau

chen wir noch weiter in die politische Bio
graphie Boves und die Entstehung der Con
federation Paysanne hinein. Bove ist 
nämlich im Larzac zu Hause, einer kargen 
Hochebene im Süden Frankreichs, an deren 
Fuße jenes 22000-Einwohner-Städtchen Mil

lau liegt, in dem der McDonald's demontiert 
wurde. Der Larzac spielt für die Geschichte 
der politischen Linken F!ankreichs eine ähn
liche Rolle wie in Deutschland das Wend
land. An beiden Orten verband sich der sub

kulturell-urbane Protest im Gefolge von 
1968 mit werteverpflichtet-ländlicher Hart
näckigkEdt: An beiden Orten begann sich die 
Linke von jenen Linken zu emanzipieren, 
die noch immer in der Eroberung des Staa
tes und der Entfaltung der Produktivkräfte 

die Voraussetzung menschlicher Emanzipa
tion sahen. An beiden Orten gelang es, 
durch gemei!,sam ausgestandel1en Kon
flikte eine soziale Dichte zu erreichen, die 
die Grundlage jedes nachhaltigen politi- . 

sehen Widerstands ist. 

Anfang der siebziger Jahre plante öie fran
zösische Armee ihr 3000 ha großes Militär-

geoleflin 'Utrzaczu versechsfach,en. Viel
leicht sollte der Larzac sogar Atomwaffenst
andort werden. Wider Erwarten regte sich 
unter den örtlichen Bauern aber Protest. Ein
hundertdrei von ihnen schworen feierlich, 
ihre Weiden unter keinen Umständen an die 
Armee zu verkaufen. Die Maoisten, die an
fangs den Konflikt in den Hauptwider
spruc~ überführen wollten, zogen sich ~an
gels Erfolg rasch wieder zurück. Die 
»kleinbürgerlichen« "Bauern und qeren »re
formistische« Ideologie ' waren ihnen · su
spekt. Unterstützung erhielten die Bauern 
dagegen von gewalt~eien Katholiken, anti
militaristischen und anarchistischen Grup
pen, tind allmählich gedieh der Wi?-erstand 
der Larzac-Bauern zum Focus der Neuen 
Linken Frankreichs. Zu zwei Protestfestivals 
in den Sommern 1973 und 1974 pilgerten 
zwischen bis zu 100000 Leute aus dem ge

samten Protestspektrum der Biebziger a~ 
die Hochebene: Ökologisten und Femini
stinnen, Regionalisten und Gewerk~chafter, 
.schwule und Lesben, Gefangenenhilfsgrup
pen, Anarchisten und Antimilitaristen. 
Überall in Frankreich entstanden Larzac-Ko
mitees, insgesamt 120, und viele Kontakte 
zu Befreiungsbewegungen in aller Welt wur
den geknüpft. Von einem lokalpatriotisch 
bornierten Kampf konnte keine Rede sein. 
Im Gegenteil, das Interesse für die Lebensre
alitäten anderer stieg mit der praktischen 
Solidarisierung. Larzac ist überall hieß es 
damals schon auf Aufklebern, um der Allge
meingültigkeit der Parti.l<:ularität Ausdruck 
zu verleihen. Für Erstaunen bei den trad~tio
neHen Linksparteien (Sozialisten und KPF) 

sorgte vor allem die Verbrüderung mit den 
Kollegen und Kolleginnen von LIP, einer 
Uhrenfabrik im französischen Jura, die aus 
Rentabilitätsgründen geschlossen werden 
sollte. Die Arbeiterinnen haben daraufhin 
den Betrieb besetzt und ' die Produktion 

unter eigener Regie wieder aufgenommen. 
»Lip-Larzac, meme combat! Lip-Larzac, der 
selbe Kampf!«, stand auf den Transparenten. 
Denn die Verbrüderung brachte die traditio

nelle Frontlinie zwischen den Linken und 
den Rechten durcheina~der, die doch bis
lang so gut zur Disziplinierung des eigenen 
Lagers taugte. 

Zur überregionalen Bedeutung des Kon
flikts trug ab"er damals schon die symbo
lische Aktion bei. Das eine Mal bauten Anti
militaristen auf dem künftigen Armee
gelände gemeinschaftlich einen Stall, das 
andere Mal graste für vierundzwanzig Stun
den eine Schafherde unterm Eiffelturm, 
Dann wieder tuckerte man auf den Trakto
ren nach Paris, um unterwegs in jeder EtaJ?
penstadt für das .eigene Anliegen zu werben, 
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'oder schickten die Bauern, .die t~~ls noch 
gegen die Faschisten gekämpft hatten, ihre 
Wehrpässe mit dem Hinweis zurück, fÜr 
künftige Einsätze nicht mehr zur VerfügUng 
zu stehen. Der Philosophiestudent Bove und 
seine Freundin, die Politologiestudentin 
Alice Monier, beide für Achtundsechzig ge
rade noch zu jung, dann aber im Milieu ge
waltfreier Katholiken und Anarchisten in 
Bordeaux politisiert, unterstützten · den 
Widerstand von Anfang an. 1976 besetzten 
sie einen verlassenen Hof auf dem Erweiter
ungsgelände, um fortan Bauern 'Zu werden 
und aller Welt zu zeigen, daß der Larzac kei
neswegs nur ödes unproduktives Brachland 
ist, für dessen Verwendung als Monöverge
biet man dem Militär eigentlich noch dank
bar sein müßte. Insgesamt zweiundzwanzig 

~ Gehöfte fanden während der Larzac
Kämpfe wieder Betreiber, sieben wurden be

setzt. 

Daß die symbolische Aktion venlüttelbar 
sein muß, daß es keine politische Aktion um 
ihrer selbst willen geben soll, sondern kon
krete Veränderungen das Ziel sind, und 
seien sie erst mal noch so mikroskopisch, 
darin ließ der Larzac-Widerstand nie einen 
Zweifel. Mit dem Wahlsieg ' der. LinkskoaII
tjon 1981 erfüllte der sozialistische Präsident 
Mitterand sein Wahlversprechen. Nach zehn 
hartnäckigen Jahren Kampf kam für die Er
weiterung des Truppeniiblmgsplatzes end
gültig das Aus, und der Larzac geriet lang
sam aus den Schlagzeilen. Das bereits 
enteignete Land wurde den verbliebenen 
Bauern und den einstigen Besetzern ver
pachtet, die nun begannen, mit ökologi
schen Anbaumethoden und landwirtschaft
lichen Kooperativen zu experimentieren. 
Nicht verloren ging auf diese Weise die sozi
ale Dichte der Region, die regionale und 
internationale Vernetzung und das Interesse 

für den anderen. Nicht verloren ging auch 
die spezifische Kampftradition des Netzes, 
aus dem' später die Confederation Paysanne ' 

(CP)' hervorging. 

Entstanden ist die CP durch die Vereinigung 
einer ökologistischen Abspaltung des alfen 
korporatistischen Bauernverbands FNSEA 
und den linksradikalen 'Arbeiterbauern< , 
die nach Achtundsechzig ,die landwirt
schaftlichen Proleten gegen die Besitzbau

em organisieren wollten. Obwohl sie schon 
im Larzac auf der selben Seite gekämpft hat
ten, dauerte· es noch bis 1987 und den ein 
oder anderen Lebensmittelskandal, bis die 
beiden Gruppen sich vereinigten. Denn dem 
gemeinsamen Gegner, der seit 1945 propa
gierte Produktivismus, die Verwandlung 
der Landwirtschaft ins Agrobusiness, hin-
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gen genossenschaftliche Betriebe genauso 
, ~n wie Einzelbauern mit Grundeigentum. 
,~it über zwanzig Proz~nt bei den letzten 
Gewerkschaf.tswahlen bringt die CP den 
korporatistischen Landwirtschaftsverband 
FNSEA inzwischen zunehmend in Bedräng
nis. 

SOUVERÄNIT Ä T ODER SOUVERÄ
NISMUS 

Wofür die Confederation auf nationaler, eu
ropäischer und als Mitglied in der Bauemve
reinigung Via Campesina auf internationaler 
Ebene kämpft, ist Recht der Menschen, über 
die Art und Weise ihrer Ernährung selbst zu 
entscheiden. Die Confederation nennt dieses 
Recht Ernährungssouveränität. Es beginnt 
mit der Selbstverständlichkeit gesunder und 
schmackhafter Lebensmittet dem Recht der 
Verbraucher, keine trans gene, mit Hormonen 
oder Pestiziden gedopte Nahrung essen zu 
müssen, dem Recht der Bauern, bei der Ar
beit keine Atemschutzmaske tragen zu müs
sen. Die Kritik heutiger Landwirtschaft redu
ziert sjch für die CP aber nicht auf Fragen 
nach Grenzvyerten, Produktionsstandafds 
oder Kennzeichnungspflicht. Vielmehr erge
ben sich die gescholtenen Agrotechnologien 
fast zwangsläufig aus de~ produktivisti
sehen Entwicklungspfad, der die Landwirt
schaft gemäß dem industriellen Prozeß nitio
nalisiert: Intensivierung der Arbeitsteilung, 
Spezialisierung auf ein Teilprodukt, be
schleunigte Konzentration, Monokulturen, 
Standardisierung des Angebots, vertikale 
Integration der Betriebe. Damit stieg die Wet
ter-, Krankheits-, Schädlings- und Preisanfäl-

, ligkeit des einzelnen Betriebs, die die Bewäs
serungsanlagen, Antibiotikaprophylaxen, 
Spezialkraftfutter, die immer neuen Hochlei
stungssaatgut und die immer umfas
senderen Schädlingsvernichtung dann zu 
mindern versprachen. Damit stieg die Ab
hängigkeit vom Kreditgeber, der die notwen
digen Investitionen nur finanzierte, solange 
sie dem neu esten Leitbild der Rationalisie
rung dienten. Und das Quantum Arbeit für 
den einzelnen Bauern nahm eher noch zu. 
Diese Industrialisierung der Landwirtschaft . 
- die, um einen verbreiteten Vorurteil vorzu
beugen~ nicht notwendig etwas mit schierer 
Größe oder unökologischen Anbaumetho- : 
den zu tun 'hat - ist freilich die unbedingte 
Voraussetzung für jede ,Weltmarktstrategien 
des Agrobusiness. 

Landwirtschaftsfragen sind aber keines
, ~egs nur einTeil- oder gar Nebenaspekt der 

Globalisierung. Im Gegenteil, sie stehen in 
ihrem Zentrum. Nicht nur lebt bei weitem 

die Mehrheit der Weltbevölkerung als Bau
ern. Die Art der Landwirtschaft und die Art 
der Ernährung beeinflussen auch Kultur 
und Lebensweise: Fünf-Minuten-Terrine, 
Fertigpizza .und die Gentornate, die sieben 
Wochen im Kühlschrank ohne Schimmelat
tacke übersteht, entsprechen den S~ngles, die 
in Talkshows mit ihrer Siebzig-Stunden
Woche prahlen. Nur noch eine halbe Stunde 
pro Tag gesteht der durchschnittliche fran
zösische Haushalt der Nahrungszuberei
hlng zu -, die täglich Hetze nahm durch die 
Intensivierung der Lohnarbeit trotzdem 
nicht ab. Die :iri:-tmer billigeren Lebensmittel 
ermöglichten erst den KOrhmodifizierungs
schub der Nachkriegszeit, der den Benzin
preis zum Brotpreis werden ließ . . Und die 
Rationalisierung der Landwirtschaft treibt 
die Menschen weltweit in die Industrie und 

die Dienstleistungsbranchen und dann eben 
auch. die Abhängigkeit von diesen. Weil die 
Landwirtschaft von der Kultur,nicht zu tren
nen ist, sprechen Bove und Dufour vom 
Agrikulturellen. :Und das Agrikulturelle 
selbst zu bestimmen1 ist ihnen Menschen
recht. 

, Mit Nationalisten und Protektionisten hat 
die Confederation Paysanne daher gar , 
nichts am Hut. Im Gegenteil, das eigentliche 
politische Problem bestehe darin, daß Frei
handel und ~rdtektionismus, Globalisierung 
und Nationalstaatlichkeit zwei Seiten der 
selben produktivistischen Medaille sind. 
Bove will diejenigen politischen Kräfte, 
denen es um die Verteidigung der französi
schen Nation geht, lieber Souveränisten nen
nen. Souveränisten fordern protektionisti
sche Maßnahmen nur für sich selbst, 
während sie im gleichen Atemzug den Rest 
der Welt mit möglichst vielen exportierten 

Waren beglücken möchten. So etwa der kor
poratistische Bauernverband FNSEA, der 
jede Subventionskürzung zum Untergang 
des Abendlandes stilisiert und zugleich die 
Magrebstaaten zur Marktöffnung zwingt, 

. um sie mit europäischen Rindfleisch zu 

überfluten. Vor allem aber glauben die Sou
veränisten, der Ursprung aller Probleme sei 
immer außerhalb zu suchen. Im Inneren da
gegen ~önne immer alles bleiben wie es ist. 
Souveränisten können immer klare Grenzen 
ziehen, zwischen sich und dem Feind. Sou
veränisten begreifen S.ouveränität als Nulls
ummenspiet die der eme nur hat, wenn sie 
der andere nicht hat. Woher die beiden Bau
~rn den Begriff Söuveränismus haben und 
ob sie Foucault gelesen haben, weiß ich lei
der nicht - zuzutrauen wäre .es ihnen auf 
jeden Fall. Mit dem Souveränismus scheint 
mh nämlich ein spezifischer Politiktypus er
faßt zu sein, der Freihändler und Protektio-

nisten eint: der Glaube an den Staat als 
Staat, der nicht Teil der komplexen gesell
schaftlichen Verhältnisse, sondern souverän 
gesetzt ist und von hier aus den Rest der 
Welt entwe~er durch freiwilligen Protektio
nismus oder durch protegierten Freihandel 
beglückt. 

Fragt sich mir,. warum sich gerade hierzu
lande so viele so schwer tun, die Alternative 
zur nationalstaatlichen Globalisierung und 
zum protektionistischen Freihandel ·über
haupt wahrzunehmen. Und nicht die Globa
lisierungskritik als put gemeint, aber leider 
widersprüchlich abzuwiegeln. D~s ist ja 
nicht nur ein Problem der oben ~enannten 
Feuilletonistfi!n. Als Tose Bove letztens in 
Frankfurt seine Politik warb, gab es fast 
keine Nachfragen. Nur ein junger Student 
wollte wissen, ob Bove nun für Zollbarrieren 
votiere oder eben nicht. Und ein alter NGO
Hase bohrte langatmig nach, ob Bove denn 
ernsthaft glaube, mit regionaler Subsistenz ' 
eine pqlitische Mehrheit finden zu ·können. 
Muß ich noch erwähnen, daß Bove von re
gionaler Subsistenz als verbindlichem Glo
balprogramm natürlich mitnichten gespro
chen hatte~ Wäre ja auch ziemlich doof, 
tagein, tagaus nur noch Roquefort in sich 
hinein zu stopfen. 

Vielleicht ist die Botschaft der beiden Bauern 
- sobald sie übers bloße Lamento hinaus
geht, das sich, nach Feierabend, allgemeiner 

Zustimmung sicher sein kann - deshalb so 
sfhwer zu verstehen, weil ihr politis.ches 
Projekt mit den Kategorien traditioneller, 
etatistischer Politik nicht zu fassen ist: Wer 
bei Bove nach Konzepten: sucht, die in die 
Gesellschaft nur noch zu implementieren 
seien, wer also das (WeIt-)Regierun'gspro

gramm der Neuen Ordnung sucht, der wird 
nicht fündig werden. Nicht daß die Confe
deration Paysanne (CP) keine konkreten 
Vorschläge hätte, was in der Landwirtschaft 
zu ändern ist. Aber die Vorschläge der 'CP 
präsentieren sich allesamt nicht als Lösung 
des Problems, sondern als Modus, unter 
denen die Probleme überhaupt erst dauer
haft angegangen werden können. Beispiels
weise propagiert die CP eben mitnichten 
einen neuen verbindlichen ,öko-sozialen ' 
Produktionsstandard für Nahrungsmittet 
weil sie weiß, wie verwässert dieser nur 
durchzusetzen wäre, wie schwierig und 

langwierig die Konversion landwirtschaft- . 
. licher Betriebe ist, wie eng die Eßgewohn

heiten mit unserer alltäglichen Lebensweise 
zusammenhängen, wie umstritten ver
meintlich objektive Forschungsergebnisse 
sind, wie unterschiedlich ein und dieselbe 
Maßnahme je nach lokalem Kontext wirken 

kann und wie gefährlich der . neueriiche 
Glaub~ an den globalen one best way wäre. 
Bäuerliche 1andwirtschaft ist weder ein 
technisches, noch ein ordnungspolitisches 
Projekt, sondern ein gesellschaftlich-kultu
relles. Und die Gesellschaft zu verändern, 
sprich: die Alltagspraxis aller, ist ein langfri
stiges Unferfangen, weil es eben keinen ar
chimedischen Punkt, von dem aus die Welt 
aus den Angeln zu heben ist. Boves Projekt 
heißt Politisie.rung, und zwar Politisierung 
~rt dem Sinne, daß die Menschen ihre eige
nen Angelegenheiten gemeinsam und eigen
verantwortlich in die Hand nehmen, ohne 

• dabei die globalen Interdependenzen ihres 
Handeins; die nur zu minimieren, nie zu til
gen sind, zu leugnen. Vom Politikverständ
nis her knüpft· die CP also ganz an der zapa
tistischen Linie der Globalisierungskritik an,;,. 

Wer jetzt.freilich schon wieder einen Wider
spruch zu erkennen glaubt, weil Bove ja ein 
programmatisches Buch schreibt und, 
schlimmer noch, mit der CP ausdrücklich 
die verschiedenen politischen Instanzen bis 
hin zur EU und der WTO beackert statt sie 
zu ignorieren, gar die WTO reformieren statt' 
schlicht zerschlagen wilt wer hier einen 
Widerspruch sieht, der hat sich schon wie
der in den Fallstricken proto-etatistischer 
Politik verfangen. Auf gesellschaftswissen
schaftlicher Ebene ist die Position Boves äu-

ßerst-anspruchsvoll. Es geht Bove nicht um 
das eine, beste politische Programm, nicht 
um die Par'tei, auch nicht um die Blaupausen 
einer hier und jetzt schon freien Gegenge
sellschaft in angeblich staats- u~d kapital
freien Räumen, ganz so, als handle es sich 
bei Staat und Kapital nicht um Verhältnisse, 
sondern um Gegenstände. Seine Vorstellung 
vom gesellschaftli~hen Wandel ähnelt eher 
der >molekulare Reyolution< (Felix Guat
tari), der massenhaften, wilden und fort
währenden Abweichungen in der alltäg
lichen Praxis, die . durch institutionelle 
Vorgaben gefördert und erleichtert oder 
eben behindert werden können. 

Gewiß kann jede und jeder von heute auf . 

morgen ihre Ernährungsgewohnheiten um
stellen, etwa auf Rindfleisch, Yoghurt und 

- Rispentoma,ten verzichten. Die Puten- und 
Lachsmast ist dennoch kaum weniger pro
blematisch. Und der Vegetarismus darf die 
10000-Liter-Turbokühe und überhaupt den 
wachsenden Verzehr von Milchprodukten 
all~r Art nicht vergessen, der den ununter-

. brochenen Kälberausstoß nun mal zur Vor

aussetzung hat. Sonst gibt's nämlich weder 
Yoghurt noch Käse. Mehr als das Geld fehlt 
wohl im Zweifelsfall die Zeit, zum Biobau
ern statt zum Supermarkt ums Eck zu laufen 
und weniger Fertigprod~e zu kaufen. 
Oder es fehlt der kühle Kellerraum, Kartof
feln einzulagern. Trotzdem, ein Ökosiegel 
oder der Pflichthinweis auf gentechnisch 
veränderte Organismen oder die 30-Stun
den-Woche würden den Spielraum für die 
Verbraucher ein Stück vergrößern. Genauso 
wie die Umstellung der'Agrarsubventionen 
von der Produktionsmenge auf die einge
setzte Arbeitskraft die Konversion zur öko
logischen Landwirtschaft erleichtern würde. 
Beides nützt vielleicht mehr als der konse
quente Laktovegetarismus, der nach drei 
Jahren zur Anekdote aus der lustigen Stu
dentenzeit gerinnt, oder der radikale Bio
bauer, der schnurstracks in die Pleite steuert. 
Um das Agrikulturelle nachhaltig zu än~ 

dern, dauerhaft und nicht nUr kosmetisch, 
muß sich parallel die halbe Gesellschaft ver
ändern. Und das braucht Zeit und Hartnäk
kigkeit. Bove hat sie. 

Frieder DittmaT. 
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Am 4. September 2001 hat das Oberlandes
gericht Athen einen A!ltrag der Bundesre
publik zurückgewiesen, die bevorstehende 
Pfändung des Athener Goethe-Instituts und 
anderer deutscher Liegenschaften für un
rechtmäßig z!-l erklären. Der Erlös aus der 
Z~angsversteigerung soll Hinterbliebenen 
der Opfer von Distomo zukommen. Dort 
hatten S5-Einheiten im Jahre 1944 ein Mas
saker unter der Dorfbevölkerung angerich
tet. Der Areopag, das oberste Gericht Grie
chenlands, verurteilte Deutschland deshalb 
am 4. Mai 2000 zu einer Zahlung von 55 
Millionen Mark. Die Bundesregierung lehnt 
solche Forderungen mit dem Hinweis auf 
bereits getätigte Wiedergutmachungszah
lungen aus den sechziger Jahren ab. 

Ist von Kriegsverbrechen der deutschen 
Wehrmacht die Rede, so wird meist auf 
die GreueItaten des VeriUchtungskrieges im 
Osten verwiesen. I1ie brutale Besatzungspo
litik des Heeres auf dem Balkan scheint da
gegen aus dem kollektiven Gedächtnis der 

Tätergesellschaft gelöscht zu sein. Dies gilt ' 
insbesondere für die Vorgänge im okkupier
ten Griechenland. 

Nach der schnellen Niederwerfung des 

Landes durch die Wehrmacht im Frühjahr 
1941, behauptete die deutsche Propaganda ' 

. zunächst, man sei »als Freund gekom~en« 

(Rondholz 1997: 136). Dieses angebliche 
Wohlwollen verschwand jedoch bald. Späte
stens nach dem Abfall des italienischen 

Bündnispartners im Sommer 1943 und dem 
Erstarken der griechischen Resistance ge
hörten alltägliche »Sühnemaßnahmen« und 
Geiselerschießungen zur blutigen Besat-

, zungsroutine der Wehrmacht. In der Härte 
ihrer Vergeltungspraxis unterschied sich die 

Wehrmacht nur graduell von der Waffen-SS. 
Während die Totetlkopfverbände für Massa
ker in Orten wie Distomo und Klissura ver
antwortlich waren, verübten reguläre Ein

heiten in Kommeno oder Kalavryta 
Metzeleien im großen Stil. 

Auf das Konto der Wehrmacht ging auch 
d~s ' völkerrechtswidrige Abschlachten der 
italienischen Division »Acqui« im Septem
ber 1943 auf der griechischen Insel Kefalo
nia. Nach dem Ausscheiden Italiens aus dem 
Kreis der Achsenmächte widersetzten sich . 

einige Verbände der Kapitulationsaufforde
rung der Deutschen. Als Richtlinie für den 
Umga.ng mit widerständigen italienischen 
Einheiten erging der . Befehl, ' alle Offiziere 
dieser Truppenteile als» Freischärler« stand
rechtlich zu erschießen und die Mannschaf

ten zur Zwangsarbeit nach Deutschland zu 
deportieren. Bei der Erstürmung der Insel 
Kefalonia ordnete Hitler sogar an, über

haupt keine Gefangenen zu machen. Nach 
dem Abschluß der Operation zählte man 
rund 4000 exekutierte Soldaten. I~ Gegen
satz zu dem »Kommissarbefehl« im Ruß
landfeldzug, der allgemein bekannt ist, sind 
die gegenüber Italienern angewandten Wei

sungen, denen insgesamt über ' 6000 Men
schen zum Opfer fielen, in der deutschen 
Öffentlichkeit weitgehend unbekannt ge
bliepen. (Schreiber 1996: 92) 

In Griechenland töteten die Besatzungs
truppen allein von Juni 1943 bis September 
1944 mehr als 25 000 Personen im direkten 

Kampf oder infolge der Repressalienpraxis, 
davon allein 20000 in den letzten zehn 
Monaten.·Zu 'Tode kamen auch die meisten 
der 26000 Gefangenen, die entweder zur 

•• 
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Zwangsarbeit nach Deutschland ver
schleppt wurden oder als Geiseln den »Süh
nemaßnahmen« zum Opfer fielen bzw. in 
Konzentrationslagern starben. (Fleischer 
1998: 186) Auch bei der Deportation von 

über 50000 griechischen Juden in die Ver
nichl).mgslager half die Wehrmacht aktiv mit 
-- in dieser Hinsicht entwickelte sich die Ko
operation zwischen dem Heer und der SS 

zur Routineangelegenheit (Safrian 1997). 
Darüber hinaus verhungerten -wegen der 
katastrophalen Emährungslage während 
der Besatzungszeit allein im Winter 1941 /42 
in Athen mehr als 100000 Einwohner. 

FALL 7: DER KRIEGS
VERBRECHERPROZE~SGEGEN 

DIE »SÜDOST-GENERÄLE« 

Schon auf der Moskauer Konferenz vom 
Oktober 1943 hatten die Alliierten beschlos
sen, nach der Besetzung Deutschlands die 
strafrechtliche Verf~lgung der NS-Gewalttä
ter in die ~igene~ Hände zu nehmen. Die 
Ahndung der Kriegsverbrechen und die an
gestrebte Zerschlagung des nationalsoziali

stischen ~nrech.tssystems setzte allerdings 
ein Reihe von neuen völkerrechtlichen Kon
struktionen voraus. Während nach der Haa

ger Landkriegsordnung die Institutionen 
des besiegten Landes bei einer militärischen 
Besetzung grundsätzlich Bestandsschutz 
hatten, ging es den Siegermächten im Fall 
von Deutschland nicht nur um eine militäri
sche Niederwerfung, sondern auch um die 
Zerschlagung des NS-Unrechtssytems. Um 

die Repräsentanten und Funktionsträger des 
NS-Regimes strafrechtlich verfolgen zu kön
nen, erließ die alliierte Gesetzgebung das 

"Kontrollrats gesetz Nr. 10 vo~ 20. Dezember 
1945, das den Tatbestand der Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit festlegte. Darun

ter fiel unter anderem die »V~rfolgung aus 
politischen, rassischen oder religiösen Grün~ 
den, ohne Rücksicht darauf, ob sie das natio
nale Recht des Landes, in welchem die 
Handlung begangen worden ist, verletzt.« 
(Zit n. Pereis 1999: 77) 

Im Rahmen der Kriegsverbrecherprozesse 
in Nürnberg kam es im Juli 1947 auch zu 
einem Verfahren gegen eine Reihe von Ge
nerälen, die sich für ihre Besatzungspolitik 

in Südosteuropa verantworten mußten. Be
reits im Hauptkriegsverbrecherprozeß hatte 
die Frage der Strafbarkeit von Geiselerschie

ßungen eine Rolle gespielt, die nach Mei
nung der deutschen Angeklagten durch das 
geltende Kriegsrecht abgedeckt war. Tat

sächlich verbot die Haager Landkriegsord
nung zwar die generelle Bestrafung der Be

völkerung besetzter Gebiete, nicht aber die 
Geiselnahme als solche. Die Wehrmacht 
hatte von diesem Repressalieninstrument 
schon 1940/41 in Frankreich und Belgien 

-Gebrauch gemacht, aber erst seit dem Über
fall auf die Sowjetunion gehörten Geiselhin
richtungen zum blutigen Besatzeralltag. 

In dem sogenannten Geiselmordprozeß 
gegen die »Südost-Generäle« machte das 
Gericht allerdings eine wichtige Einschrän
kung, was den Einsatz von Repressalien be
traf. Es wies darauf hin, daß die Selektion 
der Opfer nicht wahllos erfolgen Könne und 

die Anzahl der erschossenen Geiseln nicht 
unverhältnismäßig sein dürfe. 

So qualifizierte das amerikanischeMilitäT

gericht dann auoh die »Sühnemaflnahmen« I 

der deutschen Armee gegen die Zivilbevöl
kerung in Griechenland als Kriegsverbre- . 
ehen (Ihme-TicheI1999: 51). 

Am 19. Februar 1948 erging schließlich 
das Urteil im Fall 7 gegen die »Südost-Gene
räle«. Neben ~iner Reihe von Freisprüchen 
erhielten acht der ranghöchsten Militärs 
hohe Freiheitsstrafen. 

Allerdings mußte keiner der Verurteilten 
seine Strafe auch nur annähernd absitzen. 
Bereits in den frühen fünfziger Jahren wur
den alle Täter wieder auf freien Fuß gesetzt. 
Der Kalte Krieg zwischen dem Westen und 
der Sowjetunion, das militärische Engage

ment der USA in Korea, die gepla~te Auf
stellung westdeutsch~r Streitkräfte und der . 
zunehmende Druck der Adenauer-Regie
rung erwiesen sich als ausgesprochen se
gensreich für das Schicksal der verurteilten 
Generäle. Die Verbrechender Wehrmacht 
auf dem Balkan konnten nun wieder dem 
Kampf der »Freien Welt« gegen den Welt

kommunismus gut geschrieben werden. 

DEUTSCHE 
VERGANG ENHEITSPOLITIK 

Im Zusammenspiel aller maßgeblichen po
litischen Kräfte wurde die Legitimität der 
Nürnberger Verfahren in Westdeutschland 

seit Ende der vierziger Jahre zunehmend in 
Zweifel gezogen. Allgemein herrschte die 
Ansicht vor, daß nur wenige der in Nürn
berg verurteilten Gewalttäter zu Recht ihre 
Strafe absaßen. Angesichts des sich ver

schärfenden Ost-West-Konfliktes und der 
,sich anbahnenden Westintegration der 
Bundesrepublik arbeitete die Adeauer-Re
gierung offen an' der Rehabilitierung der 
»Kriegsverurteilten«, wozu man auch das 
Gros der inhaftierten SS-Leute, Parteifunk

tionäre und .JSZ-Schergen zählte. Gestützt 
auf die exkulpierende Denkschrift deut
scher Generäle zum Hauptkriegsver:brech
erprozeß und die Argumentationen der 
Verteidiger in den Nürnberger Prozessen 
setzten sich führende Politiker, Juristen und 
Kirchenmänner für die alsbaldige Freilas

sung der »politischen Gefangenen« ein. 
Beamte des Auswärtigen Amtes, noch ganz 
in der alten Diktion- verf(lngen, forderten 

gar die »Endlösung des sogenannten 
Kriegsverbrecherproblems« (Brochhagen 
1994: 76). 

Konservative haben in den letzten, Jahr
zehnten das sozialpsychologisch notwen
dige »Beschweigen der Vergangenheit« 

(Herman Lübbe) durch die Nachkriegsge
sellschaft hervorgehol?en und die fünfziger 
Jahre als für das deutsche Volk nach den Be

lästigungen durch die Alliierten wohlver
diente »Periode der Normalisierung und des 
Aufatmens« (Ernst Nolte) bezeichnet (Pereis 
1999: 10). Im deutlichen Kontrast dazu steht 
die Inten~ität, mit der sich damals die Öf
fentlichkeit und die Parteien . über das 
Schicksal der» Kriegsverurteilten« erregten. 
Ein wesentliches Motiv für diese Form der 
Vergangenheitspolitik lag in dem Bestreben 
der wieder zu Amt und Würden gekomme
nen Funktionsträger, sich für den Terror der 
NS-Zeit nicht verantwortlich zu erklären 

. und die »Normalstaatlichkeit« des Regimes 

hervorzuheben. 
Vielen Verantwortlichen in der Republik 

war .vor allem das Kontr-ollratsgesetz Nr. 10 

ein Dom im Auge. Als im Jahre 1950 mit der 
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Gründung der Bundesrepublik bestirrurite 
Beschränkungen f9r die deutsche ,Justiz 
wegfielen, kam schnell die Forderung auf, 
diese Ahndungswaffe der Alliierten zu ent
schärfen. Als Vorwand diente der Umstand, 
daß' nun NS-Verbrechen nach zwei unter
schiedlichen Rechtsgrundlagen abgeurteilt 
WlJ.rden - dem alliierten Kontrollratsgesetz 
Nr. 10 und dem deutschen. Strafgesetzbuch. 
Die entscheidende Frage war, ob der Tatbe
stand des Verbrechens gegen die Mensch
lichkeit in das deutsche Rechtssystem aufge
nommen werden sollte. Die Mehrheit der 
Juristen und Staatsrechtler plädierte für die 
Abschaffung des Ges.etzes, da es, so der 
Präsident . des Bundesgerichtshofs, dem 
deutsche Rechtsdenken völlig fremd sei. 
(Brochhagen 1994: 167) Das ungeliebte 

Überbleibsel aus der Besatzungszeit wurde 
im Jahre 1955 mit der vollständigen Erlan
gung der Souveränität beseitigt. 

Das zentrale Arg~ment gegen die Beibe
haltung des Kontrollratsgesetzes lautete, 
daß eine rückwirkende Verfolgung von Ver
gehen rechtsstaatlichen Prinzipien wider
spreche. Mit dieser Begründung kehrte man 
allerdings die Intention des Rückwirkungs
verbots in ihr glattes Gegenteil: Geschützt 
werden sollten nicht mehr die Individuen 

vor · unberechenbaren Strafansprüchen des 
Staates, sondern die Träger eines Regimes, 
das sich selbst völlig außerhalb rechtsstaat

licher Schranken bewegt hatte. Die Willkü
rakte des N5-Systems waren damit als nicht 
verfolgungswürdig erklärt worden. (PereIs 
1999: 86) 

Konsequent verweigerte sich die Bundes
republik auch entsprechenden internationa-

. len Abkommen. In der Europäischen Men

schenrechtskonvention vom 4. November 
1950 hatte sich der Europarat darauf ge
einigt, Menschenrechtsverletzungen zu ahn
den. Artikel 7 Absatz 2 der Konvention 
schreibt zunächst vor, daß niemand wegen 
einer Tat verurteilt werden darf, die zu der 
Zeit, als sie begangen wurde, nicht strafbar 
war. Bezogen auf Staats- und Kriegsverbre

chen folgt aber dann eine Einschränkung: 
»Durch diesen Artikel darf.die Verurteilung 
oder Bestrafung einer Perso}:l nicht ausge
schlossen werden, die sich einer Handlung 

oder Unterlassung schuldig gemacht hat, 
welche im Zeitpunkt ihrer Begehung nach 
dem allgemeinen von den zivilisierten Völ
kern anerkannten Rechtsgrundsätzen straf
bar war.« (Zit. n. Kramer 2001: 498) Als ein
ziges Mitglied des Europarates ratifizierte 
die Bundesrepublik die Konvention mit dem 
bedeutenden Vorbehalt, d,aß der Artikel 7 
Absatz 2 für die Bundesrepublik keine Gel-
. tung habe. Dabei diente auch hier der Hin
weis auf das uneingeschränkte Rückwir

'kungsverbot des Artikels 103 .Grundgesetz 
als Vorwand. 

Daß das Riickwjrkungsverbot die Träger 
einer Staatsgewalt nicht unbedingt vor Ver
folgung schützt, machten sich die bundes
deutschen Gerichte erst in den 1990er Jahren 
als Rechtsnorm zu eigen, als es. nicht mehr 
um Sanktionen für Gewalthandlungen im 
»Dritten Reich« ging, sondern um die Ahn

dung von Menschenrechtsverbrechen der 
ehemaligen DDR. Die Blutorgie der NS- -
Richter, ~ie mehr als 35000 Menschen in die 

Grube schickten und sich dafür in der 
Bundesrepublik strafrechtlich nie zu verant
worten hatten, wird jedoch als ewiger Makel 

an der deutschen Justiz haften bleiben. 
(PereIs 1999: 33) . 

DIE KALTE AMNESTIE 

Die Abwehr der Nürl!berger Prinzipien 
schlug sich auch in der Rechtsprechung zu 
Kriegsverbrechen der deutschen Wehrmacht 

nieder. Obwohl die erst 1958 eingerichtete 
Zentrale Stelle zur Aufklärung nationalsozi
alistischer Verbrechen rund tausend Vorer
mitllungsverfahren wegen Kriegsverbre
chen in Gang setzte, wurde keine einzige Tqt 
geahndet. (PereIs 2001: 24) Entscheidend _ 

dafür war der Bewertungsmaßstab der 
bundesdeutschen Justiz, die sich an den 



DISKUS 2-01 

Normen des nationalsozialistischen Mili
tärrechts orientierte. 

'Im Jahre 1972 befaßte sich die Staatsan
waltschaft Bochum auch mit dem »Unter
nehmen Kalavryta«, das bereits in den 
Nürnberger Prozessen als schweres Kriegs-' 
verbrechen eingestuft worden war. Ohne 
auch nur mit einer Silbe auf das Urteil der 
Alliierten einzugehen - dies hätte ja die An
erkennung der »Siegerjustiz« bedeutet -
stellte der Staatsanwalt das Verfahren mit 
folgender Begründung ein: »Die Partisanen ' 
haben gegen die Grundregel des Völker
rechts verstoßen, nach welcher jedem Kom
battanten eine faire und ritterliche Behand
lung, zuteil werden muß. (. .. ) In dieser 
Situation waren Repressalien notwendig 
und auch zulässige völkerrechtsmäßige 
Mittel, die Gegner, die Partisanen, zur Ein
haltung des Völkerrechts zwingen.« (Zit. 
nach Rondholz 1993: 1512) 

In einem anderen Verfahren von 1972 
gegen Angehörige einer SS-Division wegen 
in Distomo an der Zivilbevölkerung began
gener Verbrechen erschien selbst dem 
Staatsanwalt das Ausmaß der» Vergeltungs
aktion« als anstößig. »Zeugen berichten .. . , 
daß die Deutschen (in Distomon) noch am 
gleichen Tag eine Vergeltungsaktion durch
geführt und dabei' über 200 Bewohner bei
derlei Geschlechts und jugendlichen Alters 
auf zum Teil grausame Weise getötet haben. 
Sie hätten schwangeren Frauen den Bauch 
aufgeschlitzt, SäugÜnge zerschmettert oder 
deren Kopf mit Stiefeln eingetreten.« (Zit. n. 
a.a .O. 1515) Obwohl unbestreitbar der-Tat
bestand des Mordes erfüllt war, stellte die 
Staatsanwaltschaft München das Verfahren 
aus Verjährungsgründen ein. Dafür be
mühte sie ein Urteil des Bundesgerichtsho
fes (BGH), das die vom Bundestag bewirkte 
Aufhebung der Ve!"jährungsfrist fü:r Mord 
eingeschränkte: »Ist ein zur Zeit der NS
Herrschaft begangenes Verbrechen erst nach 
dem 8. Mai 1945 einer Strafverfolgungsbe
hörde bekannt geworden, so greift die Ver
jährungshemmung nur ein, wenn sicher ist, 
daß die Verfolgung der Tat während der na
tionalsozialistischen Herrschaft an einem 
EiJ;\greife n von hoher: .. Hand. gescheitert 
wäre. « (Zit. n. a.a.O. : 1516) Im Fall von Di
storno ging die Staatsan}Valtschaft unter Be
rufung auf den BGH davon aus, daß die Ge- ' 
waltorgie der S5-Einheit auch in der NS-Zeit 
kriegsgerichtlieh hätte verfolgt werden kön
nen. »Auf keinen Fall steht fest, daß gegen 
das Recht gerichtete Erwägungen der natio
nalsozialistischen Machthaber die Strafver
folgung verhindert hätten. (. .. ) Die Strafver
folgung ist also, weil keine Hemmung der 
Verjährung eingetreten ist, mit Ablauf des 
10.·6.1964 eingetreten.« (Zit. n. a.a.O. 1516) 

Abenteuerlich an dieser Entscheidung 
war nicht nur die juristische Konstruktion. 
Denn eine militärgerichtliehe Verfolgung ., 
des Blutbades von Distomo wäre auf jeden 
Fall durch »ein Eingreifen von hoher Hand 
gescheitert«. In dem »Bandenbekämpfungs
befehl« des Oberbefehlshabers, der Wehr
macht vom 16.Dezemberl942 erging die 
Weisung, gegen Partisanen mit »den aller
brutalsten Mitteln« vorzugehen. Zudem 
wurde angeordnet: »Kein in der Bandenbe

kämpfung eingesetzter D.eutscher da]"f 
wegen seines Verhaltens im Kampf gegen 
die Banden und ihre Mitläufer disziplina
risch oder kriegsgerichtlieh zur Rechen
schaft gezogen werden.« (Zit. n. Rondholz 
1999: 263) Schließlich wies Hitler die Kom
mandeure ausdrücklich an, keine Urteile zu 
bestätigen, die 'diesem Befehl widerspra
chen. 

Nach Ansicht der bundesdeutschen Justiz 
gab es keine zu ahndenden Kriegsverbre
ehen. ' »Einfache« Tötungshandlungen wie 
'sie die Wehrmacht im Rahmen von »Sühne
maßnahmen« durchführte, galten als legale 
Repressalie. Besonders grausame Gewal
takte waren wiederum nach Auffassung des 
BGH seit 1969 samt und sonders verjährt, da 
sie selbst der Rechtsnorm der NS-Militärge
richte Widersprachen und somit von »hoher 
Hand« hätten geahndet werden können. 
REPRESSALIEN GEGEN GRIECHEN-

LAND 

Auch außenpolitisch setzte die Bundesregie
rung alles daran, die leidige Kriegsverbrech
erfrage aus der Welt zu, schaffen. Im Fall von 
Griechenland konnte die Botschaft in Athen 
dem Auswärtigen Am! erleichtert mitteilen, 
daß man hier das Problem der NS-Verbre
chen sehr zurückhaltend behandele. (Rond
holz 1999: 238) 

Für diese moderate Position Griechen
lands gab es mehrere Gründe. Nach einem 
langjährigen Bürgerkrieg, ' der schon wäh
rend der. deutschen Besatzung ausgebro
chen war und 1949 mit der vollständigen , 
Niederlage der Linken endete, zeigte die 
griechische Führungsschicht . kein besonde
res Interesse an der Sühnurtg deutscher Ge
.waltverbrechen. Zunächst galt es, den Man
tel des Schweigens über die peinliche 
Kollaboration von Teilen des konservativen 
Lagers zu legen, die sich im Kampf gegen 
die »roten Banden« mit den Nazis zu
sammengefunden hatten. Außerdem befand 
sich Griechenland seit dem Ausbruch des 
Kalten Krieges mit Westdeutschland im 
antikommunistischen Lager. Als Frontstaa
ten an der Nahtlinie zum »Sowjetkommu
nismus« waren beide Regierungen bestrebt, 
das Kapitel der Besatzungszeit möglichst 
schnell abzuschließen. 

Auch profi~erte Westdeutschland bei der 
Behandlung der Kriegsverbrecherfrage von 
der desolaten ökonomischen Lage Griechen-

. lands, das durch die Okkupationszeit und 
den Bürgerkrieg völlig am Boden lag und 
auf Unterstützung von außen angewiesen 
War. Die Adenauer-Regierung versuchte 
daher, einen starken wirtschaftlichen Druck 
auf Griechenland auszuüben, um deutsche 
Kriegsverbrecher vor einer Strafverfolgung, 
zu schützen. 

Die griechische Regierung geriet zuneh
mend in eine Zwickmühle. Einerseits be- ' 
durfte Griechenland angesichts der labilen 
innenpolitischen Situation dringend der 
Wirtschaftshilfe. Andererseits mußten zur 
Stabilisierung der Verhältnisse die ehemals 
ausgegrenzten linken Kräfte reintegriert 
werden, Als Symbol der nationalen Versöh
nung nahm man deshalb 1952 im Rahmen" 
des Gesetzes zur »Befriedu~g«, die Kriegs
verbrecherfrage mit auf. Die Einleitung von 
Verfahren gegen 900 Deutsche bedeutete 
wiederum einen Affront gegenüber der 
Bundesrepublik, die sich in der Zwischen
zeit zu einem der wichtigsten Handelspart
ner und Kreditgeber für Griechenland ent
wickelt hatte. (Spiliotis 2001: 71) 

Dem Drängen der Deutschli!ß die gesamte 
Problematik geräuschlos zu bereinigen, kam 
die griechische Seite mit dem Vorschlag ent
g~gen, die schweren Kriegsverbrechen der 
Zuständigkeit der Bundesrepublik zu über
stellen, die leichteren Fälle hingegen selbst 
zu amnestieren. Akzeptabel war für die 
Bunde,sregierung jedoch weiterhin nur eine 
Generalamnestie, obgleich man wußte, auf 
welchen Widerstand diese Forderung in 
Griechenland stoßen mußte. Zudem rech
nete das Auswärtige Amt damit, daß »bei 
der händlerischen Einstellung der Griechen 
( ... ) das griechische Eingehen auf einen sol
chen deutschen Wunsch sicher an die ( ... ) 
Gewährung von Gegenvorteilen geknüpft« 
sein werde. (Zit. n. Fleischer 2001:-215) Un
willig entschlossen sich die Deutschen dann 
doch zu einer Übernahme der Kriegsverbre
cherakten, nicht ohne den Hintergedanken, 
die Angelegenheit durch ein eigenes Amne
stiegesetz endgültig zu bereinigen. Die 
bundesdeutschen Behörden betonten, daß 
man eine Strafverfolgung der »angeblich be
gangenen Verbrechen« ablenne und ledig
lich da~u bereit sei, die Vorgänge. einzula- . 
gern. Aus dem Justizministerium kaDi 
zudem ,der geniale Vorschlag, den griechi
schen Partnern im Gegenzug einen »Straf
verzicht für grieehische Verbrechen gegen 
die deutsche Besatzungsmacht« anzubieten. 
(Zit. n. a.a.O. 215) 

Natürlich dachte man im Traum nicht 
daran, ernsthafte Ermittlungen einzuleiten, 
obwohl mit der Übernahme'der Strafverfol~ 

gungsakten die Verpflichtung zum Han
deln bestand. Im Vertrauen darauf, die Grie
chen würden die Sache schon auf sich be
wenden lassen und keine Berichterstattung 
über die Weiterbehandlung der Verfahren 
verlangen, verstaubten die Akten jahrelang 
in l;ien Ablagen der zuständ~gen Behörden. 
(Spiliotis.2001: 72) Die Formen der Ermitt
lung na~men dabei groteske Züge an. So 
stellte etwa die Oberstaatsanwaltschaft Ko
blenz im März 1958 das Verfahren gegen den 
ehemaligen Bevollmächtigten des Reichs in . 
Griechenland, Günther Altenburg, der von 
1957 bis 1964 als Generalsekretär der Deut-
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sChen Gruppe der Internationalen Handels
kammer in Köln vorstand, mit der Begrün
dung ein, daß der Aufenthaltsort der 
gesuchten Person nicht zu ermitteln s~i. 

(Rondhölz 1999: 244) . 

Der Dämmerschlaf der deutschen Ermitt
lungsbehörden in Sachen Griechenland end
ete abrupt im April 1957 mit der Verhaftung 
des eingereisten Dr. Max Merten, der als Lei
ter der Militärverwaltung beim Befehlsha
ber Saloniki-Ägäiswegen seiner Beteiligung 
an Judendeportationen zw~r schon auf der 
1952 überreicht~n Fahndungsliste gestan
den, aber bis dahin völlig unbehelligt von 
der Justiz als Anwalt in Berlin gelebt hatte. 
Der ehemalige Kriegsverwaltungsrat ge
hörte neben dem 55-Führer Alois Bruimer 
zu den leitenden Organisatoren des _ Ab
transports von 50000 Juden aus Thessaloniki 
nach Auschwitz. 

In der Bundesrepublik reagierten Öffent
lichkeit und Regierung mit Empörung auf . 
die Verhaftung. In guter Wehrmachtstracli
tion sannen das Auswärtige Amt und das 
Bundesjustizministerium auf Vergeltung. 
Fans die Griechen sich weiterhin uneinsich
tig zeigen sollten, »dann dürfte es notwen
dig sein, gegenüber Griechenland Repressa
lien yorzUI).ehmen;« (Zit. n. Fleischer 2001: 

. 216) Gleichwohl sahen sich die Behörden 

nun dazu gezwungen, ausstehende Ermitt
lungsbescheide nachzureichen. Allerdings 
waren die Begründungen für die Beendi
gung der Str~fverfahren so hanebüchen, daß 
die deutschen'Diplomaten die meisten Ver
fügungen als »völlig ungeeignet« erachte
ten, »den griechischen Behörden vorgelegt 

. zu werden.« (Zit. n. a.a.O.: 217) 
-Trotz aller diplomatischen Bemühungen 

der Adenauer-Regierung blieb Merten län
gere Zeit in Untersuchungshaft und wurde 
schließlich am 5. Mai 1959 wegen Beihilfe 
zum Mord an den griechischen Juden zu 25 
Jahren Zuchthaus verurteilt. Angesichts der · 
Umstände des Verfahrens, bei dem auch· die 
'Problematik der Kollaboration zu tage trat, ' 

ließ, sich ein stiller Deal nicht mehr durch
führen. Eine Überstellung des Kriegsverbre
chers an Deutschland ohne Prozeß hätte die 
Öffentlichkeit in Griechenland als ein 
Schuldeingeständnis führender Politiker ' 
interpretiert. (A. a. 0 .: 75) 

In gewisser Weise fungierte Merten als 
Faustpfand zwischen den b~iden Regierun
gen" So wies Bonn im Zusammenhang mit 
den deutsch-griechischen Wirtschaftsver
handlungen Ende 1958 darauf hin, daß eil). 
deutsches Entgegenkommen von einer Am-
nestie der Kriegsverbrecher abhinge. (Spllio
tis 2001: 75) Tatsächlich wurde Merten trotz 

~er förmlichen deutschen Zusicherimg, ihn 
vor ein ordentliches Gericht zu stellen, 
schon bald nach seiner Verurteilung der 
Bundesrepublik ausgeliefert und dort nach 
wenigen Tagen Untersuchungshaft von den 
Behörden auf freien Fuß gesetzt. Das Land
gericht Berlin stellte das Verfahren nach sie
ben Jahren mit der Begründung ein, es hät
ten sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, , 
daß der Beschuldigte etwas von dem Mord
plan an den Juden gewußt habe. Für die Zeit 
der Untersuchungshaft in Griechenland er
hielt Merten zudem eine »Heimkehrerent
schädigung«. (A.a.0.:77) 

DER KAMPF UM 
. WIEDERGUTMACHUNG 

Die Rechtfertigung von Gewaltverbrechen 
als legale Repressalie diente in der Bundes
republik nicht nur zur Entlastung der Funk
tionseliten, sondern auch dazu, Wieder
guttnachungsforderungen der ehemaligen 
»Feindstaaten« abzuweisen. Eine beliebte 

Argumentationsfigur der westdeutschen 
Außenpolitik bestand darin, die Verluste der
heimischen Zivilbevölkerung durch den al
liierten Bombenkrieg als Gegenrechnung für 
die Opfer deutscher »Vergeltungsmaßnah
men« zu präsentieren. So instruierte das 
Auswärtige Amt die Botschaft in Athen, den 
Anjrag ' des Bürgermeisters der Gemeinde 
Klissura, wo 55-Einheiten 1944 ein Massaker 
angerichtet hatten, auf Übernahme ,einer 
deutschen Patenschaft abzulehnen: »In der 
Absage könnte vielleicht darauf hingewie
sen werden, daß auch in Deutschland die 
schweren Zerstörungen des Zweiten Welt
krieges keineswegs beseitigt sind.« (Zit. n. 
Fleischer 1999: 171) 

Natürlich hatte sich der Rechtsnachfolger, 
des »Dritten Reiches« formal zu Repara

, fionsleistungen verpflichten müssen. Auf 
der Pariser Konferenz im Jahre 1946 beziffer
ten' die Siegermächte die griechischen Scha-

•• 
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densersatzanspruche auf mehr als sieben 
Milliarden Dollar. Nicht enthalten war darin 
die Rückerstattung einer Zwangsanleihe 
von 500 Millionen Reichsmark, die die. grie
chische Zentralbank 1942 an die deutsche 
Besatzungsmacht gezahlt hatte. Die Sigtta
turmächte, darunter auch Griechenland, 
verständigten sieh darüber, lediglich eine 
quotenmäßige Aufteilung der Reparationen 
zwischen den betroffenen Staaten festzule
gen, ohne den gesamten Betrag konkret zu . 
be~timmen. Zu einer Auszahlung zugunsten 
Athens ist es allerdings nie gekommen. 
(faech 1999: 390) . 

Bei der Londoner Schuldenkonferenz 
(1953) stand nicht die Entschädigung der 
:r<;riegsopfer, sondern die Wiederherstellung 
der deutschen Kreditwürdigkeit im Vorder
grund. Den \,\:,estmächten ging es um eine 
Stärkung des ':Virtschaftsstandorts Bundes
republik für den Welthandel und weniger 
um Reparationen. Insgesamt beliefen sich 
die Forderungen der Gläubigerstaaten bezo
gen auf die Vorkriegs- und Nachkriegs
schulden auf fast 30 Milliarden DM. Die 
Hälfte davon erließ man Deutschland, für 
den Rest gab es langfristige Fälligkeitster
mine. Die westlichen Gläubigerstaaten woll
ten die Bundesrepublik zwar nicht aus der 
Verantwortung entlassen, aber angesichts 
des Kalten Krieges galt es den wichtigen 
Bündnispartner nicht mit Hypotheken aus 
dem Zweiten Weltkrieg über die Maßen zu 
belasten. Der deutschen Delegation unter 
Führung des Bankiers Hermann Abs gelang 
es in den Verhandlungen, einen langfristi
gen Reparationsaufschub zu bewirken. Die 
ausstehenden Zahlungen sollten erst nach 
Abschluß eines irgend wann zu entwerfen
den Friedensve~trags endgültig geregelt 
werden. 

Allerdings war Bonn mit dem Londoner 
Abkommen noch nicht alle Sorgen los. 

Das »Dritte Reich« stand.auch für den Ho
locaust, KZ-Deportationen, Zwangsarbeit 
und blutige Vergeltungsexzesse. Zunächst 
vertrat die deutsche Seite die Auffassung, 
daß der Genozid an den Juden nicht repara
tionsfähig sei, da Israel wegen seiner erst 
1948 erfolgten Staatsgründung . als Schuld
ner nicht in: Betracht komme. Außenpoliti
sche Opportu~itätserwägungen gaben letzt
lich für Adenauer den Ausschlag, gegen den 
zähen Widerstand im eigenen Kabinett und 
in der Regierungskoalition, drei Milliarden 
DM an Israel und 450 Millionen an die Je
wish Claim Conference, eine internationale 
jüdische Dachorganisation, zu zahlen. (Frie
drich1994: 479) 

Indem die Bundesrepublik reparations
rechtliche Kriegsschäden und wiedergutma
chungspflichtige NS-Verbrechen voneinan
der trennte, sah sie sich mit entsprechenden 
Forderungen a!lderer Staaten konfrontiert. 
Bonn war nun gezwungen eine Reihe von 
Abkommen mit Ländern zu tr~ffen, die 
unter der nationalsozialistischen Besat
zungspolitik gelitten hatten. Bei den Ver
handlungen mit den betroffenen Staaten 
versuchte die deutsche Seite, möglichst viele 
der Ansprüche als reparationsbezogene 
Schäden zu deklarieren, die erst nach einem 
Friedensvertrag zu vergüten wären. 

Auch die Vertreter Griechenlands hatt~n 
ab 1956 Wiedergutmachungsleistungen für 
ihre Kriegsopfer angemahnt, Bonn lehnte 

•• 
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diese forderungen mit Verweis auf die Re
gelungen des Londoner Sc~uldenabkom
mens ab. Der Vorschlag der griechischen. 
Seite, die Gewährung von Entschädigungen 
mit einer Amnestierung deutscher Kriegs
verbrecher ' zu verknüpfen, erschien den 
Deutschen als. völlig abwegig. Man erwar
tete vielmehr von dem kleinen Partner, die 
anstehenden Verfahren ohne Gegenleistung 
einzustellen. 

Als neue Verhandlungsmasse bot sich für 
die griechische Regierung das Angebot der 
DDR-Regierung an, für eine staatliche Aner
kennung ihrer Republik, Entschädigungen 
an die Opfer deutscher Repressalien zu zah
len. Dieser Schachzug brachte Bonn in er
hebliche Bedrängnis, denn nach der Hall- . 
stein-Doktrin drohte jedem Land, das die 
»Sowjetzone« als Staat anerkannte, der Ab
bruch diplomatischer Beziehungen mit der 
Bundesrepublik. . Im Falle Griechenlands, 
einem strategisch wichtigen NATO-Partner, ' 
ließ sich eine solche Maßnahme.jedoch aus 
bündnispolitischen Gründen nicht umset
zen. Zähneknirschend bequemten sich des
halb die Deutschen im Frühjahr 1959 zur 
Aufnahme von Wiedergutmachungsver
handlungen. (Vgl. Spiliotis 2001: 74-76) 

In dem ~ertrag vom 18.März" 1960 ver
pflichtete sich die Bundesrepublik insge
samt 115 Millionen DM an die griechische 
RegieJ1.1!lg zu zahlen. Die Vereinbarung 
bezog sich lediglich auf die Entschädi
gung solcher Opfer, die »wegen ihrer Rasse, 
Glaubens oder der Weltanschauung« durch 
den Nationalsozialismus verfolgt worden 
waren. Die Frage der Reparation von Kriegs
schäden blieb in dem Vertrag völlig ausge
klammert. Allerdings bestand eine Klausel, 

I 
daß etwaige gesetzliche Ansprüche griechi
scher Staatsbürger unberührt blieben. 
Zudem behielt sich Athen vor, gegebenen
falls noch mit Reparationsforderungen an 
Deutschland heranzutreten. (Paech 1999: 
389) Entgegen allen späteren Behauptungen 
der Bundesregierung verzichtete Griechen
land somit nicht auf die ihm zustehenden 

Schadener~atzforderungen. Noch 1995 ging 
Berlin davon aus, daß die Wiedergutmc!'
. chung~leistungen aus dem Vertrag von 1960 
nicht für die Opfer deutscher »Sühnemaß
nahmen« vorgesehen waren. In einem Brief 
teilt die Deutsche Botschaft einem Überle
benden von Distomo mit: »NachAu~assung 
der Bundesregierung sind Vergeltungsaktio
nen w.ie gegen das Dorf Distomo nicht als 
NS-Tat zu definieren, deren Opfer wegen 
ihrer Rasse, ihrer Relfgion oder ausdrük
klicher Antihaltung geschädigt worden 
sind, soitdern als Maßnahme im Rahmen 
der Kriegsführung, denn sie stellten Reak
tionen auf Partisanenangriffe dar. Sie fallen 
deshalb nicht unter die Regelung des Bun
des zur Entschädigung von NS-Unrecht, 
sondern unter den Fragenkomplex Repara
tionen.« (Zit. n.a.a.O.: 390) 

Auch das Londoner Schuldenabkommen . 
hatte die 13undesrepublik nicht endgültig 
entlastet.. Als die Griechen im Jahre 1965 
von der Bundesrepublik die Zurückzahlung 
der Zwang~anleihen einklagten, versicherte 
der damalige Bundeskanzler Ludwig Er
hard dem vorsprechenden Minister 'Andreas 

J;'apandreou nachdrücklich, daß man diese 
Schuld nach der deutschen Wiedervereini
gung begleichen werde'. (Surmann 1999: ' 
139f) Die wahren Absichten sprach <;ler deut
sche Botschafter 1969 in Athen in einer Mit
teilung an das Auswärtige Amt aus: »Durch 
das Londoner Schuldenabkom~en (00.) ge
lang es dank des Entgegenkommens unserer 
amerikanischen Freunde, die gewaltige Re
parationsforderungen der Feindstaaten (00.) 

bis zum Abschluß eines Friedensvertrages 
zurückzustellen, d .h. unsre Gegner des letz
ten Weltl9"ieges ad kaien das graecas zu .ver
trösten (00,). Es müßte doch unser Interesse 
sein, diesen Zwischenzustand·des Nichtzu
slandekommens eines Friedensvertrages so 

. lange wie möglich aufrechtzuerhalten, um 
diese Forderungen unserer einstigen Gegner . 
durch 2eitablauf einer Verwirkung oder Ver
jährung zuzuführen. Angers ausgedrückt: 
Man sollte schlafende Hunde nicht wec-

ken.« (Zit. n. Paech 1999: 391) 

DIE STUNDE DER WAHRHEIT 

Im Jahre 1990 schien dann doch der Zahltag 
zu kommen. Mit der anstehenden deutschen 
Vereinigung drohte der bislang fiktive Ter
illin für die Zahlung der Reparationen reale 
Gestalt anzunehmen. Ein formeller Frie
densvertrag mußte deshalb unter allen Um
ständen vermieden werden, um keine neuen 
Begehrlichkeiten auszulösen. Tatsächlich ge
lang es der Bundesregierung in dem soge
nannten Zwei-Plus-Vier-Abkommen mit 
den ehemaIigen SiegE;!rmächten eine schrift
liche Fixierung dieser Problematik auszu
klammern. Dank der händlerischen Einstel
lung der Deutschen ging die listige 
Verschleppungstaktik endgültig auf: Die 
Zeit hatte ohne großes eigenes Zuh.i.n alle 
Wunden geheilt. »Die Haftpflichtigen«, so 
der Historiker Jörg Friedrich, »waren seiner
zeit zu arm zum Zahlen, die Wohlhabenden 
vOIlheute sind nicht haftbar.« 

Zunächst glaubten die Griechen, daß mit 
der Vereinigung -- auf die sie immer vertrö
stet worden waren -- nun ihre Stunde ge
kommen sei. Mit einer Verbalnote wandte 
sich die griechische Regierung erneut an 
Berlin und bat um eine Behandlung der ' 
noch ausstehenden Forderungen. Hier stie-: 
ßen sie jedoch auf pures Unverständnis .. 
Neben dem Verweis auf die »abschließen
den« Vereinbarungen des Wiedergutma
chungsvertrages von 1960, klärt~ die 
Bundesregierung die unwissenden Partner 
aus Griechenland darüber auf, daß »nach 
Ablauf von 50 Jahren seit Kriegsende und 
Jahrzehnten friedlicher, vertrauensvoller 
und fruchtbarer Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik mit der intern'ationalen 
Staatengemeinschaft die Reparationsfrage 
ihre B~rechtigung verloren« habe. Doch 
ni~ht genug. Mitglieder des Verteidigungs
ausschusses, die mit griechischen Parlamen
tariern über diese Problematik diskutierten, 
hielten den uneinsichtigen Kollegen aus 
dem Balkan ihre Hybris vor Augen: Die 
griechischen Kriegsopfer hätt~n schon des
halb keinen Anspruch auf Wiedergutma
chung, »weil das Land bereits Milliarden 
von deutscheriTouristen kassiert habe.« (Zit. · 
n. Jelpke 1998: 4) Zur selben Zeit sah sich die 
Bun~esregierung sehr wohl in die Lage ver~ 

, setzt, ihrerseits Ansprüche repara_tionsrecht
lieher Natur geltend zu' machen. Noch 1Q95 

hatte Bundesaußenminister Kinkel im Hin
blick auf Polen geäußert, daß die Frage der' 
Entschädigungszahl~ng für die nach dem 
Krieg ausgewiesenen Deutschen weiterhin 
einer Klärung bedürfte. (Surmann 1999: 140) 

Nachdem auch die rot-grüne Bundesre
gierung an. der herkömmlichen Vermei
dungsstrategie festhielt und das Th~ma für 
erledigt erklärte, sahen sich die griechischen 
N5-0pfer ctazu gezwungen, mit ungewöhn
lichen Mitteln zu ihrem Recht zu kommen. 
Am 4. Mai 2001 wurde von dem obersten 
griechischen ·Gerichtshof ein historisches 
Urteil verkiindet. Die Vereinigten Senate des 
At;'eopag verwarfen die Revision der 
Bundesrepublik Deutschland gegen eine 
Entscheidung des Landgerichts Livadia,' mit 
der 269 Klägern aus Distomo eine Entschä
digung in Höhe von rund 55 Millionen DM 
zugesprochen worden war. Die deutsche Re
gierung schien sich der g:riechischen Unter
würfigkeit so sicher gewesen zu sein, daß sie 
sich in dem Verfahren von Livadia nicht ein
mal anwaltlich hatte vertreten lassen. Erst 
als der damalige Präfekt von Böotien, Ioan
nis - Stamoulis ankündigte, er werde 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen vollzie
hen u~d / deutsches Staatseigentum be- ' 
schlagnahmen lassen, legte Berlin Revision 
ein. (Schminck-Gustavus 2001: 112) 

Die Bundesregierung warf Griechenland 
einen Verstoß gegen das Völkerrecht vor. 
Das griechische Gericht habe die »univer
selle Grundsätze der Staaten-Immunität« 
verletzt, denen zufolge kein Gericht eines 
Staates einen anderen Staat belangen dürfe. 
Die Argumentation des Areopag stützte sich 
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dagegen auf die neue Interpretation des 
Völkerrechts, mit der die Nato ihre Interven~ 
tion auf dem Balkan begründet hatte: Bei 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit könn
ten sich Staaten und ihre Amtsträger nicht 
auf ihre Immunität berufen, denn die Men
schenrechte stünden höher , als das 
zwischenstaatliche Völkerrecht: Der Oberste 
Gerichtshof Griechenlands folgerte nun, daß. 
es sich bei den ?>Vergeltungsmaßnahmen« in 
Distomo um Verbrechen gegen die Mensch
lichkeit geh~delt habe und sich die Bundes
republik in diesem Fall nicht auf die Staaten
Immunität berufen könne. (Siehe dazu: 
Kritische Justiz 3/2000: 472-476) 

Wer würde sich nicht daran erinnern, wie 
Außenminister Joseph Fischer vor .dem Par
lament das Menetekel »Auschwitz« be
mühte, um den ersten Kriegseinsatz deut
scher 1,'ruppen nach 1945 und die 
Bombardierung Belgrads zu rechtfertigen. 
Bei den Massakern der Wehrmacht in Grie
chenland dagegen handelt es sich nach deut
scher Auffassung um eine schlichte »Maß
nahme der Kriegsführung«. Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit ahndet . dieses 
Land vornehmlich bei anderen Nationen. 

Klaus Ronneberger/Vassilis Tsianos 
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1. 

Ich möchte mit dem beginnen, was ich, ohne 
überflüssiges Pathos, »unsere Meinungs
verschiedenheit« nennen möchte, die im 
Gnrnde in den meisten unserer Diskussio
nen in den 60er und 70er Jahren vorhanden 
war. 

Man könnte sie als eine Variante des 
Gegensatzes ' z.wischen einem kritischen 
»Eurokommunismus« und einem mehr oder 
weniger orthodoxen »Neo-Leninismus« ein
ordnen, Aber diese Etiketten sagen mehr 
über unsere gegenseitige Wahrnehmung 
aus, als über unsere wirklichen Positionen, 
und sie haben den Nachteil, zwei Tatsachen 
zu verdecken, die mir im Rückblick grund
legend zu sein scheinen .Die eine ist unser 
bei der Anteil an der »strukturalen« Rekon
struktion des Marxismus C .. ). Die andere 
Tatsache bezieht sich darauf, dass wir in der 
angespannten Lage während der politischen 
Krise 197-8 in Frankreich, nach dem Bruch 
der »Einheit der Linken«, in Bezug auf die 
Praxis im Grunde die selbe Position hatten, 
C .. ) 

Ich ziehe es also vor, diese Meinungsver
schiedenheit in Form einer Debatte über die 
zentrale Frage des Staates darzustellen, die 

mich dann unmittelbar zu Fragen der Poli
tik bzw. der Politik heute bringt. 

Eine Spur dieses Streits findet sich in zwei 
kritischen Thesen, die Nicos in seinem letz
ten Buch formuliert.2 Die eine besagt, dass 
die Frage nach der fehlenden Theorie des 
Politischen im Marxismus schlecht gestellt 
ist, wenn man sie als die simple Forderung 
nach einer »allgemeinen Theorie vom Staat« 
versteht, denn was wirklich fehlt, ist eine 
spezifische Theorie des kapitalistischen 
Staates. Die andere widmet sich den »escha
tologischen und prophetischen Dogmatis
men", die zuletzt in dem - im Rückblick lä
cherl~chen - Versuch von einigen von uns 
sichtbar wurden, die Diktatur des Proletari
ats in dem Augenblick z.u »verteidigen« 
oder noch einmal zu »überdenken«, als sie 
von den kommunistischen Parteien bereits 
offiziell fallengelassen worden war. 

Damit wir uns richtig verstehen, auch 
wenn ich in der Staats theorie namentlich zi
tiert werde, handelt es sich nicht um eine 
Abrechnung ad hominem. Jedoch führten 
diese Fragen, unter uns gesagt, damals zu 
tiefen Spaltungen. Diese betrafen zum einen 
die Kritik des marxistisch-leninistischen 
Staatskonzepts und die Analyse der Institu-

POULANTZAS 
L ES E:N • 

Poulantzas wurde 1936 in Athen geboren, 
schlo};; sein Studi;um 1957 ~b, um nach 
seinem drei jährigen . Militärdienst nach 
Deutschland zu gehen. Er beabsichtigte an 
der Miinchener Universität zu promovieren, 
verließ die Stadt aber bald wegen der reak- ... 

tionären AtinosphäTe in Richtung Paris. Ab 
Mitte der sechziger Jahre gehÖrte er dort. 
dem sogenannte.n Althusser-Kreis an, der an 
einer neuen Interp.ration-.: der Marxschen 
SchTiften arbeitete. Unter Einfluss ger 

psychoanalytischen Arbeiten Jacques La
cans, der PhiJosophie Spinozas una dem 
Strukturalismus entwickelten Althusser, 
Balibar, Ranciere und andere einen Ansatz, 
der theoriepolitisch ein 'Angriff auf jene , 
damals im »Westlichen Marxismus« vor-" 
herrschende Vorstellung war, nach der eine 
an Hegel orientierte dialektische Betrach
tungsweise das beste Heilmittel gegen jede 
Art von Dogmatisierung und Stalinisierung 
des Marxismus darstelle. Aber die' Oppo
sition als eine zwischen Dialektik undStruk
tur darzustellen, greift zu kurz. In Poulant
zas' späterer Einschätzung war der Struktu
ralismus eher die »Kinderkrankheit« denn 
das Wesen des Althusserismus. Die Kritik 
der 'hegelianischen Dialektik war in erster 
Linie eine Kritik an der Vorstellung eines li
near verlaufenden historischen Prozesses 
und dessen Finalität sowie die in der marxi.; 
stischen Version dieser Dialektik implizierte . 
Idee, wonach die Arbeiterklasse Träger der 
Allgemeinheit sei. ~ die Stelle von Begrif
fen wie »Wesen«, .»Oberfläche« und »ET-

scheinung« traten entsprechend jen~ über 
Laca~ letztlich Frimd entlehnten Begriffe wie " 
»Überdeterminierung«, »Verdichtung« und 
»Verschiebung«, mit denen Poulantzas auch 
in seinen späteren Schriften arbeit~te. Be
griffe, die es eben auch ermöglichten, eine 
von der der traditionellen Arbeiterbewe
gung verschiedene transformatorische Poli
tik zu denken. 

1968 erscheint »Politische Macht und gesell-
"schaftliche Klassen« . Poulantzas stellt sich 
darin Frage, wie sich die Klassen wechselsei
tig und im Verhältnis zum Staat konstituie-
ren. Er bezieht sich dabei auf Gramscis Über
legungen zur Hegemonie, arbeitet den 
Hegemoniebegriff aus und vers_~cht in spä
teren Arbei~en eine Systematisierung, die 
später in der »Staatstheärie« münden. Darin 
entwickelt Poulantzas einen relationalen Be
griff des Staates als sozialem Verhältnis. Der 
Staat kann demnach nicht ais »Instrument« 
b,etrachtet werden, eine leere Hülle, derer 
sich die je stärkste gesellschaftliche Gruppe 
bemächtigt, noch als Subjekt, das eine ab
strakte Macht jenseits der Klassenstruktur 
besässe. Er ist vielmehr der Struktur nach 
weder nur juridisch, noch rein politisch, son- . 
dem · erzeugt die Bedingungen kapitalisti
scher Produktionsweise, indem er den 
Kampf der Klasaen aus der ökonomischen 
Sphäre in die poli~ische verla'gert. Er ist in 
Poulantzas, Konzept sowohl Kristallisa
tionspunkt als auch Ort der Klassenausein
andersetzungen. I?araus ergibt sich notwen-

tionen oder politischen Formen, in denen 
sich ein neues Kräfteverhältnis abzeichnete, 
und zwar in dem Moment, in dem der hege
moniale Staat der kapitalistischen Bourgeoi
sie, dUrch die Internationalisierung des Ka
pitals (wir sagten damals noch nicht 
»Globalisierung«) . ins Wanken gebracht 
wurde .. Er reagierte auf den Niedergang sei
ner ökonomischen Effizienz mit einem mehr 
oder weniger akzentuierten bzw. liberal ge
schminkten autoritären Kurswechsel. 

Poulantzas Vorschlag, den kapitalisti
schen Staat als, eine »materielle Verdichtung 
von Kräfteverhältnissen« zwischen den 
Klassen · aufzufassen, ließ diese Meinungs
verschiedenheiten so Gestalt annehmen" 
weil dieser Vorschlag einigen von uns nicht 
nur als ein Indiz der historischen Materia
lität der Staatsapparate erschien (wogegen 
sich Poulantzas verwehrte), sondern viel
mehr dem Staat - durch seine relative Un
abhängigkeit von den' Interessen der herr
schenden Klasse und dem dahinter stehen
den Kapital- die Bedeutung seiner »Auto
nomie« erst verlieh, Daraus resultieren zwei 
sehr unterschiedliche Arten, die Wirkung 
des in den popularen Massenbewegungen 
enthaltenen Elements der radikalen Demo
kratie auf den Staat bei einem möglichen so
zialistischen Übergang zu denken: Entwe-

dig die Überlegung, Poulantzas' Konzept 
weiterzudenken. In seinem letzten Interview 
deutet er noch einmal die Notwendigkeit 
an, die ökologischen und .. fe~inistischen 
KäD;1pfe in diese Analyse mit einzubeziehen. 
Der Staat ist nicht nur der stets ungleiche 
Kompromiss zwischen Kapital und Arbeit, 
sondern durch vielfältige Widersprüche 
konstituiert. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Di
skussionen um Globalisierung und dem im 
»Meer der Gesichter von Genua« 
(Negri I Hardt) sich abzeichnenden \Vider
stand gegen ihre kapitalistische Gestalt, wer
den Poulantz4s' Thesen aktueller denn je. ' 

Aber nicht im Sinne. einer Denunzierung 
der Bewegung; die nicht ausreichend staats
und kapitalismu.skrltisch sei. Sondern in 
einer Weise, die versucht zu Begreifen, 
wanim die Kritik etwa der »neoli1;>eralen 
Globalisierung:< scpeinbar notwendig in 
eine Verteidigung des »sozialdemokrati
schen Staats« mündet und wie man eine 
dazu alternative Politik entwickeln kann. 
Eine Politik, die anstatt m der Alternative 
von reformistischer »Hroberung« von Jeilen 
des Staatsappa-rates und einer Strategie des 

. »Kommunismus von Auße~« zu verbleiben, 
vers~cht, die gegenwärtigen Brüche und 
Kulminationspunkte innerhalb des Staates, 
verstanden eben als einer Verdichtung von 
sozialen Kräfteverhäitnissen, zu bestimmen. 
Eine solche »konkrete Analyse der konkre
ten Situation« könnte dazu beitragen, Modi 

, des Politischen zu entwickeln, die die Linke 

a~s ihrer gegenwärtigen Lähmung heraus
führen könnten. Ein Beitrag zu dieser noch· 
zu führenden Diskussion stellt aus unserer 
Sicht Etienne Balibars Vortrag. »Kommu
nismus und Staatsbfugerschafh< dar, der aus 
einer Analyse des Verhältnisses linker' Poli
tik zu staatlichen und gesellschaftlichen Ver
hä,ltnissen, Schlussfolgerungen für _eine Re
konstitution linker Politik zu ziehen 
versucht. 

der als Zerschlagen der Apparate, Entste
hung des »Nicht-Staats«, oder als radikalde
mokratische Transformation seiner Funk
tionsweise, durch die Herausbildung eines 
neuen Machtverhältnisses und einer neuen 
Hegemonie über die intermediären Klassen
fraktionen. (. .. ) 

In Bezug auf die »Verdichtung der Kräfte-
. verhältnisse« oder »das relationale Ver

ständnis des Staates« habe ich Poulantazs 
bereits vor langer Zeit Recht gegeben. Zu
nächst wegen eines Grundes, den. er selbst 
erwähnt, und der ein Unterscheidungskrite-, 
rium zu Altl}usser enthält: D.h. nur ein sol
ches Verständnis erlaubt es, dem Mythos der 
»Äußerlichkeit« der, revolutionären Kräfte 
(Parteien oder Bewegungen) in Bezug auf 
die Funktionsweise des Staates im fortge
schrittemin Kapitalismus ein Ende zu set
zen. Am Schluss komme ich zur Thematik 
der »Äußerlichkeit« und »Innerlichkeit« zu
riick, die mir im vorliegenden Fall grundle
gend zu sein scheint. Der zweite Grund 
bringt mich dazl1, weiter zu gehen, als er es 
damals tat, und zwar in Richtung einer dem 
Staat inhärenten Dialektik der Übertragung 

. und Transformation der Klassenkonflikte 
(was mich mehr als ihn zu seiner Zeit, dem 
Vorwurf des »Reformismus« aussetzt): D.h., 
in 'die Analyse des kapitalistischen Staates 
muss man nicht nur die strategisch~n Ef
fekte der Klassenverhältnisse, die dem 
»Block an der M~cht« inhärent sind, auch 
nicht bloß die »Errungenschaften« der 
Kämpfe zwischen den herrschenden und 
den beherrschten Klassefl: (Kapital und Ar
beiter) einbeziehen, sondern auch die insti
tutionellen Modi der Regulierung dieser 
Kämpfe und im Gegenzug ihre Wirkung auf 
die Bestimmung der Klasse selbst, angefan
gen bei der Arbeiterklasse (obwohl, so 

, scheint- mir, Poulantzas eben gerade wegen 
der Klassenposition an der Idee einer konsti
tutiven Funktion des Staates bei der Formie
rung des» Block an der Macht« festgehalten 
hat, spra'ch .er nicht über eine determinie
rende Funktion der staatlichen Institutionen 
in der Geschichte der Formierung der Arbei
terklasse, um einen Moment lang die Spra
che von E. P. Thompson zu gebrauchen). 

Was mich dazu bringt, die genau be
grenzte Verwendung der Kategorie des na
tional-sozialen Staates (Etat nationql social) 
vorzuschlagen, Um bestimmte Fragestellun
gen hinsichtlich der Transformation des po
litischen Feldes weiterzuführen, dem Pou
lantzas im wesentlichen seine Arbeit 
widmete, 

Auf der anderen Seite w4rde ich sagen, 
dass ich heute versucht bin, die Staatstheo
rie und die epistemologischen Probleme, die 
sie betrifft, die Idee der »relationalen Theo
rie« - oder wenn man so will, der struktura
len - eine Stufe vo:anzutreiben. Es gibt nicht 
nur keine »Substanz« oder gegebene Objek~ 
tivität der Staatsrnacht außerhalb der »Ge

schichte seiner Konstitution und Reproduktion« 
(22), sondern man kann den Staat auch nicht 
von den Konfigurationen der sozialen Ver
hältnisse »trennen«. Auch wenn der Staat 
nicht aufhört, sich als ~>Motol;« darzustellen 
(um als Befehlsmacht wahrgenommen zu 
werden und sich selbst als Befehlsmacht 
wahrzunehmen: Man weiß, dass im Griechi
schen beide Bedeutungen im Begriff »arche« 
verschmolzen sind), ist. er immer nur die 
Ordnung' und Aneinanderreihung der Ef
fekte, selbst wenn einige unter ihnen sehr 

•• 
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dauerhaft siri.d und sich alle ,in eine institu

tionelle Materialität einschreiben. Dem 

muss man folgendes hinzufügen: Die sozia

len Verhältnisse, von denen wir hier spre-

. chen, können nicht auf Klassenverhältnisse 
oder ausbeuterische Pröduktions- und Re

produktionsverhältnisse reduziert werden 

(was aber nicht bedeutet, man könne diese 

Verhältnisse vernachlässigen oder verges
sen): Es handelt sich auße~dem um »ideolo

gische« Verhältnisse, die unabhängig oder 

wenn man so will »überdeterminiert« sind. 

Ich würde eher von symbolischen Verhältnis

sen oder Beziehungen sprechen, 'die im Ele-

ment des kollektiven Imaginären erzeugt 

werden, da der Begriff d~r Ideologie erheb

lich ,durch einen reduktionistischen Ge

brauch geprägt ist. Aber der kombinierte 

~ffekt 'der Klassenverhältnisse und der sym

bolischen Beziehungen in den deter

minierten institutionellen Handlungen ent

sprechen keinem invarianten. Schema, 

weder in der »longue duree«, noch in der 

Konjunktur. Dies ist selbstverständlich ein 

wesentlicher PUl'l.kt, z. B. bei den Formen 

und a~tuellen Auswirkungen des Nationa- ' 

lismus als aggressive und defensive Praxis 

des Staates (darin ist eingeschlossen, :was ich 

»supranationalen«, Z.B. europäischen Natio

nalismus, nenne), Man könnte sagen: ~ass 

der Staat - in einer starken Bedeutung -

nicht existiert, d.h. er existiert nicht als eig~n

ständige Instanz, Das, was »existiert«, sind 

die Kräfte und die Kräfteverhältnisse (darin 

eingeschlossen, die symbolischen und »im
materiellen« Kräfte), die in der Form des , 

Staates materiell verbunden sind. 

\ 2. 

Von diesen Prämissen aus, werde ich folgen

dermaßen vorgehen. Zunächst möchte fch 

an einige politische Vorschläge von Poulant-

.'. ,. 
••• t 

zas erinnern, die die Krise des Staates und 

9.er staatlichen Praktiken betreffen, und die 

'ich mir zunutze m,achen möchte, um einige 

Anmerkungen über die Allgegenwärtigkeit 
dieser }}Kri8en«~Thematik in unserem Di

skurs zu formulieren, eine 'Thematik, von 

der besonders die Schriften Poulantzas 

Zeugnis ablegen, Danach werde ich mich ein 

wenig mehr mit der Analyse des k<lpitalisti
schen Staates in Begriffen eines »national-so

zialen Staates« und seiner Krise als einer des 

national-sozialen Staats beschäftigen. 
,Schließlich werde ich eine Antwort auf die 

Frage skizzieren, die ich im Titel meines Vor-

trags gestellt habe: Die nach e.iner emanzipa

torischen Politik, die sich immer auf das 

Doppelverhältnis von Kommunismus und 

Staatsbürgerschaft beziehen muss. (. .. ) 

Gehen wir von einigen in der Staatstheorie 

formulierten Thesen aus: Ich teile sie in zwei 

Gruppen, entsprechend dem , weiter öben 

dargestellten kritischen Gegenstand' ( ... ) Es 

geht also zunächst um die Frage des -Verhält

nisseszwischen »dem Staat und den Volks

kämpfen«, also um die Anwesenheit der be- ' 

herrschten Klassen im Zentrum des Staates 

selbst, und die Konsequenzen, die diese An

wesenheit für die Geschichte der Demokra

tie ha't. Ferner um die Frage nach der »natio

nalen Form des Staates«, also . des 

Verhältnisses . zwischen Staat und Kapital, 

das vor dem Horizont des' Verhältnisses zwi

schen revolutionärem Kampf ünd Nation

form betrachtet wird. 

Beginnen wir mit dem Staat und den be

herrschten Klassen. Es ist bekannt, dass POlil

lantzas darauf best~ht, dass die eigenstän

dige Materialität des- Staates anerkannt 

werden muss (gegen instrumentelle Reprä

sentationen oder, umgekehrt, gegen die 

Staatsmacht): Aber er existiert nur als Akti

vität, als Modalität einer historisch entwik

klungsfähigen Wirkung der Klassenkämpfe, 

in der die Gesamtheit der sozialen Bewe-

gungen artikuliert-werden muß. Hinsicht

lich dieser Dynamik könnte man sagen, dass 

die Staatsform in einem unendlichen Pro

zess immer gleichzeitig konstituierend und 
konstituiert ist. 

»Es ist also theoretisch zu erklären« 
schreibt Poulantzas in der Staatstheorie (116) 

»wie der Klassenkampf, speziell der politische 

Kampf um die politische Herrschaft, im institu

tionellen Gerüst des Staates eingeschrieben sind 

(. .. ) und zwar so, dass die unterschiedliche For

men und historischen Transformationen dieses 

Staates erklärt werden können.« Um ihn wirk

lich zu verstehen, muss man die Rolle- erklä

ren, die der Staates gleichzeitig in Beziehung 

zu den herrschenden Klassen und den be

herrschten Klassen spi~lt. Und weiter unten 

heißt es: »Der Staat konzentriert in 1>ich nicht 

. nur das Kräfteverhältnis zwischen Fraktio

nen des Blocks an der Macht, sondern auch 

das Kräfteverhältni.s zwischen diesem Block und 

den beherrschten Klassen ( .. ;) Tatsächlich je

doch verlaufen d.ie Volkskämpfe quer durch 

den Staat, und zwar nicht in der Weise, daß 

sie von außen in ein in sich geschlossenes 

Ganzes eindringen. Die politischen Kämpfe, 

die auf den Staat zielen, durchziehen seine 

Apparate, weil sie bereits in das Raster des 

Staates eingeschrieben sind, dessen strategi
sche Konfiguration sie vorzeichnen,« 

(130-131) 

Ein wenig weiter unten schränkt Poulant

zas die Reichweite der allgemeinen These 

ein, wobei er das Modell der Doppelherf

schaft nicht nur als Schema des revolutionä

ren Übergangs, sondern auch als Beschrei

bung der Spannungen und Widersprüche 

des demokratisch-kapitalistischen Staates 

zu Recht ~blehnt: »Dagegen existieren die 

beherrschten Klassen nicht mit Hilfe von 
Apparaten, die ihnen eine_ eigene Macht 

geben, sondern im wesentlichen in Form 

von Oppositions zentren gegenüber den 
herrschenden Klassen, ( .. ,) Sie ist auch auf

grund des materiellen Aufbaus des Staates 

unmöglich. Dieser Aufbau besteht aus inter

nen Reproduktionsmechanismen des Ver

hältnisses von Herrschaft und Unterord

nung, Die beherrschten Klassen sind in 

seinem Aufbau präsent - aber eben nur als 
beherrschte Klassen. (...) Die Volksklassen 

sind schon immer im Staat präsent gewesen, 

ohne dass d'ls jemals etwas an dem harten 
Kern dieses Staates verändert hätte.« (132-

133) Man sieht, dass Poulantzas hier nicht 

nur die Illus-ionen einer »Neutralität« eines 

Staates der über den Klassen stünde, zu

rückweist, sondern auch und viel subtiler 

ein gewisses »machiavellistisches« Schema, 

wonach sic;h die Konstitution des Staates auf 

die beherrschten Klassen selbst »stützt«, 

oder besser, auf.die dynamische Konfigura

tion ihrer Kämpfe Und Forderungen und der 

Kraft, die diese entwickem. Dennoch kommt 

Poulantzas 4n letzten Abschnitt seines Bu

ches und in seinen Schlussfolgerungen -

immer aus der Perspektive einer Kritik eines 

marxistischen Instrumentalismus - ausführ

lich auf die Volkskämpfe und die Art, wie sie 

den Staat durchziehen, zurück und legt vor 

allem dar, wie sich diese Effekte ins Herz 

der »ökonomischen Staatsfunktionen« ein

schreiben (dies führt gezwungenermaßen 

dazu, die Vorstellung des Wohlfahrtsstaates, 

als einem Gebilde mit ausschließlich sozia

len Funktionen, die den organischen Staat 

von außen kommend erg~nzen, der dann_ 

wiederum im Prozess der Kapitalakkumula

tion Mängel produziert,' zu überwinden.) 

»Einerseits existieren keine Staatsfunktio

nen zugunsten der Volksmassen, die auch 

von den Volksmassen eingesetzt sind und 

an.dererseits keine ökonomischen Funktio

nen zugunsten des Kapitals,«3 Er erwähnt 

dabei die Beschränktheit der »Beziehung 

zwischen der politischen und der ökono- ' 

misch-sozialen Demokratie«. Dies alles läuft 

auf eine Hauptthese zu, die ein werug ab

strakt bleibt, obwohl sie offensichtlich in sei
nem Plädoyer für einen }}demokratischen 

Sozialismus« wesentli~h ist, sie ist auf die re

präsentative Demokratie bezogen, die 

immer als. geschichtliche Verbindung der 

unters~hiedlich starken 'popularen Klassen-
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k~pfe und dem jeweiligen Entwicklungs
stand der p.olitischen Demokratie existierte. 

Machen wir eine kurze Pause, um das 

Fehlen eines Schlüsselbegriffs der politi- · 

sehen Tradition in Poulantzas' Terminologie 

hervorzuheben, dessen Gebrauch heute wie

der fast allgegenwärtig -geworden ist und 

den ich selbst für einen Augenblick benut

zen möchte, um z~dest einem Teil der 

Verwirrungen ~u entgehen, die diese Infla

tion hervorbringen: Es jst der Begriff der 
Staatsbürgerschaft ' (citoyennetej. Obwohl 

man dies nicht erwarten würde, wird dieser 

Begriff zumindest bei der Diskussion der Al

ternative zwischen Demokratie und Autori

tarismus von ihm tunlichst gemieden. 

Dafür gibt es mehrere Gründe, die ich un

geordnet aufführe: Einer ist vermutlich seine 

Weigerung, das Konzept der Staatsbürger
schaft (politeia), dieses Modell oder diesen 

Mythos, dass für ihn aus sprachwissen

schaftlichen Erwägungen mit einer völlig 

anderen historis,chen Realität, der griechi

schen Polis, auf das engst~ verbunden war, 
zu übertragen (andere verzichteten darauf 

nicht: siehe Castoriadis); näher ist uns die 

zentrale Funktion der Idee lies Bürgertums 

(i. O. deutsch) in dem Teil der marxistischen 

Tradition (von Jaures und Bernstein), auf 

den sich Po~antzas niemals berufen hätte; 

und die Stärke einer, der hegelmarxistischen 

Tradihon entstammenden Kritik des Rechts

formalismus in Poulantzas' Werk (die umso 

bemerkenswerter ist, da er hier im Unter

schied'zu 'vielen anderen Hegel von innen 

betrachtet) und der aus ihr folgenden The

matisierung der Verfassung, zugunsten der 
Analysen von Kräfteverhältnissen und sozi

alen Konfigurationen; und last but not least, 

seine bewusste Ablehnung der Vorstellung 

von einem politischen Gleichgewicht zwi

schen »Macht« und }>Gegenrnacht« im Re

gierungssystem, die organisch zu einer be

stimmten Definition von Staatsbürgerschaft 

gehört (insbesondere im amerikanischen Re

publikanismus), und diese Form hat sie 

selbst dann noch, wenn sie die Entwicklung 

von gewerkscha(tlichen Klassenorganisatio
nen im nationalen Rahm'en berücksichtigt. 

Aber die~ führt unmittelbar zu einer zweiten . 
Gruppe von Thesen, Es ist bekannt, dass die 

Reflektion'über die Nationform und den na

tionalen Charakter des kapitalistischen Staa

tes, sowie die daraus folgenden politischen 

Konsequenzen, eine der Besonderheiten von 

Poulantzas letzten Buch ausD;lachen. Dies 

nicht nur im Vergleich zu seinem bisherigen 

Werk, sondern auch im Vergleich zur Mehr

heit der zeitg~nössischen marxistischen wie 
nichF~arxistischen Politologie (mit bemer

kenswerten Ausnahmen, wie man hinzufü

genmuss). 

Ich muß , hier gestehen, dass ich einige 

, Jahre gebraucht habe, auch unt~r dem Ein

druck einer neuen, durch das Wiederaufle

ben der Nationalismen in Europa und 
besoriders in Frankreich, markierten Kon

junktur, um genau das, als den »blinden 

Fleck« der mai-xistischen Theorie und einen 

der entscheidenden Aspekte der Theoreti

sierung des Politischen zu bestimmen. Ich 

möchte dazu einfach zwei Formulierungen 

von Nicos verwenden. 

Zunächst l1).öchte ich die deutliche Kritik 

an allen Versuchen einer »Ableitung« (i,O. 

deutsch) der nationalen Staatsform aus deh 

Marktbeziehungen und den Bedingungen 

der Kapitalzirkulation - im bekannten Kapi
tel zur »Nation« (85f) - 'in Erinnerung rufen. 

Im »Pro:z;ess ohne Subjekt des Klassen

kampfs« (l08) oder sogar noch in der politi- . 

sehen Gestalt der Mächte und Transforma

tionsfaktoren, die die Geschichtlichkeit des 

Kapitalismus ausmachen, so eine Formulie

rung Poulantzas, die ,sich an den be~ten Ge

danken Althussers ori';!ntiert, ist nach dem 

Geheimnis jener Artikulation von Kapita

lismus, Staat und Nation zu suchen, welches 

dazu führt, dass diese nicht aufeinander 

reduzierbaren Begriffe in der Praxis stets 

zusammen auftreten. Derart, dass die mo

derne Nation tendenziell mit dem Staat zu

sammenfällt, "in dem Sinne, daß der Staat 

<' 
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sich die Nation einverleibt und die Nation 

in den Staatsapparaten Gestalt annimmt, 

denn sie wird zur Verankerung seiner Macht 
in der Gesellschaft und umreißt ihre Gren

zen. Der Staat funktioniert auf der Grund-' 

lage der Nation.« (91) 

Ich möchte weiterhin darauf aufmerksam 

machen, dass Poulantzas in den Studien zur 

nationalen Frage auf dem besteht, was ich 

den Gesichtspunkt der Beherrschten oder 
der beherrschten Klasse nennen · möchte: 

»Das wirkliche Problem ist aber natürlich das 

Verhältnis der Arbeiterklasse zur modernen Na

tion. Diese tiefgreifende Verhältnis wurde 

vom Marxismus weitgehend unterschätzt« 

(110) Es ist klar, dass diese Frage nicht nur 

wicl).tig für die Analyse der Vergangenheit 
ist, sondern auch für die Lösung.brennender 

»strategischer« Fragen. Dies führt uns zu 

den gleichzeitig gewagtesten und, man 
ml,lss es betonen, rrtissverständlich~ten For
mulierungen von Poulantzas (eine Missver

ständlichkeit, die nichts mit einem Unver

mögen des Autors zu tun hat, sondern in der 

Sache liegt) und zwär dort, wo diese zu zwei 

auf den ersten Blick widersprüchlichen The

'sen verknüpft werden: Einerseits soll die 

Wichtigkeit der nationalen politischen For

mation als Rahmen der Prozesse sozialen 

Übergangs bekräftigt werden; andererseits, 

muß man im Internationalismus der Arbei

terklasse eine fundamentale Eigenschaft der 
demokratischen Kämpfe und der Volks

kämpfe sehen, die Poulantzas im Laufe sei

ner weiteren Argumentation zu einem Ziel 
der revolutionaren Praxis er~lärt. Dabei 

erwähnt er die Phänomene der Transnatio

nalisierung des Kapit~ls ebenso, wie die 
Partizipation der Migranten an den Massen

kämpfen neuen Typs, wie auch an im Ent

stehen begriffenen Formen direkter Demo

kratie. 
Die Schwierigkeit, einen Begriff zu finden, 

denke ich, wird i~ wesentlichen durch das 

schwere Erbe der Formen verursacht, die 

die Komintern-Organisatione!l hinterlassen 

haben, d. h. jene in Gestalt eines Gegen

Imperialismus auftretenden Abirrungen 
und Perversionen des Internationalismus, 

der nicht zögerte, die grundlegenden Eigen
schaften seines Kontrahenten zu reprodu

zieren, wovon sich der historische Kommu

nismus noch nicht erholt hat. 

In Wirklichkeit bestand die »dialektische 

Lösung« des Problems eines spezifischen Ver

hältnisses zwischen der Arbeiterklasse und 

ihrer Politik in der Nationform SChließlich 

darin, sich in kleine Worte wie »gewisse«, 

»richtig«, »authentisch« zu flüchten: »Der 

Nationalstaat als Einsatz und Ziel der Arbei-. 
terkämpfe stellt auch die Wiederaneignung 

ihrer Geschichte durch die Arbeiterklasse 
dar. Das kann natürlich nicht ohne Transfor-

, mation des Staates geschehen, damit ist aber 

auch die Frage eines gewissen Weiterbeste

hens dieses Staates unter seinem nationalen 

Aspekt beim Übergang zum Sozialismus ge
stellt. (...) die nationale Ideologie der Arbei

terklasse als zugleich richtiger Ausdruck des 

Int~rnationalismus und als Auswirkung des 

bürgerlichen Nationalismus auf die Arbei

terklasse; dieser bürgerliche Nationalismus 

hätte dennoch nicht die massiven und fürch

terlichen Auswirkungen auf die Arbeiter-

- klasse haben können, die' er gehabt hat - er 

führte sie in die Blutbäder der national-im

perialistischen Kriege -, wenn er nicht auf 

der Materialität der Konstituierung und des 

Kampfes der Arbeiterklasse benlltte und mit 

dem authentischen Arbeiter,"spekt der na

tionalen Ideologie verknüpft wäre.« (Hlf) 

Was bleibt, ist, dass das Problem gestellt 

wurde und auch ·wir selbst weit entferp,t 

davon sind, es gelöst zu haben. 
Ich möchte, um diesen ersten Punkt abzu

schließen, die folgende Bemerkung machen: 

Zwischen diesen zwei Argumentations

strängen, die einen fragen nach den Orteri 

und Effekten der Volkskämpfe im Staat, die 
anderen nach'der nationalen ~ .,., des kapi

talistischen Staates, bleibt ein -"schiebung · 

und als Folge davon eine ur . ste Span

nung bestehen, obwohl sie sc J~tverständ-

lich auf ein und dasselbe Ziel zulaufen, das 

darin besteht, irikonkreten Begriffen die 
Notwendigkeit einer sozialistischen Demo

kratie und eines demokratischen Sozia
,lismus zu begrütlden. 

Im Grunde genommen scheint Poulant

zas, obwohl er sich bewusst auf eine »rela

tionale« Konzeption der Macht und des 

Staates zubewegt hat (er hat zu deren Be

gründung selbst beigetragen), gezögert zu 

haben, die strategische Bestimmung zu den
'ken, wonach die Reproduktion Und der 

Widerstand der Volksklassen sogar auch für 

die Regulierung der Konstitution des »Blk

cks an der Macht«-entscheiden!i sind, (wäh-

' rend er nicht aufhört zu behaupten, dass 

»der Kampf der Klassen die Institutionen 

übersteigt«), und andererseit~ scheint er 

auch dazu geneigt ZlJ. haben, die grundle

gende Bedeutung »der Nationform« für den kD.

pitalistischen Staat auf die Arbeiter- oder , 

Volkskomponente des Nationalismus zu 

reduzieren (während sie doch ständig der 

Hegemonisierung durch den bürgerlichen 
Nationalismus ausgesetzt ist). Mit anderen 

Worten, einerseits räumt er den Arbeiter

kämpfen in der ,Geschichte der Transforma

tionen des kapitalistischen Staates nicht 

genug Geltung ein, andererseits gesteht er 

möglicherweise dem Nationalismus der Ar

beiterklasse zuViel Autonomie gegenüber 

dem bürgerlichen oder herrschenden Natio

nalismus zu, genau zu dem Zeitpunkt, als er 

diesen Nationalismus die Aufgabe aufbür

det, den Weg für seine eigene Überschrei

tung zu ebnen. 

Ich vermute, dass dies mit den schwierigen 

und interessanten Formulierungen in Zu

sammenhang steht, die in den letzten Texten 

von Poulantzas die Gestalt einer Diskussion 

eines Konzepts der »Krise« annehmen: Dort 

gelingt es ihm, sich von gewissen von der 
Romantik (einschließlich der Marxschen Ro

mantik) geerbten apokalyptischen Formu

lierungen zu lösen, d, h, von einem Schema, 

nach dem selbst die Verschärfung der Krise 

zum Grund und Zeichen 'einer unmIttelbar 

bevorstehenden }>Lösung« wird (dies trifft 
besonders auf seine feinen Unterscheidun

gen zwischen Faschisierung des Staates, dik

tatorischen Lösungen interner Mat:htkon

flikte, autoritärem Etatismus, etc, zu). Und 

man sieht an jedem dieser letzten Texte, dass 

Poulantzas der Idee anhing, dass eine, wäh

rend der »Hegemonie-« oder »Legitima

tionskrise des Staates« mögliche autoritäre 

Entwicklung, (durch sich) selbst eine anhal

tende Verpflichtung zum sozialistischen 

Übergang darstellt, wie man 'es insbeson

dere am Widerstand der Arbeiterbewegung 

gegen ihre vollständig Sozial-Demokrati:~;ie

rung s~hen ~önne. 

3. 

Ich werde also jetzt zum zweiten Punkt 

übergehen und versuche zunächst zu erklä

ren, weswegen es mir nützlich erscheint, 

einen Teil der Fragen, die Poulantzas gest~llt 

hat in Begriffen einer Krise »des national

sozialen Staats« neu zu formulieren, Ich 

hoffe, es wird deutlich, dass es 'sich dabei 

nicht um den Versuch einer posthumen Ein

verieibung, sondern um eine gemeinsame , 

Überlegung handelt, die über einen langen 

Zeitraum hinweg zwischen mehreren For

schern zirkuliert. Ich will versuchen, c;las, 

was ich gemeinsam mit einigen anderen den 

»national-sozialen Staat«s nenne, d.urch 

zwei wechselseitig historische Thesen zu 

charakterisieren, 

Die eine besteht in der Beobachtung, dass 

die Regulierung (und nicht, wie , man 

mancmnal zu Unrecht denkt, »die Integra

tion.«) der Klassenkämpfe durch die Sozial

politik und die Institutionen zur kollektiven 

Sicherung zumindest eines Teiles der Lohn

arbeiter, die als »Wohlfahrtsstaat«, Welfare 

State oder Sozialstaat (LO. deutsch) bezeich

net wirdJ seit dem Ende des 19. Jahrhunderts 

absolut unentbehrlich für die Erhaltung der 

nationalen Form des Staates und damit sei-

ner Hegemonie ' waren, die gleichzeitig 
durch interne (soziale, religiöse, ethnische 

Konflikte) und externe (Kriege, Kolonisie

rung) Krisen un<;l. Widersprüche teilweise in 

ihrer, Existenz bedroht war. Es gibt keine 

»natürliche« Beständigkeit oder Trägheit der 

Nation, Diese muss vielmehr durch eine be

stimmte Politik »reproduziert« werden, die 

zu einem wesentlichen Teil Sozialpolitik 
war, teils durch Kämpfe innerhalb,derselben 

durchgesetzt, teils machiavellistisch »von 

oben« geschaffen. Aber die reziproke These 

lautet, dass die - letzten Endes zu Gunsten 

der herrschenden Klasse - vorgenommene 

Regulierung der Klassenkämpfe, allgemei

ner, der sozialen-Konflikte, niemals möglich 

gewesen wäre ohne' den Proze~s d,er Einset

zung der Nationform, dieser Form der priv,ile

gierten Gemeinschaft, die sakralisiert und sä

kularisiert zugleich ist. (denken wir hier an 
den }}nationalen-popularen Willen« von 

Gnimsci oder an }>die Erfindung der Nation« 
von Benedict Anderson), Dies ist der }}Tu

gendkreis« (»cercle vertueux«)4~ der es der 

politischen Geschichte der Moderne erlaubt 

" nat, zweifellos zum Preis von Gewalt, Zwän
gen und Illusionen, sich zumindest für eine 

gewisse Zeit an bestimmten Orten und in be

stimmten Grenzen einzurichten, Diesea in

stitutionelle Resultat läs.st sich m. E. am be

sten >}national-sozialer Staat« nennen, ohne 

den provokatorischen Charakter des Aus

drucks zu fürch ten, d.h. ihn nicht als eine ge

tarnte Variante des Nationalsozialismus zu 

verstehen, sondern im Gegenteil als eine Al:- ' 

ternative zur )}Lösung« die dieser im Rah

men eines bestimmten Konjunktur dar

stellte. Man bemerkt, dass es sich um eine 

eigenständige Phase in der Geschichte des 
Staates handelt, die »organisch« ist für eine 

ganze Periode der ~eschichte des Kapita

lismus {selbst wenn sie sich sehr ungleich 

, entwickelt (. .. ) und in ihr wurden unum

kehrbare Effekte produziert, einschließlich 

der Konstitution der Klassen und der hi
storischen Perspektive, in die man sie ein

ordnen kann. 

Diese These bedarf in meinen Augen zweier 

grundlegender Ergänzungen. Die eine 

betrifft die Transformation der Frage der 
Staatsbürgerschaft, die andere das Verhält

nis dieser zum Gegensatz von }>Zentrum« 
und »Peripherie«. 

Was die Staatsbürgerschaft betrifft, muß 

man zuerst sagen, dass die Konstitution des 

national-soz~alen Staates darin mündete, 

eine Äquivalenz zwischen Staatsbürger-

schaft und Nationalität zu »zementieren«, 

die tendenziell seit ihrer Gründung in die 

Nationalstaaten selbst eingeschrieben war, 

im besonderen bei den aus den po pul aren 

(sogenannten bürgerlichen) Revolutionen 

des klassischen Zeitalters hervorgegangen 
Staaten, die aber nie ohne Rest oder wider

spruchsfrei geblü~ben sind. Die große, 
typisch moderne Gleichung ( ... ), die auf 

bewund~rungswürdige Weise die Vieldeu

tigkeit eines Begriffs wie citizenship im ame

rikanischen Sprachgebrauch zum Ausdru~k 
bringt, hat von nun an nicht nur eine for

male »Volkssouveränität« zum Inhalt, son

dern ein Ensemble sozialer Rechte, die dazu 

tendieren, der Staatsbfugerschaft selbst ein

verleibt zu werden (selbst wenn diese Ein

verleibung stets umstritten ist) und die, 

weit davon entfernt, mit .den politischen 

Rechten in Widerspruch zu stehen (wie es 

die ganze Tradition des »reinen« Libera

lismus gerne hätte) in gewissem Sinne der 

politischste Teil . der ' Staatsbürgerschaft sind, 

Diese Rechte transformieren die Staatsbfu

gerschaft in eine soziale, die selbstverständ

lich in dem Maße Wirkmächtigkeit gewinnt, 

indem ihre Garantie und ihre Entwicklung 

auf der Wichtigkeit der staatlich aner

kannten und organisierten so?:ialen Kämpfe 
basiert. 

••• 
• ••• 
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Die nationale Z:ugehörigkeit konstituiert 
im Gegen';ug die Grundlage des Zugangs zu 
den soiialen R~~hten~: angefangen bei der' 
Bildungs-, Wohnungs- und Gesundheitspo
litik, <i:lll das, was Foucault >;Bio-Politik« 
nennt) bis hin zur Arbeitslosen- und Alters
versicherung, und selbst wenn die ausländi
sche »immigrierte« Arbeiterschaft mehr 
oder weniger vollständig im natiohalen 
Rau,m in das Feld der sozialen Rechte inte
griert ist, nicht aber in den der politischen 
Rechte, entsteht hier ein mächtiger Span
nungsherd und gegebenenfalls Gewalt. 

Es muss aber vor allem gesagt werden, 
dass die Verwirklichung einer neuen histori
schen Form von Staatsbürgerschaft, der »so
zialen Staatsbürgerschaft«, inn~rhalb der na
tio'rlalen" Forh1, 'genauer im Rahmen des 
hegemonia:len national-sozialen Staates eine 
neue gesellschaftliche Dialektik :z;wischen 
dem Po_lit~schen und ,dem Klassenk~mpf 
eInleitet." Man muss hier vor allem die herr
schende Perspektive umsilirze'~ ~d die po-' 
litische Form v<fn . »unten«, ander:s ' gesagt 
»aus der Perspektive von denen da unten« 
betrachten; so wie es ' auch wichtig ist, um 
die Komp1!,!xitat der Beziehung~~ zwischen 
Kapital u:'d Sta~t in den BIi~k zu bekom
men, von der Idee einer »Ableitung« oder 
»des 'Mechanismus« loszukomm~n. Dies~ 
beiden Dinge gehören im Übrigen zusam
men. Mehrmals betont Poulantzas, dass der 
zeitgenössische Staat einen Prozess der Indi
vidualisierung der Subjekte bewirkt. Hierbei 
handelt es sich um die grundsätzliche 
Dimension der Staatsbürgerschaft, die be
reits bei Hegel, im Zentrum seiner Theorie 
der Verhältnisse zwischen der zivilen Gesell
schaft und, dem Staat formuliert wurde. 
Aber die Entwicklung einer sozialen Staats
bürgerschaft zeigt, dass es keinen Gegen
satz, sondern im Gegenteil eine strikte 
Komplementarität zwischen dem Individu
alisi~rungsprozess und der Entstehung von 
Kollektiven gibt, die ein Bewusstsein über 
ihre eigene Kultur entwickeln, wobei sie in 
den meisten Fällen, zumindest was die Ar
beiterklasse anbelangt, historisch an Wider
stand. und Kampf gebunden sind. Umge
kehrt sieht man auch, dass in dem Moment 
der Krise der sozialen Staatsbürgerschaft, 
die durch eine neue Phase der Überausbeu
tung der Arbeitskraft hervorgebracht wird, 
die die nationalen Grenzen sprengt, auch 
eine Auflösung der kollektiven Vorstellun
gen und eine Rückentwicklung der indivi
duellen Rechte entsteht, die schließlich die 
Persönlichkeit selbst in Gefahr bringen, in 
Gestalt jener Ausschlussformen, die R. ea
stel zurecht »Entkopplung« (desaffiliation) 
nannte. Schließlich sollte inan hervorheben, 
dass die Umsetzung des national-sozialen 
Staats den Widerspruch zwischen mehreren 
Aspekten der Universalität, die für die poli
tische Moderne chara~teristisch sind, ver~ 
schärft und verlagert. Diese verschiedenen 
Aspekte erscheinen immer gleichzeitig auf 
der symbolischen wie auch auf der realen 
(wenn man so will ökonomischen) Ebene, 
wobei die einen nicht weniger determinie
rend sind als die anderen. Es handelt sich 
hierbei, wenn man so will, um eine Überset
zung dieser »Interiorisierung [interiorisa

tion] der globalen Widersprüche«. ( ... ) Auf 
der einen Seite stellt die Entstehung einer so
zialen Staatsbürgerschaft (oder das Ensem
ble der sozialen Rechte, welches in die 
Staa.tsbürgerschaft eingeschrieben ist, die 
aus jedem In.divid.uum einen Quasi-Besitzer 
eines Teils des kollektiven Besitzes, wenn 
auch sehr beschränkt, macht) die ursprüng
liche und entscheidende Entwicklung des
sen dar, was wir intensive Universalität nen
nen könm;n, d. h. einer- Gleichheit, die 'nicht 
nur formell ist, sondern ~inen genau kontu
rierten materiellen Gehalt hat. Es ist durch
aus wesentlich für dieße Ansicht, dass die 

. kollektiven Regim,e der sozialen Sicherheit 
(. .. ) nicht als Fürsorgeregime angesehen 
wurden, die sich mit Methoden der umge
kehrten I?iskriminierung besonders an die 
Armen und Arbeiter gerichtet hätte, sondern 
sie haben sich als universelle dargestellt, von 
denen alle Staatsbürger der betroffenen Län-

••• 
• • • • • 

der profitieren sollten, in jedem Falle aber 
alie $taatsbürger, dIe am Arbeitsleben teil~ 
hatten, das 'dadurch ~uch als eine Grundlage 
der Zugehörigkeit zum Staat (»Citi«) fun
gierte (genau das wird durch die Massenar
beitslosigkeit und die stattfindende Expan
sion der neoliberalen Ideologie gerade mehr 
oder weniger grundsätzlich in Frage ge
stellt). ( ... ) 

Aber andererseits beinhaltet die Tatsache, 
dass die soziale Staatsbürgerschaft bloß in 
der beschränkten Form nationaler »Sozial
pakte« im Rahmen eines national-sozialen 
Staates exis'tiert hat, ( ... ) offensichtlich eine 

Beschränkung ihrer Universalität; oder 
wenn man so will, einer »extensiven« Uni
versalität. Nun ist der Augenblick gekom
men, das Augenmerk auf eine beschrän
kende materielle Bedingung zu richten, die 
auf die Teilung der Weltwirtschaft in Zen
trum und Peripherie verweist. Selbst und 
vor allem wenn der national-soziale Staat in 
den letzten hundert Jahren ein ideales 
Modell geworden ist (auch ein idealisiertes 
Modell, an das sich insbesondere die »En
wicklung~politiken« geklammert habe})., 
hervorgerufe:n -durch die Entkolonisierung 
und an bestimmten Punkten auch durch die 
reformistischen Bewegungen in den Ost
blockstaaten), wobei klar ist, dass er sich 
außer in. den Ländern des imperialistischen 
Zentrums nicht wirklich vollständig . ver
wirklicht hat ( ... ) Aber diese Beschränkung 
der Universalität des national-sozialen Staa
tes und die ihr zugrundeliegende ungleiche 
Entwicklung, zieht in der neuen Phase der 
Globalisierung dramatische Konsequenzen 
nach sich, nämlich dass bestimmte kapitali
stische Politiken bewusst auf die Verschär

fung der Ausbeutung zielen, im Sinne einer 
massiven Reproletarisierung, die aber ( ... ) 
die Grundlagen und die Institutionalisie
rung de~ Politischen in Gefahr bringen. Es 
handelt sich nicht mehr nur um die Kluft 
zwischeJl den Lebensbedingungen von Zen~ 
trum und Peripherie, also zwischen »ent
wickelten« und »unterentwickelten« Län
dern, zwischen einer in der Überausbeutung 
gehaltenen und einer dem Prozess der Pro
letarisierung tendenziell entrissenen Arbei
terklasse, die internationale Spannungen auf 
globaler Ebene schafft, die sich an bestimm
ten »Grenzen« zu kristallisieren vermag 
(wie diejenigen, welche die vormaligen Ko-

. lonisatoren und die Kolonisierten gleichzei
tig trennen und vereinen, man sieht das sehr 
gut aJ:?1 Beispiel der französisch-algerischen 
Grenze oder der Grenze zWischen den USA 
und Mexiko) und die sich in bestimmten so
zialen und demographischen Prozessen wie 

der Migration ~eigt. Es handelt sich um 
Wohlstandsgefälle (i.O.dt.) (~m einen Aus
druck des deutschen' Ökonomen Georg Vo
bruba zu benutzen), -die sich von nun an im 
Rabmen eines jeden politischen Ensembles 
vertiefen und die Reproduktion des dyna
mischen Gleichgewichts jedes politischen 
Ensembles in Frage stellen, in dem Maße, in 
dein die Unterscheidung zwischen Zentrum . 
und Peripherie nicht mehr eine zwischen na
tionalen Formationen ist, sondern in ent
scheidender Weise auch innerhalb dieser 
Formationen stattfindet. NiCht nur schaffen 
die traditionellen Nationalstaaten unter der 

Wirkung ~es Imports immigrierter billiger 
Arbeitskraft, die mehr oder weniger von 
zivilen und sozialen Rechten ausgeschlossen 
ist une! unter' der Wirkung der Deregulie
rungspolitiken, des Abbaus der sozialen 
Sicherungen, in ihrem Gefüge widersprüch
liche Lebensverhältnisse sowie Ausschluss
formen, die die Idee der »sozialen Staats
bürgerschaft« negieren ( ... ) (und die offen
sichtlich eine konstante Schwächung und 
systematische Delegitimierung der organi
sierten Klasse, insbesondere der Gewerk
schaften bedeuten). Man kann sogar soweit 

gehen und die folgende These vorschlagen: 
Die »supra-nationalen« politisch-ökonomi
schen Ensembles, die durch ihre Herausbil
dung den nationalen Rahmen relativieren, 

und gleichzeitig die staatlichen Integrations
mechanismen der sozialen Konflikte auf 
einer erweiterten Ebene reproduzieren, 
wofür die EU ein typischer Fall ist, sind sy
stematisch auf der Kluft der Wohlstandsge~ 
fälle (i.0. deutsch), den Mechanis~en der 
Ungleichheit und der internen Exklusion, 
aufgebaut ( ... ). 
. In dieser Situation werden von neuem die 

»gefährlic;hen Klassen« im Herzen des poli
tischen Raums eingeschrieben. Oder allge
meiner gesagt, sie schreiben im poHt.ischen ' 
Feld das komplette Spektrum der organi
sierten Gewalten eIn, von den rassistischen 
Diskriminierungen und den Methoden der 
sicherheitspolitischen sozialen Ausgren
zung bis hin zu den ethnischen Gegenwir
kungen und den kleinkriminellen Phänome
nen, die wiederum die Militarisierung der 
sozialen Ordnung verschärfen. Man kann 
Poulantzas' 20 Jahre alte Überlegungen zum 
autoritären Etatismus noch einen Schritt 
weitertreiben. Die Krise des hational-s~zia
len Staats, die mit der Globalisierung und 
mit dem Prozess der Reproletarisierung zu
sammenfällt, ist ein Resultat und liegt zu;
gleich in den Zielen der herrschenden Klasse 
begründet (Finanzkapitalismus) und leitet 
wiederum eine Reihe von riationalen und 
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intermitionalen politischen Initiativen, ein, 
die zum Vorschein bringen, was ma~ eher 
als eine .präventive Konterrevolution, 'de;;~ '~ls 
einen Neoimperialismus bezeichnen kön1.te. ' 
Denn das Ziel ist nicht die Eroberung terri
torialer Einflusszonen, was in einer Zeit der 
endgültigen Delokalisiening des Prozesses 
der Produktion und _?er Aneignung des 
Mehrw~rts sinnlos geworden ist; sondern im 
Rahmen der gegt:;benen Möglichkeiten einen 
Krieg aller gegen alle ins Leben zu rufen, 
eine Situation endemischer Gewalt, in der 
die Entstehung einer transnationalen sozia
len, muItiethnischen, multikulturellen Be
wegung sich als unmöglich erweist. 

Die Frage ist, ob eine solche »Politik«, ( ... ), 
in der sich finanzielle, militärische, humani
täre Aspekte miteinander verbinden und die 
man, so glaube ich als »prävent1~e konterre
volution« charakterisieren kann, ihrerseits 
als Antwort eine »Revolution« hervorrufen 
wird oder wenn man so will eine Gegen
Konterrevolution ' ( ... ) Dit:;se Politik, "kann 
man auf die Verfolgung der Interessen ' 
der herrschenden Klasse qder' einer ihrer 
Fraktion zurückführen; was im Besonder~n 
bedeutet, dass die Effekte der Reproletarisie
rung ' der globalen Arbeiterklasse keines
wegs' ,ökonom~sc;hes Schicksal sind (-mal1 
könnte sogar sagen, dass sie ökonomisch 

. eher kqnb'a-produktiv sind). Aber diese 
Politik kann durch die sozialen Kräfte, die 
Arbeiter, die unterdrückten Völker, die revo
lutionären Intellektuellen, die anderen 
emanzipatorischen und Wiqerstandsbewe
gungen die alle zusammen jene fortschrittli
Ghe Tradition bilden, die man die Linke oder 
»das Volk« nennt, nicht einfach umgedreht 
werden. Die dramatische historische Erfah
rung des 20. Jahrhunderts kann uns zUrin
dest eines lehren, dass es keine Sy~metrie 
gebeh

1 
kann zwischen den Strate&ien der 

herrschenden und beherrschten Kl~ssen, ge
rade weil die Wirklichkeit der Politik strate
gisch ist. Dies war auch die Lehre Machi~
vellis. 

4. 

Selbst wenn die Einrichtung des national-so
zialen Staats räumlich und zeitlich Begrenzt 
gewesen sein sollte (wenn auch im »Zen

trum« des kapitalistischen Systems einge
schriebe~), so ist sie doch irreversibel: Das 
»Rad der Geschichte« dreht sich nicht zu': 
rück, ungeachtet ( ... ) aller Phänomene der 
zyklischen Reproduktion der Ausbeutungs
und Unterdrückungsmechanismen. Vor 
allem sollte man sich in Erinnerung rufen, 
dass die Völker des Ostblocks die »Diktatur 
über das Proletariat« beendet haben, um ih- , 
rerseits in die Sphäre der sozialen Staatsbür
gerschaft einzutreten und nicht in die eines . 
wilden Liberalismus. 

Sol~he Phänomene extremer Gewalt, die 
heute die globale Politik charakterisieren -
hier verknoten sich die ökonomisch-:;ozialen 
Gewalten mit »ideologischen« Gewalten 
ethnischen und religiösen Typs auf unent
wirrbare Weise miteiI,lander - und die ten
denziell auf die physische Eliminierung von 
für die Ausbeutung »unnütz« gewordenen 
Bevölkerungsteilen hinauslaufen bringen 
nachdrücklich die Unmöglichkeit, einen na
tional-sozialen Staat zu errichten zum Aus
druck. In vielen Fällen ist dies gleichbedeu
tend mit der Unmöglichkeit, überhaupt eint::n 
Staat zu errichten und zwar in einem großen 
Teil der Welt, davon wird auch das Innere ' 
der sozialen Situation und damit die Mög
lichkeiten der kollektiven Repräsentation 
und der Organisation von Politik, sogar der 
Gedanke ' der »Rechte« des Individuums 
weltweit bestimmt. Deshalb ist es nun un
sere Aufgabe, die umfassend in Frage ge
stellte soziale Staat~bürgerschaft gleiqh';?eitig 
zu verteidigen und auszudehnen {es ist im 
Übrigen unmöglich. si~ zu verteidigen ~hne 
sie auszudehnen}, und eine neue Form und 

ein neues Konz~t der Sta,at$bürgers~~aft zu 
erfinden, das es insbesondere erlaubt, die 
grundlegenden Widerspriiche des sozialen 
Nationalstaats zu überwinden. Es ist un-
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mittelbar einleuchtend, dass uns diese Si
tuation vor praktisch kaum zu lösende oder 
überhaupt nur benennbare Dilemmata stellt. 

Dies beweist meines Erachtens auch die ten- . 
denzielle Aufspaltung der »sozialistischen« 
Tradition - vor allem in Europa - in zwei 
Arten von Diskursen, . die sich spiegelver
kehrt aufeinander beziehen: 

. Auf der einen Seite wurde (etwa von Ha
bermas oder den »linken« Habermasianern) 
die Idee einer · »post..:nationalen« Politik 
entwickelt, deren Motor die · grenzüber
schreitende Ausweitung der Menschen
rechte und der rechtlich abgesicherten Kol
lektivverhandlungen ist, aber ' auf einer im 
wesentlichen moralischen Basis und unab
hängig von einer wirksamen sozialen Mobi
lisierung. 

Auf der anderen Seite formieren sieh Be
wegungen, die die »Errungenschaften« der 
sozialen Staatsbürgerschaft verteidigen; sie 
konzentrieren sich vor allem auf die staat
lichen, Funktionen, die diese garantieren, 
werden dadurch aber selbst zu Bewegun
gen, die den Staat und da~ Prinzip der ge
heiligten und idealisierten nationalen Sou
veränität verteidigen (das kann dazu führen, 
das~ sie si!:h praktisch und theoretisch den 
Forderungen nach »nationaler Präferenz« 
anschließen und diskriminierende Politiken 
gegen Migr~ntInnen rechtfertigen). 

Diese Alternative muß man verlassen, 
indem man die Verteidigung der sozialen 
StaatsbürgersGhaft mit der Erfin~ung neuer 
Formen der Staatsbürgerschaft verbindet, es 
geht also um die Entwicklung einer fort
schrittlichen Alternative zum sozialen Na
tionalstaat. 

. Diese Alternative müsste - in einer natürlich 
vorläufigen und unabgeschlossenen Fas
sung - mindestens drei grundlegende . DI
mensionen umfassen. 

Erstens muss sie eine drastische Verringe
rung von Wohlstandsgefällen beinhalten, 
d,ie weltweit zwischen Regionen, manchmal 

. auf dem selben. Kontinent oder selbst in 
einem Land bestehen, und die die Form 
einer Kluft zwischen Zonen der Verwüstung 
menschlicher und natütlicher Ressourcen 
und Luxuswohngebieten in schöner Umge
bung annehmen .. Es geht hier um einen kOI~
zertierten Kampf gegen Unterentwicklung 
und ökologische Katastrophen. Aber es geht 
auch, in einem neuen Sinn, der die alten 
Antinomien zwischen Stadt und Land oder 

die jüngs!en z~ischen industriellem Raum 
und Wohnraum übersteigt, um. eine Politik 
der Urbanisierung, ohne die es keine Verrin
gerung - sowohl der staatlichen als auch der. 
anti-staatlichen - kollektiven Gewalt gibt. 

Zweitens muss sie eine Dimension trans
mi.tionaler (mehr noch als post-nationaler) 
Staatsbürgerschaft beinhalten, die sich in 
meinen Augen eher »von unten« entwickel 
wird als »von oben«, d.h. durch die Demo
kratisierung der Grenzen, eine gemeinsame 
Verwaltung der Migrationsströme, die so
wohl die Interessen der Migranten berük
ksichtigen als auch mit den Herkunftslän
dem ausgehandelt werden muß; durch die 
Anerkennung der zivilen und politischen 
Rechte der Immigranten (mehr noch, der 
ausländi~chen Einwohner) in jedem Land 
und durcp. die Anerkennung des kulturellen 
Pluralismus und ·seines Beitrags 'zur Ent

wicklung jederna~onalen Kultur. 
Drittens muß sie eine Bewegung der 

Überschreitung der Formen und Grenzen 
umfassen, in denen der natlonal-sozül.le 
Staat den Sctutz der Individuen organisiert. 
Denn die Einlösung . des Verlangens nach 
Emanzipation, nimmt. häufig cdieGestalt so
ziologischer Kategorisierungen und damit 
einer Transformation ethischer und anthro
pologischer Qifferenzen (sexueller und ge
sundheitlicher Art oder in Bezug auf Bil
dung und Alter) in essentialistische U:nd 
quantitative soziologische Differenzen an, 
wie man es deutlich im Falle der »Frauen
rechte« oder dem »Schutz , der Minderhei
ten« beobachten kann. Vor allem gegen diese 
~tegorisierung (die De1euze »Codierung«, 

>~ Territorialisierung«, >~Kontrollgesell-

schaft« genannt hat) hat sich der sogenannte 
»Individualismus« .oder »Spontanismus« 
der zeitgenössischen sozialen Bewegungen 
entwickelt. Es müssen also Wege gefunden 
werden, die sozjale Staatsbürgerschaft von 
dem ihm eigenen Soziologismus und den 

. bürokratischen Tendenz zu befreie~, die die 
Kategorien 'sozialer Teilhabe reifizieren -
ohne die Verteidigung und Erweiterung des 
Prinzips der sozialen Sicherung aufzugeben. 

Sifld diese Ziele demokratisch? Ganz offen
sichtlich, und sie verlängern sogar dIe urCllte 

Bewegung einer Erfindung der Demokratie 
oder neuer grundlegender Rechte, ohne die 
es keine Demokratie, sondern nur eine kör
perschaftliche »Repräsentation« der Gesell
schaft innerhalb des Staates gibt. Sind sie 
»sozialistisch«? Vielleicht, zumindest zum 
Teil. Ich möchte aber vielmehr auf dem be
stehen, was diese Ziele jenseits eines Jahr
hunderts des offiziellen, orthodoxen oder 
häretischen Marxismus,. der die kommuni'
stische politische Idee in die Grenzen des 
Programms eines »sozialistischen Über-

_ gangs« oder» Übergangs zum So?:ialismus« 
eingeschlossen hat (also einer bloßen Alter
native zum Kapitalismus, wenn nicht sogar 
bloß einer Inversion des Kapitalismus), zur Er
neuerung und Permanenz dieser Idee her-

· vorgebracht haben. Weil wir diese Fragen 
heute - in Erinnerung an Poulantzas - di
skutieren, als Versuch, aus seinem unvoll
endeten' Werk Nutzen zu ziehen, und weil 
andererseits die Idee der kommunistischen 
Politik philosophisch betrachtet eine ethi
sche Idee ist, die nicht abstrakt vorstellbar 
ist, werde ich sie in Form einer dreifachen 
Abfrage stellen, auf die es nur eine Antwort 
gibt: Worin besteht die Notwendigkeit einer 
kommunistischen Position bei der Rekonsti
tution der Staatsbürgerschaft jenseits des na
Üonal-sozialen Staates? In welchem Sinne 
können wir sagen, dass Poulantzas letztend -
lieh selbst ein »Kommunist« war? Wer sind 
heute die Kommunisten? 

Ich werde also über den »Kommunismus 
von Nicos Poulantzas« sprechen und ich 
werde im Singular darüber sprechen. Die 
hier zu stellende Frage ist also nicht» Was« 
(Was ist der Kommunismus) (i. O. dt.), sondern 
~~ Wer« (Wer sind die Kommunisten?) (LO.dt.). 

· Mit dieser Formulierung - sie »kokettiert« 
mit einer Thematik, die durch Nietzsehe und 
Heidegger berühmt geworden ist - lade ich 
auch dazu ein, dem Erbe des Manifestes der 
kommunistischen Partei Gehör zu schenken, 

· wo Marx sich - natürlich innerhalb einer be-

stiminten Konjunktur - fragte, was die 
Kommunisten waren und sein konnten (»Sie 
kämpfen für di~ Erreichung der unmittelbar 
vorliegenden Z~ecke und Interessen der 
Arbeiterklasse, aber sie vertreten in der 
gegenwärtigen Bewegung zugleich die Zu
kunft der Bewegung. (MEW . 4: 492) Mit 
einem Wort, die Kommunisten unterstützen 
überall jede revolutionäre Bewegung gegen 
die bestehenden gesellschaftlichen und poli
tischen Zustände. ( ... ) Die Komm\.misten ar
beiten endlich überall an der Verbindung 
und Verständigung der demokratischen Par
teien aller l:änder.« (ebd.: 493) ). Sicher hat 

sich die Bedeutung dessen, was Marx 1848 
»Partei« nannte in Laufe der letzten 150 Jah
ren grundlegend verändert. Man muss also 
zu seiner Idee zurückkehren; indem man 
den Akz~nt verschiebt: In allen politischen 
Bewegungen, sozialen oder »kulturellen« 
Kämpfen, »vertreten« d.h. praktizieren die 
Kommunisten die Vielfältigkeit der aufein
ander nicht reduzierbaren emanzipatori
schen Interessen selbst im Angesicht ihrer 
Radikalität; sie-fordern und verwirklichen ' 
die Freiheit nicht als Vereinzelung von Indi
viduen und Gruppe~, die Gleichheit nicht 
als Gleichförmigkeit, sondern die Freiheit 
und Gleichheit als Gegenseitigkeit der Indi
vidualitäten, als jene »Gemeinschaft«, die in
dividuelle und kollektiveSingularitäten sich 
anbieten können, zu der sie sich geg~nseitig 
ermächtigen. Dies steht selbstverständlich 
(wie das auch bei Marx der Fall w.ar) in 
einem. wesentlichen Zusammenhang zur 
S~aatsbürgerschaft, aber es richtet sich gegen 
eine staatliche Form der Verwaitung des 
»Pluralismus« durch formelle Regeln und . 
administrative Zwänge. ( ... ) 

Für mich zeigt sich der Kommunismus 
von Nicos, jenseits seines fundamentalen 
Demokratismus (»democratisme fondamen
tal«) (er kam aus dem Land der Militärdik
tatur) und seiner Bindung an die sozialisti
sche Politik (deren europäische Geschichte 
und Varianten er studiert hat), vor allem in 
der Art ihrer Wiedervere~igung. Oder, 
wenn man so will, in der Verbindung der fol
genden zwei Elemente: 

• In seinem praktischen Internationa
lismus (mehr· noch als in seinem »theoreti
schen«), seiner unablässige Suche nach gren
zenloser Begegnung und Kommunikation 
zwischen Emanzipationsbewegungen, die 
sehr gut den Gegensatz zwischen den Ideen 
des Kommunismus und des Kommunita
rismus verdeutlichen. 

• In seinem, in der Marxschen Tradition 
des Kommunismus stehendem, Beharren 
auf der Notwendigkeit, die Trennung von 

Hand- und Kopfarbeit zu überwin~en, um 
die Wurzeln des »Bürokratismus« in Staat 
und Partei zu beseitigen, und um eine offene 
Dialektik der ~stitutionellen »repräsentati
ven Demokratie«. und der popularen oder 
a'ssoziativen »direkten Demokratie« zu er
möglichen, ohne die es keine neue Staats
bürgerschaft geben wird . 

Es ist anzuerkennen, dass die Entwickltin-
• gen der Globalisierung, die Konzentration 

kultureller und ökonomischer Macht und 
als Reaktion darauf, des religiösen und la
izistischen Nationalismus, 4en beiden For
derungen vielfältig entgegenlaufen. Es sind 
die gleichen Hindernisse, die einen Ausweg 
aus der Krise des nationaJ-sozialen Staats 
bloc 
kieten. 

Ich würde bewusst mehrdeutig sagen: 
Nicos Poulantzas war ein typischer »Kom
munist des Inneren«7, nicht n\.ll des Inneren 
seines Landes, sondern des Inneren der sozi
alen, intellektuell~n und politischen Praktiken, 
so wie wir es heute sein müssten, während 
die Idee eines Kommunismus von Außen 
jeden Referenten in der Wirklichkeit verlo
ren hat (wenn auch nicht im Imaginären, wo 
die Phantome ' ein langes Leben haben). 
Diese ganz eigene Topologie des kommuni
stischen Kampfes als den Kämpfen imma
nent und zwischen ihnen zirkulierend 
wurde ironischerweise durch ihn »theoreti
siert« (gegen die Idee einer für de~ Kom
munismus von Außen sinnbildlichen »Dop
pelherrschaft«): »Soweit diese Kämpfe und 
Bewegungen politisch sind, stehen sie nie
mals außerhaib ... « (237) Es ist das Äußere 
des Staates, der Institutionen, aber mehr 
noch die Praktiken die diesen zugrun9.e lie- . 
gen. Weiter unten heißt es nämlich dialek
tisch: die Kämpfe für eine »radikale Trans
formation des Staates«, oder wie ich es 
nenne für eine aktive Staatsbürgerschaft, 
welche genau aus diesem Grund nicht 
außerhalb des Staates sein können, stellen 
sich nichtsdestotrotz notwendig »in die glo
bale Perspektive eines Absterbens des Staa
tes«. Heute sind Poulantzas und andere 
nicht mehr da. Aber die kommunistischen 
Staatsbürger, die staatsbürgerlichen; Kom
munisten oder die Kommunisten der Staats
bürgerschaft sind immer noch da. »Unsicht
bar«, weil sie weder Armee, noch Lager, 
Partei oder Kirche haben. Es ist ihre Art zu 
existieren. 

Etienne Balibar 

Gekürzte Übersetzung aus dem Französischen von Serhat 
Karakayali, Laura Mestre-Vives und Stephan Adolphs. 

. . 
111 Vortrag auf dem internationalen KoJloquium in Erin-
nerung an Nicos Poulantzas »Politik heute« in Athen, 29. 
9·-2.10.1999 

12/ Nicos Poulantzas: Staatstheorie. Politischer Überbau, 
Ideologie, sozialistische Demokratie. Hamburg: VSA, 
1978. Im folgenden wird nur unter Nennung der Seiten
zahl zitiert. 
13/ Balibar zitiert eine in der deutschen Übersetzung nicht 
vorhandene Stelle aus der Staatstheorie. L'Etat, le pouvoir, 
le socialisme 1978: 238 
14/ Wortspiel mit »cercle vicieux«, Teufelskreis, (Anm. d . 

. Ü) 

15/ Robert Castel: Le metamorphoses de la question sod
ale. Fayard, 1995. Dt. Ausgabe: Die· Metamorphosen der 
sozialen Frage. Eine Chronik der Lohnarbeit. Univ.-VerL 
Konstanz, 2000 . 
16/ Die »preference nationale« (Bl!vorzugung der »Einhei
mischen« bei der Vergabe von Arbeitsplätzen,Wohnun
gen,etc.) gehört zum FQrderungskatalog der französischen 
Rechten. (Anrn. d . Ü .) 

/7/ Es handelt sich Um eine Anspielung auf Poulantzas 
Mitgliedschaft in der eurokommunistisch orientierten 
Griechischen Kommunistischen Partei (Inland) oder eben 
de l'Interieur. 
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Das Erste was einem a,uffällt, wenn man mit 
einem Shuttle a~f dem Raumhafen von 
Tomos l~det - ,einem kleinen, aber berühm-' 
ten Planeten iIi den äußeren Spiralannen der 
Andromeda-Galaxie - ist ein riesiger, durch
gesägter Tisch, der sich als eine Art Denkmal 
neben der Landebahn erhebt. Der zweite be
merkenswerte EindruckJ nachdem man das 
Shuttle bereits ntit etwas wackeligen Knien 
durch die Rut~che verlassen hat, ist das 
große Schild über dem Eingang zum Raum
hafen-Gebäude, auf dem in überdimensio
nalen Lettern steht: »Bienvenido a la patria 
di Benita Torres«. 

Benita Torres ist , so etwas wie die Natio
nalheidin von Tomos, Sie war unter den er
sten EinwanderInnen, die nach Tomos 
kamen, weil sie von den anderen Planeten 
die Schnauze voll hatten. Die Legende 
erzählt, Benita Torres habe als Datentech
nikeriri in einem der schmuddeligen High
Tech-Sweatshops ihres Heimatplaneten ge
arbeitet. Sie war gerade dabei, mit einer 
Hochleistungs-Säge die Rückwand eines 
Datenspeichers zu öffnen - Benita konnte 
siC;h nie recht abfinden mit der Philosophie 
des geplanten Verschleißes, wonach man ka
putte Geräte sofort wegzuwefen hat, damit 
die Wirtschaft floriert - als sie zu ihrem Chef 
gerufen wurde. Der Chef eröffnete ihr, er 
schätze ihre Arbeitsleistung wirklich außer:. 
ordentlich, der Betrieb verdanke ihr viel, 
aber die konjunkturelle Lage - die Gewinn
margen - die Ko~urrenz - kurzum, sie sei 
gefeuert. 

Benita, in Latzhose und hochgekrempel
ten Ärmeln, die Säge immer noch in der 
Hand1 sah den Chef ruhig an. Sie hatte so 
etwas. oft genug erlebt. Dann trat sie an sei
'nen' Schreibtisch - eine. wunderschöne, po
IJerte Edelholzarbeit - und sägte ihn mi~en 
durch. Der Tisch mit all den Geräten und Pa
pieren stürzte mit ohrenbetäubendem Länn 
zusammen. Benita nahm die kleinere Hälfte 
des Schreibtischs, mitsamt den zwei Tisch
b~inen, die da noch dranhingen, sagte: 
»Aber das gehört mir!« , drehte sich um und 

ging. 
Der Name des Chefs ist nicht überliefert. 

Es wird erzählt, seine Sekretärin habe ihn 
Stunden später gefunden, wie er immer . 
noch mit unverwandtem Blick auf die offene 
Türe starrte, durch die Benita Torres hinaus

gegangen war. 

Das war in gewisser Weise die Geburts
stunde des Tomismus. Benita Torres' Ge
schicl\te verbreitete sich wie ein Lauffeuer 
un'd wirkte wie ein Signal. Hölzerne Schreib-. 
tische kamen bei den Chefs in sehr kurzer 
Zeit aus der 'Mode. Was die Tomisten zu
sammenführte,. war der Eindruck, dass es 
ganz gleich war, nach welchem System ihr 
Planet verwaltet wurde- repräsentativ, ba
sisdemokratisch, sozialstaatlieh, marktwirt
schaftlich, staatssozialistisc~, naom, kropto
krativ oder momba~isch ~, im E'ndeffekt 

hatte man nirgends was zu sagen. Man 
konnte nichts mitnehmen, wenn man raus
flog; und man flog leicht raus, weil man 
nichts mitnehmen konnte. Es war, fanden 
die Tomisten, ähnlich wie bei der' Mülltren
nung: auf allen Tonnen steht was Verschie
denes drauf, aber letzten Endes wird 'doch 
alles zusammengeschüttet. 

Die Planeten, die heute noch so regiert 
werden, werden von den Tomisten verächt
lich Kühlschrankplaneten oder Knastplane-
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ten genannt. Kühlschrankplaneten, weil 
man ständig etwas gelie'feit bU9inntf, ':w.:as 
man ganz, bestimmt nicht bestellt h~t" nur 
weil man angeblich irgend wann vorgeburt- ' 
lieh unterschrieben hat. Man bekommt Ver
fassungen geliefert, Gesetze, Technologien, 
Umgehungsstraßen und K)iege~ ' obwohl 
man schwören könnte, dass man nichts ge-

. ord~rt h'hfuricl bestimmt nIcht dab~i ~a~ als 
das ausgehandelt wurde. Knastplaneten, 
weil a~ ihnen keine freie Kooperation 
herrscht, sondern erzwungene. Man steht 
drin tin'd hit sie iu-schfucken;" Wi~ ~ie"'i~t. 
Man ka'nn kehlen Einfluss auf die ' Regeln 
nehmen, weil man seine Ko,operationslei
stung nicht verweigern oder eirtschränken 
darf, und weil es niemand interessiert, wenn 
m~n g~ht, weil der Schreibtisch ja da bleibt. 
Knastpl~meten sind, sagen die Tomisten, wie 
Babuschkas: eine erzwungene Kooperation 
in der nächsten, ob Staaten, Betriebe, Schu
l~n oder Familien, ein einziges System von 
kleinen, großen und mittlere~ Knästen. . , 

Natürlich bekannten sich auch die Kühl
schrank- und Knastplaneten zu Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit. Aber das war, 
fanden die Tomisten, wenig wert. Gut für 
die, die immer mit den Schreibtischen zu
rückblieben; schlecht für die, denen gesagt 
wurde, der Schreibtisch geht euch gar nichts 
an. Die Tomisten nannten das ,)desking«: 

Unterschlagen, dass auch der Schreibtisch 
Teil und Produkt einer Kooper~tion war; 
Herausschneiden von Teilen aus;g,er kollek
tiven Kooperation; über die man· dann nicht 
mehr verhandeln konnte. Ein anderer Be
griff war »Gartenzwerging«: auch wenn 
man ganz genau gleich groß gemacht 
wurde, stand man immer noch im Garten 
herum, im Schatten eines riesigen Hauses, 
blieb der größte Teil des kollektiven Reich
tums der Gleichheit entzogen - da kam man 
nicht ran. 

Viele Jahre und viele zersägte Schreibtische 
später begann 'dann die Besiedlung vOn 

Tomos. Tomos galt allgemein als ein wenig 
brauchbarer Planet, aber für die Bedürfnisse 
der Tomisten war er ideal. Auf Tomos 
konnte man alles teilen, ohne dass es zu 
Katastrophen kam. Das lag daran, dass die 
Schwerkraft nicht richtig funktionierte; es 
gab schon welche, abe! irgendwie ,deutete 
sie nicht so konsequent in eine Richtung. 
Deshalb kann man auf Tomos heute seine 
Wohnung im 1. sStock herausziehen und 
mitnehmen, wenn einem die Hausgemein
schaft nicht gefällt, und sich woanders anla
gern, und das Haus fällt trotzdem nicht zu
sammen. Auch die Molekülstruktur ist auf 
Tomos ein wenig loser,. so dass man auch 
Produktionsanlagen mit geringem Aufwand 
auseinander ziehen kann, wenn man sich 
über den weiteren Kurs eines Betriebes oder 
Projekts nicht mehr einig wird. 

Man kann Leute auf Tomos auch. nicht 
schlagen oder erschießen. Also, man,kann es 
versuchen, aber das Ergebnis ist unbefriedi
gend: das Gewebe, weicht einfach aus. Nicht 
einmal einsperren kann man sie; sie krü,meln 
sich einfach molekular nach draußen. Heute 

. aus der Mode gekommen, aber in den frü
hen Jahren viel gebraucht ist die Möglich
keit, durch Schaben, Ziehen, Stauchen und 
Falten körperliche Merkmale wie Größe, 
Hautfarb~ und Geschlecht umzugestalten -
für den Fall, dass eine Gruppe, gestützt auf 
Absprachen über ihre gemeinsame Koope
rationsleistung, versucht Schilder aufzustel
len, »wir müssen leider draußen bleiben« . 

Man kann sich denken, welch ungeheuren 
Effekt diese Tatsachen auf die tomeisehe Ge
sellschaft haben. Die ungleiche Allokation 
von Gütern lässt sich, wenn die Anderen mit 
dieser Struktur der Kooperation nicht zu
frieden sind, nicht verteidigen, Deshalb 
kann ~an Kooperation auch nicht dadprch 
erzwingen, dass man al1:s zu sich rafft und 
den Andern sagt, du bekommst nur was ab, 
wenn, du dich mir zur Verfügung stellst oder 
für mich arbeitest - sie nehmen sich einfach, ' 
was sie brauchen. Man kann sich auch nicht 
nach bestimmten Eigenschaften zusammen
rotten, um andere kollektiv aus Kooperatio
nen auszuscN-ießen, denn die Eigenschaften 
sind wandelbar. Das einz~ge pruckmittel, 
d~s es gibt, ist die, Verweigerung oder Eiri
schrä~~ung der eigenen Kooperationslei
stung; und dies steht allen zur Verfügung. 

Die konterrevolutionäre Propaganda der 
Kühlschrank- und Kn~stplaneten, wen wun
dert's, überschüttete die Galcude mit ~arker
schütternden Lügen über die .grauenvollen 
Gebräuche der Tomisten. Alles würde ver
wahrlosen, Kultur und Zivilisation zerfie-, 
len. Nichts würde funktionieren, weil immer 
grade ein unzufriedener Arbeiter die Kur
belwelle oder den Generator mit nach Hause 
genommen hat, um eine neue Verhandlung 
zu erzwingen. Nie stehe ein warmes Essen 
auf dem Herd. Die Luft sei mit Blutgeruch 
erfüllt, weil die Leute sogarjhre Hunde und 
Katzen zersägten, wenn ~ie sich tren~ten. _ 

Okay. Es gab, in der Anfangszeit, Exzesse. 
Man kann auch sagen, 'dass manche Pro
zesse auf Tornos bis heute etwas langsamer 
ablaufen, weil man in den verschiedensten 
Kooperationen eben nicht einfach durchzi~ 
hen kann. Und wahr ist, dass die Tomisten 
bis heute leidenschaftlich Schreibtische zer
sägen, und dass dies bei allem bemühten, 
Verständnis (»eine symbolische Handlung, 
durch die man sich der historischen Grund
lagen der eigenen Gesellschaft vergewiss
sert«), auf Außenstehende . in höchstem 
Maße albern wirkt. Okay. 

All die anderen Argumente dagegen, die 
von den Kühlschrank- und Knastpla.neten 
mit,großer Geste gegen den Tomismus vor~ 

, gebracht wurden - der Tomismus könne 
nicht, funktionieren, weil man ein Förder
band oder eine Stahlbime nicht teilen könne; 
alle würden sieh nur noch in unendlichen 
Diskussionen über sämtliche Regeln erge
hen; der Andromedaner sei dafür einfach 
nicJ:lt gemacht usw. - ' erscheinen heute 'im 
Rückblick genauso lächerlich wie seinerzeit 
auf Terra die Behauptung, Ehen dürften 
nicht geschieden werden, weil sonst die Kin-
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der ~erelenden, die Haustiere unglücklich 
werden und die Männer jämmerlich verhun
gern würden, da Kochen nun mal nicht in 
ihrer Natur liege. 

Je mehr und bessere Erfahrungen die Kolo
nisten auf Tomos mit ihrer neue.n Gesell
schaft machten, desto 'stärkere tomistische 
Bewegungen ,entstanden, die nicht mehr , 
auswandern wollten, sondern die Kühl
schrank- und Knastplaneten gleiehfalls 
verändern. Wenn es ' die Molekularstruktur 
nicht hergab, mussten eben andere, gesell
schaftliche und soziale Voraussetzungen f\ir 

~, freie Kooperation geschaffen werden. Man 
'konnte doch überlegen, durch welche Maß
nahmen, Vereinbarungen und Veränderun
gen sien die molekularen Tatsachen auf 
Tomos auch für andere Planeten simulieren 
ließen. Und dann konnte man das doch ma
chen . . 

Diese Auseinandersetzungen dauern bis 
heute an, Sägen sirid in praktisch allen Bau
märkten dieser Planeten verboten worden, 
~be); 'die Bewegung hält das nicht auf. Das 
zentrale Manifest der neue tornistischen 
Interplanetare, das überall heimlich verteilt 
wird, gruppiert sich um zwei Parolen. Die 
eine lautet: Die WeIt ist ein Knast, befreit 
euch! Die andere lautet: Ihr habt den Kühl
schrank nicht bestellt, also braucht ihr ihn 
auch nicht zu bezahlen! 

Viele Deserteure, "'die sich aus einem 
unsinnigen Krieg absetzen, malen als ' Ab
schiedsbrief einen Kühlschrank in den Sand,. 
Es werden Unsummen verausgabt, um 
immer wieder aufs neue die Gitterstäbe ab

zuwis~hen, auszuspachteln o~er zu über
tünchen, die von unsichtbaren Händen auf 
Fabrikmauern, Parlamentsgebäuäe, Schul
tafein 'und Supermärkte gemalt- werden. 
NiCht"Wenige Chefs finden abends auf dem 
Parkplatz ihr Auto besprüht, mit einer ge
-?ackten, sägeartigen Linie, und einen 'Zettel 
'daneben: )}Aber das gehört uns!« 

In diesem ZusammenJ:!.ang entstand auch 
eine populäre und häufig missverstandene 
Geste, das sogenannte »Fork«. Man hebt 
dazu die Handfläche und spreizt Mittel- und 
Ringfinger auseinander, so dass eine Gabe
lung entsteht. Im tomistischen Gebrauch be
deutet das so viel wie }}danke, werui du das 
so siehst, dann teilen wir uns hier lieber, 
oder wir fangen nochmal neu an zu verhan- _ 
deIn.« Viele Tomisten verwenden sie auch 
einfach als Gruß oder Erkennungszeichen. 
Die Geste soll auf einen vulkanischen Theo
retiker zurückgehen, der sich auf seinen aus
gedehnten Reisen in Galaxien, die nie· zuvor 

, ein Vulkanier betreten hat, bahnbrechende 
Beiträge zur Anwendbarkeit des Tomismus 
auf Systeme mit konventioneller Schwer
kraft und Molekülstruktur geleistet hat. Die 
politischen Schriften ' dieses Yulkaniers 
weden auf Terra selbstverständlich lUlter 
strengstem Verschlussgeha-lten. Die Geste 
dagegen ist in,einigen populären TV-Serien 
bis heute erhalten geblieben. 

Christoph Spehr 
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